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1 Anlass und Zielsetzung  

Das Amt Büsum-Wesselburen steht aktuell vor vielfältigen Herausforderungen. Die Entwicklung im Amt ist 

geprägt von den Auswirkungen des demografischen Wandels sowie von einschneidenden wirtschaftlichen 

Umstrukturierungen (Windenergie, Tourismus). Das Amt ist mit den bevorstehenden Aufgaben nicht allein. 

Die Folgen des demografischen Wandels sind fast in der gesamten Bundesrepublik sichtbar, auch wenn 

nicht alle Regionen in Deutschland gleichermaßen von diesen Entwicklungen betroffen sind. Es ist zu erwar-

ten, dass sich vorhandene regionale Disparitäten verstärken werden und die Bundesrepublik in Schrump-

fungs- und Wachstumsgebiete teilt. Dabei sind insbesondere die ländlichen Räume im Fokus, in denen die 

Handlungserfordernisse für eine zukunftsfähige Entwicklung am dringlichsten sind. Die Veränderung der Al-

tersstruktur sowie die Schrumpfung der Bevölkerung sind letztlich keine Bedrohung der Zukunft, sondern 

bereits heute deutlich sichtbar und für viele Menschen spürbar.  

In einigen Gemeinden des Amtes wurden erste Maßnahmen im Bereich der Infrastruktur, der Wohnungs-

modernisierung und der Umfeldverbesserung sowie der Ortsentwicklung auf den Weg gebracht. Dennoch 

bleibt das Gefühl, dass an manchen Stellen die "zündende Idee" noch fehlt und die einzelnen Maßnahmen 

nicht ausreichend aufeinander abgestimmt sind bzw. noch keinem Gesamtkonzept für die Entwicklung des 

gesamten Amtsbereiches folgen. Nach dem Motto „Agieren statt Reagieren“ sollen die Folgen des demo-

grafischen Wandels aktiv gestaltet werden. Die Gemeinden haben sich dazu entschlossen, ein amtsweites 

Entwicklungskonzept auf den Weg zu bringen, das nachhaltige Daseinsvorsorge, Wachstum und Innovation 

sowie Bildung ganzheitlich auf Amtsebene betrachtet. Bestimmte besonders drängende Themenbereiche 

wie Mobilität, Siedlungsstruktur und Feuerwehr sollen mit innovativen Ansätzen weiterentwickelt und beför-

dert werden.  

Besonders im Fokus stehen dabei auch neue Organisationsformen hinsichtlich des Zusammenwirkens der 

amtsangehörigen Gemeinden. Für die einzelne Gemeinde ist eine verbindliche und langfristig tragfähige 

Planung mit Maßnahmen gegen den demografischen Wandel und zur Bereitstellung öffentlicher Infrastruktur 

zur kommunalen Daseinsvorsorge aufgrund ihrer Kleinteiligkeit nicht sinnvoll zu leisten. Ein Ziel des Amts-

entwicklungskonzeptes ist es daher, den Ansatz der „kommunalen Allianzen“ weiterzudenken und soweit 

möglich modellhaft umzusetzen, um vorhandene Kräfte zu bündeln und Synergieeffekte zu nutzen. Dabei 

bleiben die Gemeinden selbstständig und tragen zur regionalen Identität für die Bürger bei. Insbesondere in 

den ländlichen Regionen mit kleinen Gemeinden, wie auch im Amt Büsum-Wesselburen, ergeben sich erst 

durch die kommunale Zusammenarbeit finanzielle und personelle Spielräume, um sich mit den wichtigen 

Themen der öffentlichen Daseinsvorsorge auseinanderzusetzen und Anpassungen durch entsprechende 

Maßnahmen und Projekte zu realisieren. 

Das Konzept ist kein Schreibtischprojekt, sondern ein Gemeinschaftsprodukt mit Akteuren vor Ort, weshalb 

die Erstellung des Amtsentwicklungskonzeptes mit intensiver Beteiligung der Bürger im Amt erfolgt. Die Kon-

zepterstellung ist eine komplexe Aufgabe, bei der es gilt, in einem heterogenen Geflecht aus unterschiedli-

chen Betroffenheiten und kontroversen Interessenlagen zu einem von breiter Akzeptanz getragen Ergebnis 

zu kommen. Eine intensive Einbindung und Beteiligung der Öffentlichkeit für die Akzeptanz des Konzeptes 

sowie die Sicherung der Mitwirkungsbereitschaft an der Planung und auch späteren Umsetzung ist folglich 

unabdingbar. Die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen im Amt ist dabei ebenfalls von besonderer Be-

deutung. Kinder- und Jugendliche sind die Zukunft der Gemeinden, weshalb dies als Anlass genutzt werden 

soll, die jungen Menschen nach ihren Wünschen und Erfahrungen zu fragen und in die Erarbeitung des 

Konzeptes einzubinden. 

Im Ergebnis soll das Amtsentwicklungskonzept ein Handlungsleitfaden für kurzfristige Investitionen, aber 

insbesondere für zukünftige Entwicklungen sein. Die knappen Mittel sollten nach Möglichkeit in nachhaltige, 

für die positive Amtsentwicklung sinnvolle Projekte investiert werden, zunächst vorrangig in den Bereichen 

Siedlungsstruktur, Mobilität und Feuerwehr. Neben Projektansätzen und Maßnahmenvorschlägen enthält es 

daher zentrale Entwicklungsziele, die langfristig in der Förderlandschaft im oben genannten Sinne schlüssig 

und förderfähig erscheinen. Somit ist das vorliegende Amtsentwicklungskonzept nicht als Abschluss, son-

dern als ein Auftakt eines permanenten Diskussions- und Entwicklungsprozesses zu sehen.  



Amtsentwicklungskonzept Büsum-Wesselburen 

Endbericht (Beschlussfassung v. 23.04.2018)  

 

 

 
6 

2 Arbeits- und Beteiligungsprozess  

2.1 Allgemeines 

Die Beteiligung der Bürger des Amtes Büsum-Wesselburen sowie weitere relevante Akteure vor Ort 

(z.B. Vertretern aus Kommunalpolitik, Wirtschaft, Vereinen und Verbänden) ist ein wichtiger Grundpfei-

ler im Erarbeitungsprozess des Amtsentwicklungskonzeptes. Nur wenn es gelingt, die lokale Bevölke-

rung für eine aktive Mitwirkung zu gewinnen, um gemeinsam bestehende Herausforderungen zu iden-

tifizieren und mögliche Lösungswege zu entwickeln, kann ein solches Konzept erfolgreich sein. Ohne 

diese Mitwirkung können nur bedingt lokale Bezüge hergestellt werden, insbesondere fehlt es aber an 

Akzeptanz und Identifikation, welche für die Unterstützung bei der späteren Umsetzung und Reali-

sierung von Projekten von zentraler Bedeutung sind.  

Die Erarbeitung des Amtsentwicklungskonzeptes fußt daher auf fünf zentrale Elemente zur Beteiligung 

der Bürger sowie weiterer relevanter Akteure vor Ort:  

Auf eine detaillierte Darstellung der Ergebnisse des Beteiligungsprozesses wird bewusst verzichtet, 

sondern im Netz bereitgestellt bzw. dem Anlagenband beigefügt. Die Aussagen und Erkenntnisse aus 

dem Beteiligungsprozess fließen in die jeweiligen Kapitel direkt mit ein und wenn möglich werden Be-

züge hergestellt.  

 

 

Amtsentwicklungskonzept  

Büsum-Wesselburen 

 

Arbeitskreise / Ge-

sprächsrunden 

Öffentliche Bürger-

veranstaltungen 

Lenkungsgruppe / 

Bürgermeister-

werkstatt 

Presse und Öffent-

lichkeitsarbeit 

Gesonderte Kinder- und Jugendbeteiligung  

Abbildung 1: Organisationsstruktur des Beteiligungsprozesses 

Abbildung 2: Impressionen des Beteiligungsprozesses (Teil I) 
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2.2 Öffentliche Auftaktveranstaltung 

Der offizielle Startschuss für das Amtsentwicklungskonzept er-

folgte bei der Auftaktveranstaltung am 21.11.2016. Zielsetzung 

der Auftaktveranstaltung im Rahmen des Amtsentwicklungskon-

zeptes ist es, von den Einwohnern zu erfahren, welche Themen 

in ihren Gemeinden anstehen und was vorrangig angepackt wer-

den sollte. Es soll diskutiert werden, wie sich das Amt und dessen 

Gemeinden auf künftige Entwicklungen und die mit dem demo-

grafischen Wandel einhergehenden Veränderungen einstellen 

kann bzw. einstellen sollte.  

Die vorbereitende Analyse und die Diskussion während der Auf-

taktveranstaltung haben ein klares Bild ergeben, welche Themen 

zukünftig in den Fokus gerückt werden sollen: Kommunale Zu-

sammenarbeit, Wohnbauliche Entwicklung, Mobilität, Brand-

schutz, Ehrenamt sowie Wirtschaft und Tourismus.  

 

2.3 Vertiefung ausgewählter Themen in Arbeitsgruppen   

Die genannten Themen wurden in den darauffolgenden Monaten 

vertieft durch das Gutachterteam bearbeitet. Auch hier waren wie-

der die Bürger gefragt, um sich aktiv in den Erarbeitungsprozess 

einzubringen. Je nach Themenbereich gab es Befragungen, re-

gelmäßige Arbeitsgruppensitzungen und Fachgespräche, in de-

nen die bestehenden Fragestellungen diskutiert und konkrete 

Maßnahmen sowie Projektideen erarbeitet wurden.   

Zu den Sitzungen wurden jeweils relevante Personengruppen 

eingeladen. Für einen transparenten Arbeitsprozess wurden die 

Termine auch auf der Webseite des Amtes eingestellt.  

 

 

Sitzungsübersicht:  

▪ 09.03.2017 – 1. Arbeitsgruppe Feuerwehr/Brandschutz 

▪ 08.05.2017 – 1. Arbeitsgruppe Siedlungsentwicklung/Wohnen 

▪ 16.05.2017 – 1. Arbeitsgruppe Ehrenamt 

▪ 21.11.2017 – 2. Arbeitsgruppe Ehrenamt 

▪ 22.11.2017 – 2. Arbeitsgruppe Siedlungsentwicklung/Wohnen 

▪ 23.11.2017 – 2. Arbeitsgruppe Feuerwehr/Brandschutz 

▪ 07.02.2018 – 1. Arbeitssitzung mit den Wehren (ohne Kommunalpolitik) 

▪ 07.03.2018 – 2. Arbeitssitzung mit den Wehren (ohne Kommunalpolitik) 

▪ 27.03.2018 – 3. Arbeitsgruppe Feuerwehr 

 

 

Abbildung 3: Einladungsflyer zur Auftaktveran-
staltung am 21.11.2016 

Abbildung 4: Impressionen des Beteiligungsprozesses (Teil II) 
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2.4 Kinder- und Jugendbeteiligung1  

Um ganz konkrete Wünsche und Erwar-

tungen für die Zukunft von den Kindern 

und Jugendlichen des Amtes Büsum-

Wesselburen abzufragen, wurde eine 

gesonderte Kinder- und Jugendbeteili-

gung durchgeführt.  

Die Kinder- und Jugendbeteiligung star-

tete mit einem Online-Blog (www.jugend-

opn-doerp.blogspot.de), auf der die Ju-

gendlichen in Form von sogenannten 

Posts bzw. Kommentaren (in Form von 

Text, Bildern, Videos) ihre Wünsche, Er-

wartungen und Ideen äußern konnten.  

Parallel zum Blog wurden Schulworkshops an den weiterführenden Schulen durchgeführt. Ziel der Schul-

workshops war es, Handlungserfordernisse und erste Ideen für eine zukünftige Entwicklung des Amtes 

aufzunehmen. Als dritter Baustein wurde eine Jugendwerkstatt durchgeführt, um die gesammelten Vor-

schläge und Ideen gemeinsam weiterzuentwickeln und diese zu konkretisieren sowie zu verorten.  

 

2.5 Begleitende Lenkungsgruppe  

Zur Steuerung des Arbeitsprozesses sowie zur Abstimmung und Feinjustierung der Ergebnisse aus 

dem Beteiligungsprozess wurde dieser durch eine Lenkungsgruppe begleitet. Die Lenkungsgruppe 

setzte sich aus Vertretern der Gemeinden und der Amtsverwaltung sowie dem beauftragten Gut-

achterbüro zusammen. 

 

2.6 Öffentlichkeitsarbeit 

Zur Information und der Herstellung von Transparenz über den gesamten Arbeits- und Beteiligungspro-

zess wurden alle relevanten Informationen (insbesondere PPP und Protokolle) auf der Webseite des 

Amtes bzw. des Gutachterteams (www.raum-energie.de) bereitgestellt. Zusätzlich gab es regelmäßige 

Presseberichte, z.B. zum jeweils aktuellen Stand des Prozesses, sowie zu Einladungen der Veranstal-

tungen.  

Über Projektvorschläge wie das Dorfgemeinschaftshaus in Hedwigenkoog (siehe Kapitel 6) ist darüber 

hinaus in Einwohnerversammlungen im Details informiert worden.  

 

                                                      

1 Ein ausführlicher Bericht zur Kinder- und Jugendbeteiligung ist dem Anhang zu entnehmen. 

Abbildung 6: Impressionen aus dem Jugendbeteiligungsprozess 

Abbildung 5: Flyer zur Bewerbung der Kinder- und Jugendbeteili-
gung 

http://www.jugend-opn-doerp.blogspot.de/
http://www.jugend-opn-doerp.blogspot.de/
http://www.raum-energie.de/
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3 Ausgangsanalyse  

Grundlage für die Erarbeitung des Amtsentwicklungskonzeptes ist eine detaillierte Bestandsaufnahme 

und Erarbeitung einer SWOT-Analyse. Die themenspezifischen Erkenntnisse werden jeweils in den 

Handlungsfeldern näher erläutert. Die SWOT-Analyse ist dem Bericht als Anlage (siehe Anlage 1) bei-

gefügt. Darin enthalten sind auch die Themenbereiche Medizinische Versorgung und Bildung, die im 

Rahmen des Amtsentwicklungskonzeptes nicht tiefergehend behandelt wurden. Im Folgenden werden 

für das Amtsentwicklungskonzept wichtige Rahmenbedingungen, wie z.B. die zukünftige demografische 

Entwicklung und vorhandene Verflechtungsbeziehungen im Amt, näher erläutert.   

 

3.1 Beschreibung des Amtes Büsum-Wesselburen  

Das Amt Büsum-Wesselburen wurde am 25. Mai 2008 durch die Zusammenlegung der Gemeinden der 

Ämter Kirchspielslandgemeinde Büsum und Kirchspielslandgemeinde Wesselburen sowie der amts-

freien Stadt Wesselburen gegründet. Es entstand ein Amt mit 18 amtsangehörigen Gemeinden, in de-

nen mehr als 12.000 Einwohner leben. Das Amt Büsum-Wesselburen ist Teil der AktivRegion Dithmar-

schen.  

Das Amt Büsum-Wesselburen befindet sich im geografischen Großraum Norddeutschland bzw. im 

westlichen Teil Schleswig-Holsteins. Das Amt liegt nordwestlich im Kreis Dithmarschen und grenzt mit 

fünf der 18 Gemeinden (Büsum, Westerdeichstrich, Hedwigenkoog, Hellschen-Heringsand-Unter-

schaar, Wesselburenerkoog) direkt an die Nordseeküste. Die nächstgelegenen wirtschaftlichen Zentren 

sind die Städte Heide (in etwa 15 km Entfernung) und Husum (in etwa 40 km Entfernung). Die 18 Ge-

meinden umfassen eine Fläche von rund 143,76 km² mit 12.881 Einwohnern. Das entspricht einer Be-

völkerungsdichte von 90 Einwohnern je km.  

Die Gemeinden im Amtsgebiet sind vornehmlich landwirtschaftlich geprägt. Büsum als Unterzentrum bie-

tet alle Einkaufsmöglichkeiten für den täglichen Bedarf. Fachgeschäfte mit unterschiedlichen Angeboten 

und Handwerksbetriebe aller wichtigen Gewerke sind dort ansässig. Darüber hinaus bietet die Stadt 

Abbildung 7: Gesamtübersicht über den Beteiligungsprozess 
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Wesselburen als ländlicher Zentralort die Grundversorgung Bewohner aus dem Umland. Durch die Nähe 

zur Nordsee hat sich der Tourismus im Amt in den letzten Jahren immer weiter positiv entwickelt (vgl. auch 

Kapitel 3.4 Landes- und regionalplanerischer Vorgaben).  

 

3.2 Verflechtungsbeziehungen im Amt Büsum-Wesselburen 

Das Amt Büsum-Wesselburen existiert in dieser Zusammensetzung seit 10 Jahren (25. Mai 2008). Die 

Gemeinden des Amtes arbeiten aber schon wesentlich länger in unterschiedlichen Konstellationen zu-

sammen, wodurch wichtige Verflechtungsbeziehungen und funktionale Zusammenhänge in vielen Jahr-

zehnten ganz unterschiedlich gewachsen sind.  

Einerseits gibt es historisch bedingte Verflechtungsbeziehungen in den Grenzen der ehemaligen Ämter 

(Amt Kirchspielslandgemeinde Büsum, Amt Kirchspielslandgemeinde Wesselburen und ehemals amts-

freie Stadt Wesselburen). Wobei insbesondere die Verflechtungen zwischen den zentralen Orten und 

den Umlandgemeinden nach Aussage der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister sehr eng sind und 

vielfältige gemeindeübergreifende Kooperationen bestehen, so z.B. zwischen den Gemeinden  

▪ Büsum, Oesterdeichstrich, Büsumer Deichhausen, Warwerort, Westerdeichstrich und z.T. auch 

Hedwigenkoog sowie  

▪ der Stadt Wesselburen und seinen ehemaligen Umlandgemeinden (Amt KLG Wesselburen)  

Andererseits sind die Verflechtungsbeziehungen im Amt durch kleinere teilräumliche Kooperationen ge-

kennzeichnet. Es bestehen zahlreiche gemeindeübergreifende Kooperationen und Zusammenschlüsse 

zwischen Vereinen, Feuerwehren und sozialen Einrichtungen (siehe u.a. Kapitel 8 Lebendiges Ehren-

amt und Dorfleben). Andere Gemeinden wiederum orientieren sich aufgrund ihrer Randlage stärker in 

die umliegenden Ämter oder der Stadt Heide (z.B. Strübbel und Oesterwurth). Dies führt zu Doppelbe-

lastungen für die Gemeinden, wenn z.B. soziale Infrastrukturen in den Nachbarämtern genutzt werden.   

Weitere Verflechtungsbeziehungen respektive funktionale Zusammenhänge ergeben sich aus der Wirt-

schaftsstruktur der einzelnen Gemeinden. Die Gemeinde Büsum und seine direkten Nachbarn (Wes-

terdeichstrich, Büsumer Deichhausen) sind wirtschaftlich sehr stark touristisch geprägt. Die übrigen Ge-

meinden sind z.T. auch im Tourismussektor tätig, sind aber insbesondere durch Windkraft und Land-

wirtschaft geprägt.  

Aus der vorherigen Analyse resultiert, dass das Amt und seine Gemeinden durch vielfältige Verflech-

tungsbeziehungen in ganz unterschiedlichen räumlichen Kontexten gekennzeichnet sind. Dies ist ein 

wichtiges Indiz dafür, dass die kooperative Zusammenarbeit gut funktioniert und bestehende ebenso 

wie ehemalige administrative Grenzen im Sinne einer variablen Geometrie verwischt werden, aber auch 

vereinzelt, nach Aussage einiger Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, die alten Grenzen noch in den 

Köpfen sind. Insgesamt ist festzustellen, dass sich im Grunde kaum bis keine spezifischen Teilräume 

hervortun, sondern thematische und funktionale Verflechtungen vor allem fließend sind.  
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3.3 Demografische Entwicklung  

In Schleswig-Holstein wird bis 2030, bezo-

gen auf das Basisjahr 2014, die Bevölke-

rung um 1,4% ansteigen. Bis 2020 profitie-

ren von dieser Entwicklung alle Kreise des 

Landes, danach wird sich die positive Ein-

wohnerentwicklung vor allem auf die Rand-

kreise der Metropolregion Hamburg und 

die Städte Flensburg und Kiel beschrän-

ken.  

Der Altersaufbau der Bevölkerung in 

Schleswig-Holstein wird sich zu Gunsten 

der älteren Bevölkerungsgruppen verän-

dern. Die Altersgruppe ab 65 Jahre wird bis 

2030 landesweit um 23% zunehmen. Die 

Gruppe der 21- bis 65-Jährigen wird um 

knapp 5% abnehmen.  

Das betrifft diejenigen, die u.a. Familien 

gründen, Bauland nachfragen und aktiv im 

Arbeitsleben sind. Die Rückgänge in der Al-

tersgruppe von 0-21 Jahre betragen zwi-

schen 5% und 6%. Betroffen von dieser 

Entwicklung sind u. a. Schulstandorte und 

die Angebote der Kinderbetreuung. 

Die positive Grundtendenz der Bevölke-

rungsentwicklung gilt nicht für den Kreis 

Dithmarschen oder den Amtsbereich 

Büsum-Wesselburen. Laut der aktuellen 

kleinräumigen Bevölkerungsprognose wird die Bevölkerung bis zum Jahr 2030 um 5,6% abnehmen, 

wobei es sich um die zweitstärkste Abnahme in Schleswig-Holstein handelt. Im Amtsbereich wird ein 

Bevölkerungsrückgang von 12.372 auf 11.999 Einwohner prognostiziert, was einem Rückgang von 3% 

entspricht.  

  

2014 2030
absolute 

Differenz
Differenz in %

Schleswig-

Holstein 2.830.864 2.870.300 39.436 1,4

0-20 556.190 525.100 -31.090 -5,6

21-65 1.635.958 1.559.800 -76.158 -4,7

65 und älter 638.716 785.400 146.684 23

2014 2030
absolute 

Differenz
Differenz in %

Kreis 

Dithmarschen 132.685 125.285 7.400 -5,6

0-17 22.020 18.558 -3.462 -15,7

18-64 78.947 67.798 -11.149 -14,1

65 und älter 31.718 38.929 7.211 22,7

Tabelle 1: Bevölkerungsentwicklung 2014 – 2030 für Schleswig- Holstein. 
Datengrundlage: Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein 
(2016). 

Tabelle 2: Bevölkerungsentwicklung 2014 – 2030 für den Kreis Dithmar-
schen. Datengrundlage: Kleinräumige Bevölkerungsprognose für den 
Kreis Dithmarschen (GGR 2017) 

2014 2030
absolute 

Differenz
Differenz in %

Amt Büsum-

Wesselburen 12.372 11.999 -373 -3,0

0-17 1.725 1.515 -210 -12,2

18-64 6.736 5.958 -778 -11,6

65 und älter 3.911 4.526 615 15,7

Tabelle 3: Bevölkerungsentwicklung 2014 – 2030 für das Amt Büsum-Wes-
selburen. Datengrundlage: Kleinräumige Bevölkerungsprognose für die 
Gemeinden im Amt Büsum-Wesselburen (GGR 2017). 
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3.3.1 Demografische Entwicklung im Amt Büsum-Wesselburen2  

Wie auf Abbildung 8 zu erkennen ist, variiert die 

Entwicklung deutlich in den einzelnen Gemeinden 

und reicht von einer Abnahme der Bevölkerung 

um 24,1% in Reinsbüttel bis zu einer Zunahme 

von 26,4% in Oesterdeichstrich. Die Bevölke-

rungszusammensetzung wird sich in den kom-

menden Jahren, wie auch auf Land- und Kreis-

ebene, stark verändern. Auffällig ist vor allem der 

Anstieg der Personen, die 75 Jahre oder älter 

sind. Im Amtsbereich wird in dieser Altersgruppe 

eine Zunahme von 27,3% Prozent prognostiziert. 

In einzelnen Gemeinden, wie den Orten Büsum 

und Oesterdeichstrich erhöht sich der Anteil sogar 

um 40,9% beziehungsweise um 60,4%, wohinge-

gen er in der Gemeinde Hedwigenkoog um 4,4% 

abnimmt. Insgesamt liegt der zu erwartende Zu-

wachs an Senioren (Bevölkerung über 65 Jahren) 

über dem Landesdurchschnitt von 23%.   

Der Anteil der Jüngeren (Bevölkerungsgruppe 0-

17 Jahre) hingegen wird im Amt Büsum-Wessel-

buren voraussichtlich um 12,2% abnehmen. Die-

ser Wert stellt im Vergleich zum Land Schleswig-

Holstein eine wesentlich höhere Abnahme (-5,6%) 

dar. Besonders die Gemeinden Oesterwurth (-

39,4%) und Reinsbüttel (-48,8%) werden von star-

ken Rückgängen der jüngeren Bevölkerung betroffen sein. Ausnahmen bilden die Gemeinden Wester-

deichstrich (+20,3%) und Büsumer Deichhausen (+31%), dort ist mit einer Zunahme dieser Bevölke-

rungsgruppe zu rechnen. 

 
   

                                                      

2 Quellen: Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein (2016): Statistische Berichte Kennziffer: A I 8 – j 16 SH „Be-

völkerungsentwicklung in den Kreisen und kreisfreien Städten Schleswig-Holsteins bis 2030“ (für Landes- und Kreisdaten); 

GGR (2017): Kleinräumige Bevölkerungsprognose für das Amt Büsum-Wesselburen (vorläufig) 

Abbildung 8: Prognostizierte Bevölkerungsentwicklung 
2014-2030 für das Amt Büsum-Wesselburen (relativ) 

Abbildung 9: Gesamtüber-
sicht der Veränderung der 
Altersstruktur im Amt 
Büsum-Wesselburen 
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Eine ähnliche Entwicklung ist in der mittleren Bevölkerungsgruppe der 18- bis 44-Jährigen zu beobach-

ten. Der Anteil der Bevölkerung in der mittleren Altersklasse wird voraussichtlich um 7,7% abnehmen. 

Eine stark rückläufige Bevölkerungsentwicklung ist ebenfalls wieder in den Gemeinden Reinsbüttel (-

37,2%) und Oesterwurth (-37,8%) zu erwarten. Darüber hinaus sind fünf weitere Gemeinden mit deutlich 

negativer Entwicklung zu beobachten. Als Gemeinden mit deutlich positiver Entwicklung der mittleren 

Bevölkerungsgruppe sind Oesterdeichstrich (37,2%) und Strübbel (38,2%) zu nennen.  

Insgesamt ist eine stark auseinandergehende 

Entwicklung der einzelnen Gemeinden im 

Amtsbereich Büsum-Wesselburen zu beobach-

ten. Während zum Beispiel die Gemeinde 

Büsumer Deichhausen mit einer besonders 

starken Zunahme an Kinder und Jugendlichen 

(31%) heraussticht, weisen andere Gemeinden 

stark rückläufige Entwicklungen auf. Besonders 

in der Gemeinde Reinsbüttel sind diese drasti-

schen Rückgänge zu beobachten. Die Ge-

meinde weist eine negative Bevölkerungsent-

wicklung für die Bevölkerungsgruppen von 0- 

bis 17-Jahren (-48,8%) und 18- bis 44-Jahren (-

37,2%), jedoch einen deutlichen Zuwachs der 

älteren Bevölkerung über 75 Jahren (25,7%) 

auf. Die Auswirkungen des demografischen 

Wandels sind beispielsweise auch in Büsum zu 

beobachten, wo der Anteil an Bevölkerung über 

74 Jahren bis 2030 auf voraussichtlich 40,9% 

steigen wird, während der Anteil an Kindern und 

Jugendlichen um 15,9% zurückgehen wird. Auf-

fällig sind ebenfalls die Gemeinde Oesterdeich-

strich und Strübbel, die als einzige eine durch-

weg positive Bevölkerungsentwicklung in allen 

Bevölkerungsgruppen aufweisen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abbildung 10: Prognostizierte Bevölkerungsentwicklung 
2014-2030 der Altersgruppe 0-17 Jahre für das Amt Büsum-
Wesselburen (relativ) 
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3.4 Landes- und regionalplanerische Vorgaben  

Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein (2010) 

Der Landesentwicklungsplan (LEP) beschreibt die räumliche Entwicklung des Landes bis zum Jahr 

2025 und ist zugleich Grundlage für die neuen Regionalpläne in Schleswig-Holstein, deren Aufstellung 

voraussichtlich 2019 abgeschlossen sein wird. Das Amt Büsum-Wesselburen wird dann dem neuen 

Planungsraum III angehören, der aus den Kreisen Dithmarschen, Steinburg, Segeberg, Pinneberg, 

Stormarn, Herzogtum Lauenburg, Ostholstein und der Stadt Lübeck bestehen wird. Auch der Landes-

entwicklungsplan wird in näherer Zukunft fortgeschrieben werden. Grundlage hierfür bietet die Landes-

entwicklungsstrategie, die zurzeit bearbeitet wird. Der LEP beschreibt das Amtsgebiet als ländlichen 

Raum, der u.a. als eigenständiger, gleichwertiger und zukunftsfähiger Lebensraum gestärkt werden soll, 

indem die Daseinsvorsorge sowie das Netz des ÖPNV gesichert werden.3 Dies schließt eine Verbes-

serung der Verkehrsbedienung durch neue Angebotsformen ein. 

  

                                                      

3 LEP 2010 – Ziele und Grundsätze in Bezug auf „Ländliche Räume“ (S. 28) 

Abbildung 12: Prognostizierte Bevölkerungsentwicklung 
2014-2030 der Altersgruppe 18-44 Jahre für das Amt 
Büsum-Wesselburen (relativ) 

Abbildung 11: Prognostizierte Bevölkerungsentwicklung 
2014-2030 der Altersgruppe über 75-Jährige für das Amt 
Büsum-Wesselburen (relativ) 
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Relevante Festlegungen im LEP:  

Gemeinde Büsum ist Unterzentrum (Ziffer 2.2.3) 

• stellt den Grundbedarf an qualifizierten Gütern und Dienstleistungen sicher 

Stadt Wesselburen ist ländlicher Zentralort (Ziffer 2.2.4) 

• stellt den Grundbedarf an Güter- und Dienstleistungen sicher 

Gemeinde Büsum ist Schwerpunktraum für Tourismus und Erholung (Ziffer 3.7.1) 

• Tourismus und Erholung soll besonderes Gewicht beigemessen werden bei raumbedeutsamen Planungen, Maßnah-

men und Vorhaben 

• hochwertige Standorte sollen zur Stärkung des örtlichen und regionalen Tourismus hochwertigen Tourismuseinrichtun-

gen und -angeboten vorbehalten werden 

Fast das gesamte Amtsgebiet ist Entwicklungsraum für Tourismus und Erholung (Ziffer 3.7.2) 

• gezielte regionale Weiterentwicklung der Möglichkeiten für Tourismus und Erholung  

• vorrangig Aufbau auf den vorhandenen (mittelständischen) Strukturen 

• weitere Erschließung durch Ausbau von Einrichtungen für die landschaftsgebundene Naherholung 

 

Regionalplan für den Planungsraum Schleswig-Holstein Süd-West 

Bis zur Aufstellung der neuen Regionalpläne gelten neben dem LEP die Festsetzungen des alten Re-

gionalplanes für den bisherigen Planungsraum Schleswig-Holstein Süd-West. Der gesamte Amts-

bereich ist danach als Gebiet mit besonderer Bedeutung für Tourismus und Erholung gekennzeichnet, 

wobei diese sich auf die im LEP dargestellten Gemeinden beschränkt.  

 

Relevante Festlegungen im Regionalplan: 

Gemeinde Büsum und Stadt Wesselburen sind baulich zusammenhängende Siedlungsgebiete eines zentralen Ortes (Ziffer 6.1): 

• Zielsetzung ist eine vorausschauende Bodenvorratspolitik 

• um den Bodenschutz zu gewährleisten, soll eine Betonung auf der Innenentwicklung liegen 

• Ortsteile, die im baulichen Siedlungszusammenhang stehen, sollen an der Entwicklung des zentralen Orts teilnehmen 

Stadt Wesselburen ist als ländlicher Zentralort festgelegt (Ziffer 6.1 (1)) 

• Wohnbautätigkeit ist weiter funktionsgerecht zu intensivieren 

• für gewerbliche Flächen soll ausreichend Fläche vorgehalten werden 

Gemeinde Büsum ist Ordnungsraum für Tourismus und Erholung (Ziffer 4.2) 

• Umgang mit Freiräumen soll schonend passieren 

• Qualität und Struktur des touristischen Angebots sollen verbessert und erweitert werden 

• der Bau von Zweitwohnungen soll zurückhaltend erfolgen 

• Ausbau für Stellplätze mit Entsorgungsmöglichkeiten sollen vermehrt unter Berücksichtigung der Natur geschaffen wer-

den 
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4 Handlungsstrategie „Perspektiven für die Zukunft  
unserer Gemeinden“  

Übergeordnetes Ziel für die Amtsentwicklung und die dazugehörigen 18 Gemeinden ist es, die gute 

Lebensqualität der Bürger zu erhalten und zu verbessern. Ein integriertes und ganzheitliches Vorgehen 

ist dabei zentrale Voraussetzung für eine erfolgreiche Umsetzung. Soziale, wirtschaftliche und ökologi-

sche Belange sind deshalb in gleicher Weise zu berücksichtigen.  

Die Handlungsstrategie „Perspektiven für die Zukunft unserer Gemeinden“ basiert auf der freiwilligen 

Zusammenarbeit der 18 Amtsgemeinden und soll die Entwicklung in den nächsten Jahren maßgeblich 

leiten. Auf Basis der vorangegangenen Analyse, dem intensiven Beteiligungsprozess und der Abstim-

mung mit den Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern sind folgende Handlungsfelder schwerpunktmä-

ßig für zukünftige Entwicklung ausgewählt worden:     

▪ Abgestimmte Siedlungsentwicklung 

▪ Attraktive Ortsmitten  

▪ Flexible Mobilität auf dem Land 

▪ Lebendiges Ehrenamt und Dorfleben  

▪ Vielseitige Angebote für junge Menschen  

▪ Tragfähige Feuerwehren 

▪ Wirtschaftliche Entwicklung 

▪ Digitalisierung (Querschnittsthema)  

▪ Weiterentwicklung der kommunalen Zusammenarbeit (Querschnittsthema) 

Die genannten Handlungsfelder werden im Folgenden jeweils ausführlich mit einer kurzen Darstellung 

der Ausgangslage, einer Übersicht über die Ergebnisse des Beteiligungsprozesses sowie daraus abge-

leiteten Handlungsempfehlungen und Maßnahmen bzw. Projektvorschlägen dargestellt. Damit werden 

neben strategischen (Handlungs-)Ansätzen und Leitlinien auch praktische Lösungswege und erste Re-

alisierungsschritte aufgezeigt. Das Amtsentwicklungskonzept ist in diesem Zusammenhang nicht als 

Endprodukt, sondern als Auftakt für einen langfristigen Entwicklungsprozess zu sehen. Eine wichtige 

Aufgabe des Amtes und der 18 Gemeinde ist es, die Handlungsstrategie und die damit verbundenen 

Ansätze und Maßnahmen durch ein professionelles Projekt- und Umsetzungsmanagement in den 

nächsten Jahren auf den Weg zu bringen. 

 

Übersicht der bisherigen Projekt- und Maßnahmenvorschläge:  

Projekt- 

nummer 

Titel des Projektes 

Handlungsfeld „Abgestimmte Siedlungsentwicklung“  

PS 1 Kooperationsvereinbarung S. 33 

PS 2 Einfaches Flächenmonitoring  S. 34 

Handlungsfeld „Attraktive Ortsmitten“ 

PO 1 Dorfgemeinschaftshaus Hedwigenkoog S. 39 

PO 2 Sicherung des Gemeindetreffpunktes in Norddeich  S. 40 

PO 3 Ideenbörse für eine attraktive Dorfmitte S. 41 

PO 4 Startprojekt „Innenentwicklung“ S. 42 

Handlungsfeld „Flexible Mobilität auf dem Land“  

PM 1 Buskorridore „Heide – Büsum“ und „Wöhrden – Wesselburen – Büsum“ S. 52 

PM 2 Vorbereitung der halbflexiblen BusShuttles S. 52 
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PM 3 Halbflexible BusShuttles am Standort Wesselburen S. 53 

PM 4 Halbflexibler BusShuttle (oder klassisches Anruf-Sammel-Taxi) am Standort Büsum S. 53 

PM 5 Kooperationen zur Effizienzsteigerung S. 54 

Handlungsfeld „Lebendiges Ehrenamt und Dorfleben“ 

PE 1 Ehrenamtskoordinator (inkl. Ehrenamtsstammtisch und -lotsen) S. 59 

PE 2 Einrichtung einer amtsweiten Internetplattform S. 61 

PE 3 Ergänzung der Internetplattform durch ein Crowdfundingtool S. 63 

PE 4 Informationskampagne als langfristige Strategie  S. 64 

PE 5 Amtsübergreifende Seniorenvertretung S. 65 

Handlungsfeld „Angebote für Kinder und Jugendliche“ 

PJ 1 Jugendforum Büsum-Wesselburen S. 67 

Handlungsfeld „Tragfähige Feuerwehren“ 

PF 1 Personal- und Nachwuchsgewinnung und -sicherung: Anreizstrategien für Mitglieder und poten-

zielle (Neu-)Mitglieder 

S. 78 

PF 2 Personal- und Nachwuchsgewinnung und -sicherung: Anreizstrategien für Arbeitgeber S. 79 

PF 3 Sicherung der Tagesalarmbereitschaft: Hauptamtlich Beschäftigte zur Unterstützung der Arbeit 

in den Feuerwehren 

S. 80 

PF 4 Sicherung der Tagesalarmbereitschaft: Öffentliche Angestellte in die Feuerwehren S. 80 

PF 5 Sicherung der Tagesalarmbereitschaft: Finanzierung der zum Führen von Feuerwehrfahrzeu-

gen nötigen Fahrerlaubnis 

S. 81 

PF 6 Sicherung der Tagesalarmbereitschaft: „Qualifizierungsoffensive“ – Kontingente für Ausbildun-

gen und Lehrgänge 

S. 82 

PF 7 Kontinuierliche Anpassung der Alarm- und Ausrückeordnungen an die tatsächlichen Ausrücke-

zeiten und -stärken 

S. 82 

PF 8 Fortführung der Diskussionen um einen Neuzuschnitt der Löschbezirke S. 83 

PF 9 Definition einer Mindest- oder Grundausstattung für jede Feuerwehr S. 84 

PF 10 Fortsetzung der Diskussion um Funktionsteilung und unter Erreichbarkeitsgesichtspunkten stra-

tegisch besonders wichtige Standorte 

S. 84 

Handlungsfeld „Digitalisierung“ (Querschnittsthema) 

PD 1 Digitale Agenda für das Amt Büsum-Wesselburen S. 94 

Handlungsfeld „Kommunale Allianzen“ (Querschnittsthema) 

PK 1 (Weiter-)Entwicklung „Kommunaler Allianzen“ S. 97 
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5 Handlungsfeld: Abgestimmte Siedlungsentwicklung 

Um die Attraktivität und Lebensqualität des Amtes Büsum-Wesselburen zu erhalten, kommt einer be-

darfsgerechten Siedlungsentwicklung und Versorgung mit Wohnraum eine besondere Bedeutung zu. 

Hierbei sind insbesondere verändernde Rahmenbedingungen (Bevölkerungsrückgang, Veränderung 

der Altersstruktur, etc.), die erhebliche Folgen für die Nachfrage nach Wohnraum haben, zu berücksich-

tigen. Außerdem ist für die Zukunftsfähigkeit der Kommunen von Bedeutung, dass sämtliche vergan-

gene und zukünftige bauliche Entwicklungen Folgekosten verursachen, die trotz stetig abnehmender 

Bevölkerungszahlen weiterhin geleistet werden müssen. Auch deshalb ist ein besonderer Fokus auf 

den Wohnungsbestand, eine Stärkung der Innenentwicklung und die vorhandenen Ortskerne zu legen.  

Aufgrund der Wechselwirkungen zwischen den Kommunen und ihren funktionalen Verflechtungen ist 

es geboten, die wohnbauliche Entwicklung nicht allein für jede einzelne Gemeinde zu planen, sondern 

eine gemeinsame Abstimmung zwischen den Kommunen anzustreben. Hierdurch können Konkurren-

zen zwischen den Kommunen und dadurch entstehende Überangebote vermieden, ein regional be-

darfsgerechtes und qualitativ hochwertiges Flächenangebot sichergestellt, gleichzeitig eine angemes-

sene Teilhabe aller Kommunen an der regionalen Entwicklung gewährleistet sowie Synergien bei der 

Intensivierung der Innenentwicklung und der Stärkung der Ortsmitten generiert werden.  

Im Folgenden werden nach einer Beschreibung der Ausgangslage im Amt Büsum-Wesselburen zu-

nächst vorhandene Herausforderungen und Bedarfe aus dem Arbeits- und Beteiligungsprozess und die 

daraus folgende Zielsetzung dargestellt sowie erste Umsetzungsschritte skizziert, die notwendig sind, 

um die Zielsetzung zu erreichen. Einige dieser Schritte sind im Rahmen der Erarbeitung des Amtsent-

wicklungskonzeptes bereits erfolgt und werden ebenso im Folgenden dargestellt.  

 

5.1 Ausgangslage4 

Das Amt Büsum-Wesselburen ist geprägt durch eine disperse Siedlungsstruktur mit zwei zentralen Or-

ten (siehe auch Kapitel 3.5 Landes- und regionalplanerische Vorgaben). Die zentralen Orte sowie einige 

Gemeinden zeichnen sich durch einen jeweils zusammenhängenden Siedlungskörper aus. Die übrigen 

Gemeinden, insbesondere sehr kleine Gemeinden, verfügen meist nicht über einen klar definierten Orts-

kern, sondern erstrecken sich entlang einer Hauptverkehrsstraße oder lassen sich als Streusiedlung 

charakterisieren.  

Die Wohnfläche pro Einwohner im Amt Büsum-Wesselburen liegt mit 67,4 m² deutlich über dem Durch-

schnitt des Kreises Dithmarschen (53,7 m²). Der erhöhte Flächenbedarf bedingt sich durch kleinere 

Haushaltsgrößen. Der Anteil von 1- und 2- Personenhaushalten im Amt ist mit 51,4 % im Vergleich zum 

Kreis Dithmarschen (46,5 %) deutlich höher. Die Leerstandsquote im Kreis Dithmarschen von 3,4 % 

liegt etwas über dem Schnitt von Schleswig-Holstein (2,8%). Im Amt Büsum-Wesselburen sind keine 

nennenswerten Leerstände zu verzeichnen. In einigen Gemeinden gibt es eine kleinere Anzahl an Bau-

lücken (z.B. Strübbel, Westerdeichstrich, Reinsbüttel) und Leerständen von größeren Höfen bzw. Un-

ternutzung von Gebäuden (z.B. in Wesselburenerkoog und Friedrichsgabekoog). In Wesselburen und 

Büsum gibt es noch einige Baugebiete, die ausgewiesen, aber noch nicht bebaut sind. 

Im Amtsbereich gibt es erste Projekte zum generationengerechten Neu- und Umbau für altengerechtes 

Wohnen. In einem Vorzeigeprojekt in Wesselburen wurde das altersgerechte Wohnen realisiert. Den-

noch ist der Bedarf an altengerechten Wohnungen bislang zu wenig im Fokus, denn die Nachfrage nach 

kleinem und günstigerem Wohnraum sowohl für Jüngere als auch für Ältere wird zukünftig weiter stei-

gen. 

                                                      

4 vgl.  Statistikamt Nord 2012, S. 32ff. und Zensus 2011, S. 17 
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Das Amt weist erschwingliche Miet- und Eigentumspreise sowie einige Freiflächen zur Bebauung auf 

und bietet dadurch einen Standortvorteil für junge Familien. Dennoch führt die Zunahme der Zweit- und 

Ferienwohnungen (z.B. in Büsum und Wesselburener Deichhausen) zu Preissteigerungen auf dem 

Wohnungsmarkt und trägt damit zu Verdrängung der lokalen Bevölkerung, insbesondere in den Ge-

meinden Büsum und Umgebung bei. Außerdem birgt eine wachsende Anzahl von Zweitwohnungen das 

Risiko einer negativen Entwicklung für das Gemeinschaftsleben in den Orten, da sich die Bewohner nur 

bedingt am Dorfleben beteiligen.  

Es existiert zurzeit kein flächendeckendes Leerstands- und Innenentwicklungskataster zur Identifizie-

rung von Potenzialen innerhalb der Ortsstrukturen. Einige Gemeinde, z.B. Büsumer Deichhausen oder 

Norddeich, verfügen über eine Innenentwicklungspotenzialanalyse. Insgesamt sind bislang wenig Leer-

stände zu verzeichnen, jedoch sind viele Flächen, z.B. alte Hofstellen oder Einfamilienhäuser mit älteren 

Bewohnern, potenziell vom Leerstand bedroht.  

Zur Vorbereitung einer Abstimmung der Siedlungsentwicklung zwischen den Kommunen wurden alle 

Gemeinden im Amt Büsum-Wesselburen anhand eines Fragebogens u.a. zur bisherigen sowie zu der 

erwarteten baulichen Entwicklung befragt. Danach haben einige Gemeinden (nach wie vor) eine erheb-

liche Nachfrage nach Wohnraum und planen demnach größere Neubauvorhaben, z.T. auch im Innen-

bereich. Andere Gemeinden sehen aufgrund der fehlenden Nachfrage zukünftig nur wenig oder gar 

keinen Entwicklungsbedarf.  

 

5.2 Vorhandene Herausforderungen und Bedarfe aus dem Arbeits- und Beteiligungsprozess 

▪ bessere (Nach-)Nutzung der vorhandenen Bausubstanz notwendig, um Innenbereiche und 

Ortskerne zu stärken 

▪ vorhandene Innenentwicklungspotenziale, soweit noch nicht erfolgt, erheben 

▪ (kommunalen) Zugriff auf Brachflächen oder Bestandsgebäude mit Entwicklungspotenzial im 

Innenbereich verbessern 

▪ hohe Immobilienkosten, insbesondere für „Einheimische“ durch die steigende Zahl von Zweit- 

und „Alterswohnsitz“ für Menschen aus ganz Deutschland, durch Schaffung von geeignetem 

Wohnraum begegnen  

▪ wohnbauliche Entwicklung vermehrt am qualitativen Bedarf ausrichten 

▪ differenzierte Betrachtung der zukünftigen Bevölkerungsentwicklung notwendig, um z.B. Bedarf 

an Seniorenwohnungen abschätzen zu können  

▪ zukünftige Folgekosten für soziale und technische Infrastrukturen, z.B. durch die Planung von 

Neubaugebieten bislang hauptsächlich in „Randbereichen“, minimieren 

▪ fehlende Stärkung von Ortsmitten in den Fokus nehmen 

▪ Lösungswege suchen für kleinere Gemeinden ohne Versorgungsangebote, die vielfach von Ab-

wanderung betroffen sind 

 

5.3 Zielsetzung 

Zielsetzung der zukünftigen Siedlungsentwicklung ist ihre Ausrichtung am quantitativen und qualitativen 

Bedarf, unter der Prämisse Innen- vor Außenentwicklung. Die Entwicklung sollte dabei in interkommu-

naler Zusammenarbeit erfolgen, um die Bedarfe aufeinander abzustimmen und Konkurrenzen zwischen 

den Gemeinden zu vermeiden.  

Die Zielsetzung einer interkommunal abgestimmten Siedlungsentwicklung, unter Wahrung der kommu-

nalen Planungshoheit, deckt sich mit den Grundsätzen und Zielen der Raumordnung, die im 
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Landesentwicklungsplan 2010 vorgegeben sind und trägt zum „langfristigen Erhalt von Einrichtungen 

der Daseinsvorsorge“ und zur „Sicherung gleichwertiger Lebensverhältnisse“ bei.5  

Funktionsweise einer abgestimmten Siedlungsentwicklung 

Zur interkommunalen Abstimmung der Siedlungsentwicklung zwischen den Kommunen im Amt Büsum-

Wesselburen wird folgende Vorgehensweise vorgeschlagen:  

▪ Wohnraumbedarfsabschätzung als Grundlage für die gemeinsame Abstimmung der 

Siedlungsentwicklung (siehe Kapitel 7.4 Wohnraumbedarfsabschätzung für die Gemeinden 

des Amtes Büsum-Wesselburen) 

▪ Formulierung gemeinsamer qualitativer Entwicklungsziele (siehe Kapitel 7.5 Handlungs-
ansätze und -empfehlungen), insbesondere vor dem Hintergrund der demografischen Ent-
wicklung 

▪ Einigung über die künftige quantitative Siedlungsentwicklung (Entwicklungszeitraum von 

9 Jahren) in den Kommunen (Basis hierfür ist die Wohnraumbedarfsabschätzung) 

▪ Abstimmung/Einbindung Kreis und Landesplanung 

▪ Befassung der zuständigen kommunalen Gremien  

▪ Kooperationsvereinbarung der beteiligten Kommunen über die künftige Siedlungsentwick-

lung 

▪ regelmäßige Evaluation (Stand der wohnbaulichen Entwicklung) und Fortschreibung der 

Bedarfsabschätzung (beispielsweise im Abstand von 5 Jahren) 

 

Mehrwert für die Kommunen  

Diese Vorgehensweise bietet gegenüber einer einzelgemeindlichen Planung folgende Vorteile: 

▪ mehr Flexibilität bei der gemeindlichen Entwicklungsplanung durch einen Entwicklungs-

rahmen, der sich an einem errechneten Bedarf orientiert, im Gegensatz zum relativ starren 

Entwicklungsrahmen der Landesplanung, der sich ausschließlich am Gebäudebestand orien-

tiert 

▪ gerechte Verteilung der wohnbaulichen Entwicklung unter Teilhabe aller Kommunen 

▪ Minderung der Konkurrenz zwischen den Kommunen und Vermeidung von Überange-

boten 

▪ Sicherung der Funktionsfähigkeit der kommunalen Zentren 

▪ Vermeidung von zusätzlichen Abgabenbelastungen, u.a. für den Ausbau öffentlicher Infra-

struktur 

▪ Stärkung des gesamten Amtes als lebenswerter Wohn- und Arbeitsort 

 

  

                                                      

5 Landesentwicklungsplan 2010, S. 60 (Interkommunale Vereinbarungen zur Siedlungsentwicklung) 
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5.4 Wohnraumbedarfsabschätzung für die Gemeinden des Amtes Büsum-Wesselburen 

Quantitative Bedarfsabschätzung des Wohnungsneubaubedarfs auf Amtsebene  

Die vorläufige Abschätzung des Wohnungsneubaubedarfs für das Amt Büsum-Wesselburen orientiert 

sich an der Wohnungsmarktprognose 2030 für Schleswig-Holstein von empirica6.  

Die empirica-Studie berechnet die künftige Wohnungsnachfrage in zwei unterschiedlichen Varianten:  

▪ quantitative Zusatznachfrage + Ersatzbedarf  

▪ quantitative Zusatznachfrage + qualitative Zusatznachfrage 

In beiden Fällen wird zunächst von einer quantitativen Zusatznachfrage ausgegangen. Dieser Zusatz-

nachfrage werden u.a. folgende Annahmen zugrunde gelegt:  

a) zusätzliche Wohnungsnachfrage durch demografische Effekte  

Die Nachfrage nach Wohnungen wird anhand einer Umsetzung der Bevölkerungsprognose in 

eine Haushaltsprognose abgeleitet. Da nicht jeder Haushalt in der eigenen Wohnung wohnt, 

z.B. aufgrund eines Untermietvertrages, und nicht jeder Haushalt nur eine Wohnung besitzt, 

z.B. aufgrund einer Zweitwohnung, wird die Zahl der Haushalte auf die Zahl der bewohnten 

Wohnungen runtergerechnet. Dazu werden die Zahlen anhand der Untermiet- und Zweitwoh-

nungsquoten bereinigt. Die korrigierten Haushaltszahlen werden „wohnungsnachfragende 

Haushalte“ genannt.  

Die empirica-Studie nutzt für die Berechnung die 2014 fortgeschriebenen Ergebnisse des Zen-

sus 2011. Die Zunahme der Zahl wohnungsnachfragender Haushalte beschreibt dann die Zu-

satznachfrage nach Wohnungen, verursacht durch Veränderungen der Einwohnerzahlen, der 

Haushaltsgrößen und der Altersverteilung der Haushalte; diese Effekte resultieren direkt aus 

der Prognose der Einwohner bzw. Haushalte7. 

b) zusätzliche Wohnungsnachfrage durch steigende Ein-/Zweifamilienhausquote 

Durch eine steigende Ein-/Zweifamilienhausquote kann die zusätzliche Wohnungsnachfrage 

größer sein als die Zunahme der Zahl wohnungsnachfragender Haushalte. Eine steigende Ein- 

und Zweifamilienhausquote resultiert aus einer steigenden Anzahl an Haushalten, die in Ein-

/Zweifamilienhäusern wohnt. Bei konstanter Zahl wohnungsnachfragender Haushalte ergibt 

sich eine zusätzliche Wohnungsnachfrage (und ggf. zusätzlicher Leerstand in Geschosswoh-

nungen)8.  

Anschließend wird bei der ersten Variante der Ersatzbedarf ergänzt, davonausgehend, dass Wohnge-

bäude keine unendliche Nutzungsdauer besitzen. „Würde sich der Wohnungsbestand gleichmäßig auf 

alle Baualtersklassen verteilen, müsste demnach jedes Jahr ein Hundertstel des Gesamtbestandes er-

setzt werden, die Ersatzquote läge bei 1% jährlich. Tatsächlich gibt es Gebäude, die älter als 100 Jahre 

sind und weiterhin genutzt werden. Außerdem verteilt sich der Gebäudebestand nicht gleichmäßig auf 

alle Baualtersklassen, durch den Neubauboom nach dem zweiten Weltkrieg gibt es anteilig mehr neuere 

Gebäude. Deswegen geht man im Allgemeinen davon aus, dass die Ersatzquote unterhalb von 1% 

liegt, meist unterstellt man Werte zwischen 0,1% und 0,3% jährlich. Da diese Größenordnung normativ 

festgelegt und nicht aus Marktbeobachtungen abgeleitet wird, bezeichnen wir diesen Effekt als Ersatz-

bedarf (und nicht als Ersatznachfrage) und die Summe der Effekte aus a) bis d) als Neubaubedarf (und 

nicht als Neubaunachfrage).“9  

                                                      

6 vgl. empirica (2017), Wohnungsmarktprognose 2030 für Schleswig-Holstein, Berlin  

7 vgl. empirica (2017), S. 122 

8 vgl. empirica (2017), S. 122 

9 vgl. empirica (2017), S. 123 
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Bei der zweiten Variante, bei der eine qualitative Zusatznachfrage ergänzt wird, handelt es sich um 

eine alternative Berechnungsmethodik zum Ersatzbedarf. Die Methodik versucht, abweichend zur klas-

sischen Prognose, die nur den reinen Bedarf beziffert, stärker auf die Nachfrage einzugehen. Diese 

Notwendigkeit wird u.a. damit begründet, dass es z.B. in Schrumpfungsregionen achtbare Fertigstellun-

gen gibt, die sich darin begründen, dass Haushalte (i.d.R. wohlhabend, mit hohen Ansprüchen) im Be-

stand keinen adäquaten Wohnraum finden. Ein Phänomen, das die klassische Wohnungsmarktprog-

nose aufgrund der normativen Methodik nicht befriedigend erklärt. „Die klassische Prognose berechnet 

also nur einen Bedarf und keine Nachfrage.“10 

Anhand einer eigens entwickelten Methodik wird die qualitative Zusatznachfrage (deshalb auch abwei-

chend der Begriff „Neubaunachfrage“) über das „demographisch bedingte Maß hinaus […], wenn die 

Qualität des Wohnungsbestandes nicht mehr den Anforderungen der Nachfrager entspricht“, ge-

schätzt.11  

Die empirica-Prognose liefert nur Werte auf Kreisebene. Zur Berechnung des Bedarfs für das Amt 

Büsum-Wesselburen wird angenommen, dass die Bevölkerungs- und Wohnungsentwicklung im Amt 

der Entwicklung auf Kreisebene folgt und dass der Anteil der Einwohner des Kreises im Amt Büsum-

Wesselburen konstant bleibt. Er beträgt derzeit 9,4 %. 

 

Tabelle 4: Neubaubedarf = qualitative Zusatznachfrage + Ersatzbedarf (in Wohneinheiten) 

 
Zeitraum 2015-19 Zeitraum 2020-24 Zeitraum 2025-29 Zeitraum 2015-30 

(durchschnittlich) 

Kreis jährlich 615,4 240,6 115,2 309,6 

Amt Büsum-Wesselbu-

ren jährlich 

57,8 22,6 10,8 29,1 

Amt Büsum-Wesselbu-

ren (fünf Jahressumme)  

289,2 113,1 54,1 465,7 

 

Tabelle 5: Neubaunachfrage = qualitative Zusatznachfrage + qualitative Zusatznachfrage 

 
Zeitraum 2015-19 Zeitraum 2020-24 Zeitraum 2025-29 Zeitraum 2015-30 

(durchschnittlich) 

Kreis jährlich 908,0 366,0 204,0 471,0 

Amt Büsum- Wesselbu-

ren jährlich 

85,4 34,4 19,2 44,3 

Amt Büsum- Wesselbu-

ren (fünf Jahressumme) 

426,8 172,0 95,9 708,4 

 

Für das Amt Büsum-Wesselburen ergibt sich bis 2025 aus der Studie von empirica ein Neubaubedarf 

von 402 Wohneinheiten (Variante 1) und eine Neubaunachfrage (Variante 2) von 599 Wohneinheiten. 

Die Zahlen werden im weiteren Verlauf mit der kleinräumigen Bevölkerungsprognose abgeglichen. Dar-

über hinaus sind noch Abstimmungen mit dem Kreis Dithmarschen und der Landesplanung durchzu-

führen.  

 

                                                      

10 empirica 2017, S. 125 (ergänzend dazu: „Nicht jeder Bedarf muss jedoch notwendig erfüllt werden; konkret muss z.B. nicht 

jede physisch-technisch verschlissene Wohnung neu gebaut werden. Denn die Neubaunachfrage ist entweder am Markt gar 

nicht vorhanden, weil die Nachfrager nicht ausreichend Kaufkraft für Neubau haben. Oder die Neubaunachfrage entsteht 

schon vor dem Verschleiß, weil die Nachfrager ihre Präferenzen geändert haben (z.B. größere Wohnungen, kleinere Ge-

bäude, bessere Ausstattung, höherer Energiestandard)“. 
11 vgl. empirica (2017), S. 123 
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Für die nachfolgende Abschätzung des Wohnungsneubaubedarfs der 18 Gemeinden im Amt Büsum-

Wesselburen und eine Verteilung von Entwicklungskontingenten in interkommunaler Abstimmung dient 

die klassische Variante (ca. 402 Wohneinheiten) als Orientierungsrahmen. Das entspricht einem jährli-

chen Neubau von rund 40 Wohneinheiten, wobei der Neubaubedarf pro Jahr bis 2019 (58 Wohneinhei-

ten) höher ausfällt, als zwischen 2020 und 2024 (23 Wohneinheiten). Zwischen 2010 und 2015 wurden 

jährlich rund 78 Wohneinheiten fertiggestellt. 

 

Abschätzung des Wohnungsneubaubedarfs für die amtsangehörigen Gemeinden 

Berechnung des Ersatzbedarfs und Mobilitätsreserve = Eigenbedarf 

Neben dem durch demografische Veränderungen hervorgerufenen Mehr- oder Minderbedarf an Woh-

nungen sind für die Wohnbedarfsschätzung gemäß Landesentwicklungsplan ein Ersatzbedarf des Woh-

nungsbestandes sowie der Aufbau der Mobilitätsreserve zu berücksichtigen. 

Der Ersatzbedarf errechnet sich gemäß LEP folgendermaßen 

▪ 0,3 % p.a. für den aktuellen Mehrfamilienhaus-Bestand (MFH) und Nichtwohngebäude (NWG) 

sowie 

▪ 0,1 % p.a. für den Einfamilienhausbestand (EFH) und Zweifamilienhausbestand (ZFH). 

Das bedeutet für das Amt Büsum-Wesselburen: 

▪ WE in EFH und ZFH: 6.417 x 10 x 0,1% = 64 WE 

▪ WE in MFH und NWG: 2.866 x 10 x 0,3% = 86 WE 

▪ Summe: 150 WE 

Der Aufbau einer Mobilitätsreserve geht davon aus, dass 1% des Wohnungsbestandes nicht genutzt 

wird, beispielweise aufgrund von Umzügen oder Renovierungen. Eine Mobilitätsreserve ist für einen 

funktionierenden Wohnungsmarkt erforderlich. Der Aufbau einer Mobilitätsreserve von 1% des Woh-

nungsbestandes für das Amt bedeutet: 

▪ 9.283 WE x 1,0% = 93 WE  

Zur Berechnung des aus dem Aufbau einer Mobilitätsreserve resultierenden Neubaubedarfs muss von 

diesem der vorhandene Leerstand abgezogen werden. In den Kommunen gab es 2016 überschlägig 

einen Leerstand von 8 WE – der zusätzliche Bedarf für den Aufbau der erforderlichen Mobilitätsreserve 

wird mit 85 WE angenommen.  

Daraus ergibt sich insgesamt ein Eigenbedarf (Ersatzbedarf + Mobilitätsreserve abzgl. Leerstand) von 

235 WE. Dieser Neubaubedarf ist der kommunale Eigenbedarf, der in Tabelle 1 für jede einzelne Kom-

mune berechnet wird. 
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Spezifischer Faktor für die Abschätzung des demografischen Neubaubedarfs 

Für die Abschätzung des demografischen Neubaubedarfs ist neben der demografischen Entwicklung 

insbesondere die Funktion der Einzelkommune im regionalen Zusammenhang, deren infrastrukturelle 

Ausstattung und ihre spezifische Eignung zur Profilierung als Wohnort zu berücksichtigen. Im Ergebnis 

dieser Betrachtung werden für die 18 Gemeinden spezifische Faktoren festgelegt, die aussagen, ob und 

in welcher Höhe der Eigenbedarf überschritten werden darf (siehe Abbildung 12): 

▪ Gemeinden mit zentralörtlicher Funktion: Faktor = 1,8 

▪ Gemeinden mit zusammenhängender Siedlungsstruktur und räumlicher Nähe zu den Zentral-

orten und/oder guter Erreichbarkeit: Faktor = 1,5 

▪ Sonstige, ländliche Gemeinden ohne zusammenhängende Siedlungsstruktur:  

Faktor = 1 

Orientierungsrahmen für die Summe des Wohnungsneubaubedarfs im Amt sind 402 Wohneinheiten, 

abgeleitet aus der empirica-Studie (s.o.). 

 

  Abbildung 13: Faktoren zur Errechnung des Wohnungsneubaubedarfs im Amt Büsum-
Wesselburen 
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Tabelle 6: Berechnung des Wohnungsneubaubedarfs für das Amt Büsum-Wesselburen 

Kommune 

Wohnungs-

bestand1 

2014 

Anteil in % Ersatzbe-

darf2  

2015-2024 

Mobilitätsre-

serve3 abzgl. 

Leerstand 

Eigen-

bedarf4 

Fak-

tor 

Wohnungs-

neubaube-

darf 
EFH/ 

ZFH 
MFH 

Büsum 4.723 54 46 91 47 138 1,8 248 

Büsumer Deich-

hausen 
343 84 16 4 3 8 1,5 12 

Friedrichsgabe-

koog 
35 90 10 0 0 1 1,0 1 

Hedwigenkoog 125 90 10 1 1 3 1,0 3 

Hellschen-He-

ringsand-Unter-

schaar 

98 87 13 1 1 2 1,0 2 

Hillgroven 52 100 0 1 1 1 1,0 1 

Norddeich 215 96 4 2 0 2 1,5 4 

Oesterdeichstrich 113 86 14 1 0 1 1,5 1 

Reinsbüttel 201 97 3 2 0 2 1,5 3 

Schülp 214 97 3 2 2 4 1,5 7 

Strübbel 63 100 0 1 1 1 1,0 1 

Süderdeich 233 83 17 3 0 3 1,5 5 

Warwerort 193 92 8 2 2 4 1,0 4 

Wesselburen, 

Stadt 
1.633 79 21 23 16 39 1,8 71 

Wesselburener 

Deichhausen 
90 100 0 1 1 2 1,0 2 

Wesselburener-

koog 
151 100 0 2 2 3 1,0 3 

Westerdeichstrich 681 74 26 10 7 17 1,5 26 

Oesterwurth 120 100 0 1 1 2 1,0 2 

Amt Büsum-Wes-

selburen 
9.283     150 85 235   396 

1 am 31.12. 

2 0,3% p.a. von MFH, 0,1% p.a. von EFH und ZFH 

3 1% des Bestands 

4 Ersatzbedarf + Mobilitätsreserve abzgl. Leerstand, Differenzen aufgrund von Rundungen 

 

Anpassung des errechneten Neubaubedarfs 

Der errechnete Neubaubedarf wird im Folgenden weiter zwischen den Kommunen unter Berücksichti-

gung der individuellen Gegebenheiten sowie der Entwicklungsabsichten der Kommunen differenziert 

und z.T. angepasst. Berücksichtigt werden hierfür: 

▪ Entwicklungsabsichten sowie bestehende bzw. fehlende Entwicklungspotenziale der Kommunen 

▪ Vorhandener Leerstand 

▪ Vorhandene Innenentwicklungspotenziale und Möglichkeiten ihrer Mobilisierung 

▪ Qualitative Entwicklungsziele 

Die angepasste Bedarfsabschätzung wird in Tabelle 2 dargestellt und für die einzelnen Kommunen 

begründet. Zur Information werden der Bedarfsabschätzung die Baufertigstellungen zwischen 2010 und 
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2015, der Wohnungsbestand am 31.12.2014 sowie die maximal mögliche Entwicklung zwischen 2015 

und 2025 entsprechend des landeplanerischen Entwicklungsrahmens gegenübergestellt. 

Die angepasste Bedarfsschätzung liegt oberhalb des auf Basis der empirica-Studie errechneten Be-

darfs. Gründe hierfür liegen darin, dass  

▪ einige Kommunen (v.a. Büsum) den dort anfallenden Bedarf quantitativ und qualitativ nicht de-

cken werden können, dieser also von anderen Gemeinden aufgefangen werden muss, 

▪ die Kommunen ihre Innenentwicklung intensivieren müssen, um Leerstand zu vermeiden (z.B. 

nicht mehr genutzte landwirtschaftliche Gebäude) oder ihre Ortsmitten zu stärken,  

▪ ein Zusatzbedarf durch veränderte demografische Verhältnisse entsteht, für die angepasster 

Wohnraum (möglichst durch Innenentwicklung) geschaffen werden muss (altengerechte kleine 

Wohnungen, Single-Wohnungen, günstiger Wohnraum). 

Dementsprechend leitet sich aus dem angepassten Wohnungsneubaubedarf nicht ab, dass dieser aus-

schließlich im Außenbereich durch Einfamilienhäuser gedeckt werden darf. Vielmehr ist bei der Ent-

wicklung ein großer (und in einigen Kommunen ausschließlicher) Fokus auf die Innenentwicklung sowie 

auf die Deckung spezifischer Bedarfe zu legen, z.B. altengerechte Angebote und Angebote für sozial 

schwächere Bevölkerungsgruppen. In Tabelle 2 werden die entsprechenden Zielsetzungen der Woh-

nungsbauentwicklung für jede Kommune dargestellt. 
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Tabelle 7: Jeweils begründeter Wohnraumbedarf für die Gemeinden des Amtes Büsum-Wesselburen 

 
Wohnungs-

bestand  
31.12.2014 

Baufertig-
stellungen 
2010-2015 

max. mögl. 
Entwicklung  
2015 - 2025 

Eigenbedarf (Ersatzbe-
darf + Mobilitätsreserve 

abzgl. Leerstand) 

Wohnungs-
neubaubedarf12 

Angepasster 
Wohnungs-

neubaubedarf 

Hintergrundinformationen und Begründung für die An-
passung des Wohnungsneubaubedarfs  
Qualitative Entwicklungsziele 

Amt Büsum- 
Wesselburen 

9.283 391 205 235 396 438  

Büsum 4.723 297 

 

138 248 236 • hohe Zuzugsraten von älteren Menschen 

• Kosten für Wohnraum überdurchschnittlich hoch, wodurch 
die Nachfrage insbesondere nach kostengünstigem Wohn-
raum nicht gedeckt werden kann  

• keine nennenswerten Leerstände im Innenbereich, viele 
Potenzialflächen im Innenbereich (siehe Innenentwick-
lungspotenzialanalyse) 

• sehr gute Infrastruktur vorhanden, mehrere Baugebiete 
vorhanden bzw. in Planung (u.a. Ferienhauspark, Büsum-
Nordwest, Baugebiet für Hotelkomplex) 

Büsumer Deich-
hausen 

343 6 28 8 12 30 • Zusatzbedarf, insbesondere nach kleinem, günstigen 
Wohnraum, da direkte Nachbarkommune der Gemeinde 
Büsum  

• keine Leerstände zu verzeichnen  

• vier Potenzialflächen im Innenbereich vorhanden (siehe In-
nenentwicklungspotenzialanalyse)  

• Siedlungsstruktur: kleiner Orts- bzw. Siedlungskern hinter 
dem Deich 

Friedrichsgabekoog 35 1 2 1 1 7 • kaum Leerstände zu verzeichnen 

• einige Häuser mit einem älteren Bewohner (zukünftig in 
kleinere Wohneinheiten zu unterteilen) 

• hoher Bedarf nach kleinem, günstigen Wohnraum für land-
wirtschaftlichen Betrieb (Saisonarbeit)  

• Siedlungsstruktur: stark geprägt durch Einzelgehöfte ent-
lang der B 203  

Hedwigenkoog 125 5 7 3 3 7 • Potenzialflächenanalyse zurzeit in Arbeit, einige Potenzial-
flächen zu erwarten (allesamt in Privatbesitz) 

• vorhandenes Baugebiet im Innenbereich, alle Grundstücke 
verkauft und bebaut 

• keine Leerstände vorhanden  

                                                      

12 Basiszahl zur Orientierung ist der Wert 402 WE → Abgeleitet aus der empirica-Studie (Neubaubedarf = quantitative Zusatznachfrage + Ersatzbedarf)  
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Wohnungs-

bestand  
31.12.2014 

Baufertig-
stellungen 
2010-2015 

max. mögl. 
Entwicklung  
2015 - 2025 

Eigenbedarf (Ersatzbe-
darf + Mobilitätsreserve 

abzgl. Leerstand) 

Wohnungs-
neubaubedarf12 

Angepasster 
Wohnungs-

neubaubedarf 

Hintergrundinformationen und Begründung für die An-
passung des Wohnungsneubaubedarfs  
Qualitative Entwicklungsziele 

• Nachfrage nach Grundstücken und Häusern vorhanden 

• Siedlungsstruktur: kein Ortskern vorhanden, bis auf Neu-
baugebiet sind Wohnhäuser und Höfe auf Gemeindegebiet 
verteilt 

Hellschen- 
Heringsand- 
Unterschaar 

98 3 7 2 2 2 • kein Leerstand 

• keine Baugrundstücke vorhanden (Interesse an einem 
neuen Baugebiet vorhanden, da keine Grundstücke mehr 
verfügbar) 

• Siedlungsstruktur: Bebauung in Hellschen konzentriert sich 
auf Dorfstraße, übrige Ortsteile sind weitestgehend Streu-
siedlungen 
Einzelgehöfte 

Hillgroven 52 4 1 1 1 1 • weitestgehend Streusiedlung  

• keine neuen Baugebiete geplant 

Norddeich 215 1 20 2 4 15 • Zusatzbedarf aufgrund der direkten Nachbarschaft zu Wes-
selburen, insbesondere nach kleinem, günstigen Wohn-
raum, aber auch nach Einfamilienhäusern  

• keine eigenen Flächen vorhanden, regelmäßige Nachfrage 
nach Flächen für Wohnungsbau (drei bis vier Mal jährlich) 

• Ausweisung eines neuen Baugebietes in Planung (6-8 
Grundstücke, ggf. erweiterbar um 6-8 Grundstücke) 

• kaum Leerstände, einige Innenentwicklungspotenziale vor-
handen 

• Siedlungsstruktur: geschlossener Siedlungskörper, jedoch 
ohne klar erkennbaren Ortskern (ggf. Kreuzung An der 
Wurth/Alter Deich/ Mühlenstraße) 

Oesterdeichstrich 113 0 11 1 1 1 • derzeitige Erschließung von 12 Grundstücken (insgesamt 
noch 25 Bauflächen mit rechtskräftigem B-Plan) → bereits 
durch Entwicklungsrahmen abgedeckt 

• wenig Leerstand, Eigentümer haben kein Interesse an Ver-
kauf 

• Straßendorf (B 203 und Steffensstraße) ohne eigenständi-
gen Ortskern, einige Einzelgehöfte 
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Wohnungs-

bestand  
31.12.2014 

Baufertig-
stellungen 
2010-2015 

max. mögl. 
Entwicklung  
2015 - 2025 

Eigenbedarf (Ersatzbe-
darf + Mobilitätsreserve 

abzgl. Leerstand) 

Wohnungs-
neubaubedarf12 

Angepasster 
Wohnungs-

neubaubedarf 

Hintergrundinformationen und Begründung für die An-
passung des Wohnungsneubaubedarfs  
Qualitative Entwicklungsziele 

Oesterwurth 120 1 11 2 2 2 • Baugebiet vorhanden, aktuell drei Bauplätze (um sechs 
Plätze erweiterbar) 

• keine weiteren Planungen 

• Siedlungsstruktur: Streusiedlung mit mehreren Einzelge-
höften 

Reinsbüttel 201 1 19 2 3 6 • geringer Zusatzbedarf, insbesondere nach kleinem, günsti-
gen Wohnraum aufgrund der Nähe zu Wesselburen 

• derzeit allerdings keine Nachfrage nach Bauplätzen oder 
Wohnraum vorhanden und kein Wohngebiet geplant 

• fünf bis sechs Baulücken im Ortskern  

• wenig bis keine Leerstände 

• Zahl der Zweitwohnungen im Ort steigt (Steuer für Zweitwoh-
nungen eingeführt) 

• Siedlungsstruktur: kleinerer Ortskern entlang der Dorf-
straße 

Schülp 214 -1 22 4 7 7 • geringer Zusatzbedarf, insbesondere nach kleinem, günsti-
gen Wohnraum aufgrund der Nähe zu Wesselburen 

• derzeit keine Nachfrage nach Bauplätzen oder Wohnraum 
vorhanden und kein Wohngebiet geplant 

• keine Leerstände 

• fünf Bauflächen mit rechtskräftigem B-Plan vorhanden, 
keine weitere Planung 

• Siedlungsstruktur: zusammenhängende Siedlungsstruktur 
entlang der Hauptstraße (verschiedene Querstraßen) so-
wie einige Einzelgehöfte und kleinere Ortsteile 

Strübbel 63 2 4 1 1 1 • zwei bis drei Baulücken im Ort vorhanden 

• keine Nachfrage nach Bauplätzen oder Wohnraum 

• kein Leerstand (Resthöfe sind kein Problem) 

• Siedlungsstruktur: größtenteils eine Streusiedlung mit Ein-
zelgehöften 

Süderdeich 233 4 19 3 5 10 • Zusatzbedarf, insbesondere nach kleinem, günstigen 
Wohnraum aufgrund der direkten Nachbarschaft zu Wes-
selburen 

• kaum Leerstände 

• aufgrund von Windkraft keine Ausweitung mehr möglich 
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Wohnungs-

bestand  
31.12.2014 

Baufertig-
stellungen 
2010-2015 

max. mögl. 
Entwicklung  
2015 - 2025 

Eigenbedarf (Ersatzbe-
darf + Mobilitätsreserve 

abzgl. Leerstand) 

Wohnungs-
neubaubedarf12 

Angepasster 
Wohnungs-

neubaubedarf 

Hintergrundinformationen und Begründung für die An-
passung des Wohnungsneubaubedarfs  
Qualitative Entwicklungsziele 

• Nachnutzung von Bestandsgebäuden soll unterstützt wer-
den → „Jung kauft Alt“ (Prämie, keine Grundsteuer die ers-
ten Jahre) 

• Siedlungsstruktur: geschlossene Siedlungsstruktur, 
schließt direkt an Wesselburen an, einige Einzelgehöfte 

Warwerort 193 1 18 4 4 4 • keine Leerstände oder Kapazitäten 

• keine bauliche Entwicklung mehr geplant 

• Siedlungsstruktur: geschlossene Siedlungsstruktur sowie 
kleine touristische Siedlung hinter dem Deich 

Wesselburen, Stadt 1.633 14 

 

39 71 71 • 30-35 Bauplätze im neuen Baugebiet vorhanden (Einfami-
lienhäuser) 

• weitere Neubaugebiete in Planung (auch zur Bereitstellung 
von bezahlbaren Wohnraum für den Amtsbereich) – Bereit-
stellung Flächen sowohl durch die Kommune, als auch 
durch private Investoren 

• deutlicher Bevölkerungszuwachs aufgrund des Zuzugs von 
rumänischen Migranten (besonderer Bedarf nach günsti-
gem Wohnraum – Strahlkraft auf angrenzende Gemeinde 
insbesondere Norddeich, Süderdeich, z.T. Reinsbüttel und 
Schülp) 

• 2 Seniorenwohneinrichtungen 

Wesselburener 
Deichhausen 

90 2 7 2 2 5 • potenzielle Baufläche (zwei Baugrundstücke) auf Brachflä-
che (jedoch kein Zugriff) → teilweise Nachfrage von jungen 
Familien 

• alle sechs Baugrundstücke in altem Neubaugebiet verkauft 

• steigende Preise für Eigentum (hohe Nachfrage aus ganz 
Deutschland, ca. 13 Zweitwohnsitze) 

• keine Leerstände 

• Siedlungsstruktur: Kleinstort mit eigenem Dorfgemein-
schaftshaus, jedoch ohne erkennbaren Ortskern 

Wesselburenerkoog 151 32 -20 3 3 3 • Leerstände (große Höfe) und einige Baulücken, aber keine 
Nachfrage 

• keine Leerstände in Arbeiterhäusern (jedoch zum größten 
Teil als Zweitwohnung)  

• Baulücken sind vorhanden, aber keine Nachfragen  
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Wohnungs-

bestand  
31.12.2014 

Baufertig-
stellungen 
2010-2015 

max. mögl. 
Entwicklung  
2015 - 2025 

Eigenbedarf (Ersatzbe-
darf + Mobilitätsreserve 

abzgl. Leerstand) 

Wohnungs-
neubaubedarf12 

Angepasster 
Wohnungs-

neubaubedarf 

Hintergrundinformationen und Begründung für die An-
passung des Wohnungsneubaubedarfs  
Qualitative Entwicklungsziele 

• viele Höfe verteilt auf dem Gemeindegebiet, kein Ortskern 
erkennbar (mit Ausnahme der Gaststätte und der Ferien-
haussiedlung am Deich) 

Westerdeichstrich 681 18 49 17 26 30 • Zusatzbedarf, insbesondere nach kleinem, günstigen 
Wohnraum, da direkte Nachbarkommune der Stadt Büsum  

• einige Baulücken vorhanden, kein Verkaufsinteresse der 
Eigentümer 

• altes Baugebiet (80er Jahren) ausgelastet, neues Bauge-
biet vorstellbar 

• Siedlungsstruktur: kleiner Ortskern (Dorfstraße/Op’n 
Diek/Am Wehl) erkennbar, weitere Ortsteile im Gemeinde-
gebiet, größtenteils touristisch geprägt, einige Höfe 
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5.5 Handlungsansätze und -empfehlungen  

Entsprechend der oben dargestellten Ausgangslage, Zielsetzung und Wohnraumbedarfsprognose wer-

den zur Umsetzung einer abgestimmten Siedlungsentwicklung folgende Handlungsansätze und  

-empfehlungen abgeleitet: 

➢ Identitäten und Funktionen wahren: Jede Kommune des Amtes zeichnet sich durch ein Be-

wusstsein ihrer eigenen Identität aus. Dieses Bewusstsein gilt es zu wahren und zu stärken. 

Dazu soll eine Abgrenzung der Siedlungsbereiche und die Sicherung der Funktionsfähigkeit der 

kommunalen Zentren Büsum und Wesselburen beitragen. 

Die künftige Siedlungsentwicklung sollte daher einen Fokus auf die Stärkung der zentralen Orte 

legen, um die öffentliche und private Infrastruktur zu erhalten und die Einwohnerzahlen zu si-

chern. Neben der Zielgruppe „Familien“ sollten vermehrt Angebote für ältere Menschen in den 

Fokus gerückt werden, um diesen das Leben in ihren Gemeinden weiter zu ermöglichen. 

➢ Innenentwicklung vor Außenentwicklung: Angesichts der begrenzten finanziellen Ressourcen 

der Kommunen – eine Situation, die sich in den kommenden Jahren nicht verbessern wird – ist 

es auch zur Vermeidung zusätzlicher Abgabenbelastungen die Bürger unabdingbar, den Aus-

bau der öffentlichen Infrastruktur (Straßen, Wasser- und Abwasserversorgung, Elektrizität, öf-

fentliche Beleuchtung, etc.) zu begrenzen oder jedenfalls möglichst kostengünstig zu gestalten. 

Die Vermeidung langer Wege durch Verzicht auf Neubau im Außenbereich sowie die Nutzung 

der baulichen Innenentwicklungsmöglichkeiten und damit die Inanspruchnahme bereits vorhan-

dener Infrastrukturen sollen zur Erreichung dieses Zieles beitragen. 

In diesem Sinne wird der baulichen Innenentwicklung bei der künftigen Flächenentwicklung Pri-

orität eingeräumt. In den meisten Kommunen sollte ein ausschließlicher Fokus auf der Innen-

entwicklung liegen. 

➢ Bestandsentwicklung und Ortskerne stärken: Die wohnbauliche Entwicklung soll auch die Ent-

wicklung des Bestandes berücksichtigen, denn (Wohnungs-) Leerstand gefährdet nicht nur das 

Erscheinungsbild und die Wohn- und Lebensbedingungen in den Kommunen; er führt auch zu 

Wertverlust und schädigt damit die Wohnungs- und Grundstückseigentümer.  

Eine Stärkung der Ortsmitten trägt auch dazu bei, attraktive Angebote für ein Leben und Woh-

nen in den Gemeinden des Amtes Büsum-Wesselburen unabhängig von der Lebensphase und 

des Familienstandes zu schaffen (siehe auch Kapitel 8 Handlungsfeld Attraktive Ortsmitten). 

Neben einem entsprechenden Wohnraumangebot tragen hierzu Treffpunkte und Aufenthalts-

räume für alle Generationen bei. Lebendige Ortsmitten führen zu kurzen Wegen und erhöhen 

die Identität und das Gemeinschaftsgefühl. Neben Versorgungseinrichtungen ist der Aufbau 

bzw. Erhalt von Treffpunkten wie Gaststätten etc. erforderlich. 

➢ Ausrichtung der Flächenentwicklung am qualitativen Bedarf: Bei der Flächenentwicklung sind 

qualitative Bedarfe verstärkt zu berücksichtigen. Angesichts der erkennbaren Wohnbedarfe 

nach kleineren Haushalten für jüngere und ältere Menschen sowie nach günstigerem Wohn-

raum, wird der Deckung dieser speziellen Bedarfe Priorität eingeräumt. Hierzu gehören Ange-

bote für Seniorenwohnen, wie kleinere, barrierefreie Wohnungen oder auch Mehrgenerationen-

häuser. 

Sie sollten in allen Gemeinden gezielt konzipiert und auf örtliche Gegebenheiten abgestimmt 

werden. Ergänzend muss ein Ausbau von mobilen Betreuungsangeboten stattfinden. Größere 

Senioreneinrichtungen sind bereits in den zentralen Orten realisiert und bieten ein nachhaltiges 

Versorgungsangebot. Zielsetzung muss es sein, die Wohn- und Lebensbedingungen älterer 

Menschen in der Region zu verbessern, und ihnen dadurch einen Verbleib in der Gemeinde zu 

ermöglichen. 



Amtsentwicklungskonzept Büsum-Wesselburen 

Endbericht (Fassung v. 23.04.2018)  

 

 

 
33 

Aufgrund veränderter Lebensmodelle sind außerdem vermehrt kleine Wohnungen auch für jün-

gere Personen und Singles zu schaffen, um diese in den Gemeinden halten zu können. Dies 

gilt insbesondere für die Zentralorte. Jedoch kann der Bedarf aufgrund der hohen Nachfrage 

nach Wohnraum nur bedingt gedeckt werden, so dass hier den direkt umliegenden Gemeinden 

eine besondere Bedeutung zu kommt.  

 

5.6 Projekt- und Maßnahmenvorschläge  

Projektdatenblatt Handlungsfeld Abgestimmte Siedlungsentwicklung (PS) 

PS 1 Kooperationsvereinbarung 

Ausgangslage/Her-

ausforderungen 

Um die Attraktivität und Lebensqualität in den Gemeinden des Amtes zu erhalten, kommt einer bedarfsge-

rechten Siedlungsentwicklung und Versorgung mit Wohnraum eine besondere Bedeutung zu. Hierbei sind 

insbesondere verändernde Rahmenbedingungen (Bevölkerungsrückgang, Veränderung der Altersstruktur, 

etc.), die erhebliche Folgen für die Nachfrage nach Wohnraum haben, zu berücksichtigen. Außerdem ist für 

die Zukunftsfähigkeit der Kommunen von Bedeutung, dass sämtliche vergangene und zukünftige bauliche 

Entwicklungen Folgekosten verursachen, die trotz stetig abnehmender Bevölkerungszahlen weiterhin ge-

leistet werden müssen. Auch deshalb ist ein besonderer Fokus auf den Wohnungsbestand, eine Stärkung 

der Innenentwicklung und die vorhandenen Ortskerne zu legen.  

Aufgrund der Wechselwirkungen zwischen den Gemeinden und ihren funktionalen Verflechtungen ist es 

geboten, die wohnbauliche Entwicklung nicht allein für jede einzelne Gemeinde zu planen, sondern eine 

gemeinsame Abstimmung zwischen Kommunen mit funktionsräumlichen Verflechtungen anzustreben. Hier-

durch können Konkurrenzen zwischen den Kommunen und dadurch entstehende Überangebote vermieden, 

ein regional bedarfsgerechtes und qualitativ hochwertiges Flächenangebot sichergestellt, gleichzeitig eine 

angemessene Teilhabe aller Kommunen an der regionalen Entwicklung gewährleistet sowie Synergien bei 

der Intensivierung der Innenentwicklung und der Stärkung der Ortsmitten generiert werden. 

Projektbeschrei-

bung 

Für die zukünftige abgestimmte Siedlungsentwicklung einigen sich die beteiligten Kommunen, auf Grund-

lage der Wohnraumbedarfsabschätzung, auf einen Entwicklungsrahmen für die wohnbauliche Flächenent-

wicklung der Gemeinden in dem festgelegten Zeitraum. Der Entwicklungsrahmen sollte weitestgehend mit 

den Werten der Wohnraumbedarfsabschätzung übereinstimmen oder Abweichungen möglichst begründet 

möglich sein. Der vereinbarte Entwicklungsrahmen wird in einer Kooperationsvereinbarung festgehalten. 

Diese enthält darüber hinaus wichtige Festlegungen für die gemeinsame Zusammenarbeit, u.a. 

• gemeinsame Entwicklungsziele  

• Planungshorizont/Entwicklungszeitraum 

• zuständiges Abstimmungsgremium 

• Abstimmungsverfahren (inkl. Verfahren zur Bedarfsermittlung) 

• Berichterstattung zur wohnbaulichen Flächenentwicklung  

• Verfahren zum Umgang mit Änderungsbedarfen und zur Fortschreibung 

• Kündigung, Vertragsänderung und Schlussvereinbarungen 

 

Ziele 

• Minderung der Konkurrenz zwischen den Kommunen und Vermeidung von Überangeboten 

• Sicherung der Funktionsfähigkeit der kommunalen Zentren 

• mehr Flexibilität bei der gemeindlichen Entwicklungsplanung durch einen Entwicklungsrahmen, der 

sich an einem errechneten Bedarf orientiert (die bisherige Vorgehensweise orientiert sich ausschließ-

lich am Gebäudebestand) 

• gerechte Verteilung der wohnbaulichen Entwicklung unter Teilhabe aller Kommunen 

• Vermeidung von zusätzlichen Abgabenbelastungen, u.a. für den Ausbau öffentlicher Infrastruktur 

Nächste Schritte 

• Wohnraumbedarfsabschätzung als Grundlage für die gemeinsame Abstimmung (im Amtsentwick-

lungskonzept enthalten) 

• Formulierung gemeinsamer qualitativer Entwicklungsziele (im Amtsentwicklungskonzept enthalten) 

• Einigung über die künftige quantitative Siedlungsentwicklung in den Kommunen, auf Basis der Wohn-

raumbedarfsabschätzung (im Amtsentwicklungskonzept enthalten) 

• Abstimmung bzw. Einbindung von Kreis und Landesplanung und ggf. zentraler Orte (grundsätzlich 

bereits erfolgt) 

• Befassung der zuständigen kommunalen Gremien  

• Kooperationsvereinbarung der beteiligten Kommunen über die künftige Siedlungsentwicklung  
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• regelmäßige Evaluation (Stand der wohnbaulichen Entwicklung) und Fortschreibung der Bedarfsab-

schätzung sowie der abgestimmten quantitativen Siedlungsentwicklung  

Kosten/Finanzierung Die gemeinsame Abstimmung erfordert ggf. mehr personelle Ressourcen in der Amtsverwaltung.  

Träger/Mögliche  

Kooperationspartner 
Träger sind das Amt und seine 18 Gemeinden.  

Weitere Informatio-

nen 

Ähnliche Beispiele:  

• Amt Arensharde (Abstimmung in den Gemeinden läuft zurzeit)  

• Gebietsentwicklungsplanung für den Lebens- und Wirtschaftsraum Rendsburg 

 

Projektdatenblatt Handlungsfeld Abgestimmte Siedlungsentwicklung (PS) 

PS 2 Einfaches Flächenmonitoring  

Ausgangslage/Her-

ausforderungen 

Informationen über die tatsächliche Flächenentwicklung im Innen- und Außenbereich sowie über qualitative 

und quantitative Bedarfe sind eine wichtige Grundlage für alle Maßnahmen der wohnbaulichen Entwicklung. 

Momentan werden diese Daten im Amt Büsum-Wesselburen nicht erhoben resp. an zentraler Stelle erfasst. 

Vereinzelt verfügen Gemeinden über Innenentwicklungspotenzialanalyse.  

Damit entgeht dem Amt ein Potenzial zur qualitätvollen, nachhaltigen Entwicklung des Siedlungsbestandes. 

Denn: 

• neue Baugebiete kosten Geld. Nicht zu vernachlässigen sind die Folgekosten von neuen Baugebie-

ten vor allem für technische Infrastruktur.  

• neue Baugebiete führen zu weiteren Leerstandsproblemen im Ortskern. Leerstehende Einzelhandels-

geschäfte und Wohngebäude sind städtebaulich wenig attraktiv und für Einheimische und Touristen 

wenig vorzeigbar.  

• die Flächeninanspruchnahme nimmt in den ländlichen Räumen enorme Ausmaße an und ist mit einer 

nachhaltigen Siedlungsentwicklung nicht zu vereinen. 

Grundsätzlich könnte das Ziel der „Innenentwicklung vor Außenentwicklung" durch ein einfaches Flächen-

monitoring leichter erfüllt und die Ortsmitten so gestärkt werden, doch häufig fehlen genaue Informationen 

zu diesen Innenentwicklungspotenzialen.    

Projektbeschrei-

bung 

Um in den einzelnen Gemeinden den Bestand sinnvoll zu entwickeln und die Ortskerne nachhaltig zu stär-

ken, sollte ein einfaches Flächenmonitoring stattfinden. Die so aufgenommenen Daten sollten auf Amts-

ebene zusammengeführt werden, um über das gesamte Amt eine qualitätvolle Entwicklung umzusetzen. 

Alle Gemeinden sollten die Brachflächen und Baulücken in ihrem Einzugsgebiet kennen und nutzen, so 

müssten sie deutlich weniger zusätzliche Fläche auf der „grünen Wiese“ verbrauchen.  

 

Die Transparenz auf Gemeinde- und Amtsebene ermöglicht es den Gemeinden sich besser abzustimmen. 

Demensprechend sollte das Amt Büsum-Wesselburen diese Daten und Informationen in Zusammenarbeit 

mit den Kommunen sammeln, fortschreiben und den Kommunen zur Verfügung stellen. Die Bereitstellung 

der Informationen erfolgt durch die Gemeinden.  

 

Folgende Daten sind regelmäßig zu erfassen:  

• Zahlen zur Haushaltsentwicklung 

• der Bautätigkeiten 

• wohnbaulichen Bedarfen 

• der vorhandenen Potenzialflächen im Innen- und Außenbereich 

 

Ziele 

• Überblick über Flächenentwicklung  

• Abgleich von Potenzialen und Bedarfe zur künftigen Ausrichtung der wohnbaulichen Entwicklung in 

interkommunaler Abstimmung 

• Schaffung von Transparenz unter den Gemeinden 

• Grundlage für Flächensparen, Ressourcenschutz und Reduzierung von Folgekosten 

Nächste Schritte 
• Information und Einbindung der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 

• Konzeption und Durchführung der Befragung durch das Amt 

• Aufbau und Pflege der Datenbank 
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Kosten/Finanzierung 
Die regelmäßige Erfassung der Daten bindet personelle Ressourcen sowohl in den Gemeinden als auch 

beim Amt.  

Träger/Mögliche  

Kooperationspartner 

Projektträger: Amt Büsum-Wesselburen  

Erfahrungsaustausch/Kooperation mit der Entwicklungsagentur Region Heide. Hier liegen umfangreiche Er-

fahrungen mit Flächenmonitoring und abgestimmten Flächenmanagement vor (Ansprechpartner Tobias 

Kraft: tobiaskraft@region-heide.de) 

Weitere Informatio-

nen 
• „AktionFläche“ – Portal für kommunales Flächensparen (www.aktion-flaeche.de) 

 
  

http://www.aktion-flaeche.de/
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6 Handlungsfeld: Attraktive Ortsmitten  

6.1 Ausgangslage 

Attraktive und lebendige Ortsmitten prägen das Bild einer Gemeinde und tragen zur Lebensqualität in 

den Dörfern bei. Die „klassische Ortsmitte“, auch im Amt Büsum-Wesselburen, ist geprägt durch Kirche, 

Gaststätte, Einzelhandel, Schule und Verwaltung, also die wichtigen Funktionen der Daseinsvorsorge, 

die zugleich das Zentrum des gesellschaftlichen Lebens bzw. der dörflichen Gemeinschaft markieren. 

Im Regelfall ist diese im Dorf auch räumlich als solche klar erkennbar. Grundsätzlich verfügen die beiden 

Zentralen Orte über klar definierte Ortsmitten mit entsprechenden Funktionen. In einigen Gemeinden 

(Büsumer Deichhausen, Norddeich, Reinsbüttel, Schülp, Süderdeich, Warwerort, Westerdeichstrich) 

sind teilweise kleinere Ortsmitten vorhanden und erkennbar, z.B. durch einen zentralen Platz oder eine 

Gaststätte im Ortskern. In den übrigen Gemeinden ist aufgrund der gewachsenen Siedlungsstruktur 

keine Ortsmitte vorhanden. In diesem Fall nutzen die Bewohner andere Treffpunkte oder Räumlichkei-

ten in benachbarten Gemeinden.  

Sowohl funktional als auch räumlich ist die „Mitte“ in vielen Gemeinden, in denen eine Ortsmitte vorhan-

den ist, heute verlorengegangen oder hat deutlich an Bedeutung eingebüßt. Besonders die Treffpunkte 

wie Gaststätten oder Versammlungsräume leiden unter der demografischen Entwicklung. So fehlen z.B. 

in den Gemeinden Strübbel und Oesterwurth Nachfolgepächter für die Gaststätten mit Saalbetrieb. In 

den Gemeinden Hedwigenkoog und Wesselburen wurden verschiedene Restaurants bzw. Gaststätten 

(inkl. Saalbetrieb) im Ort ebenfalls wegen fehlender Nachfolge oder Wirtschaftlichkeit geschlossen.  

Neben dem funktionalen Verlust geht damit auch ein wichtiger identitätsstiftender Raum verloren, so-

dass die fehlende Ortsmitte in den Gemeinden, insbesondere dort, wo keine Alternativen vorhanden 

sind, z.B. Hedwigenkoog, zunehmend ein Problem für die Gemeinschaft und das Zusammenleben in 

den Dörfern darstellt. Diese gilt es wiederzubeleben, zu stärken und mancherorts auch neu zu schaffen.  

Gute Beispiele finden sich z.B. in Wesselburener Deichhausen, wo zur Förderung der Dorfgemeinschaft 

im Jahr 1997 mit viel Eigenleistung ein Dorfgemeinschaftshaus errichtet wurde. Auch in Hellschen-He-

ringsand-Unterschar gibt es im Hauptort Hellschen mit dem Feuerwehrgerätehaus und dem Dorfge-

meinschaftsraum einen wichtigen Treffpunkt für das Dorf. In einigen Gemeinden werden vorhandene 

Gaststätten wie z.B. die Gastwirtschaft „Zur Post“ in Norddeich, gemeindeübergreifend genutzt. 

Grundsätzlich ist festzustellen, dass im Amtsbereich viele Räume (siehe Abbildung 6) vorhanden sind, 

weshalb es nicht ausschließlich um die Schaffung „neuer“ Räume gehen darf, sondern, wenn möglich, 

auch auf eine gemeindeübergreifende Nutzung vorhandener Plätze, Räume und Begegnungsstätten 

Wert gelegt wird. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass diese Räume flexibel genutzt werden können. 

Ein wichtiger Projektansatz in diesem Zusammenhang ist beispielweise der Vorschlag eines multifunk-

tionalen Dorfgemeinschaftshauses in der Gemeinde Hedwigenkoog. Durch eine flexible, multifunktio-

nale Ausgestaltung bietet es Platz für vielfältige Aktivitäten von Vereinen, Feuerwehr und anderen Initi-

ativen.  
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Abbildung 14: Übersicht über vorhandene Treffpunkte, Gaststätten und sonstige Versammlungsräume im Amt Büsum-
Wesselburen 

 

6.2 Vorhandene Herausforderungen und Bedarfe aus dem Arbeits- und Beteiligungsprozess 

▪ stabile Grundversorgung, insbesondere mit Gegenständen des täglichen Bedarfs, erhalten und 

gewährleisten 

▪ Schließung von weiteren gastronomischen Angeboten vermeiden 

▪ neue Lösungsansätze für fehlende Gemeinschaftsräume und (Dorf-)Treffpunkte schaffen  

▪ gemeindeübergreifende Nutzung von Gemeinschafts- und Versammlungsräumen befördern 

▪ leerstehende Gebäude und vorhandene Bausubstanz besser nutzen  

▪ bezahlbarer Wohnraum, insbesondere in den Ortskernen notwendig  

▪ Barrierefreiheit in den Ortsmitten sicherstellen 

 

6.3 Zielsetzung 

Es muss vermieden werden, dass vorhandene Ortskerne zunehmend an Attraktivität verlieren und 

schließlich auch einen negativen Effekt auf die Gemeinschaft und das Zusammenleben im Dorf haben. 

Sowohl bei der Auftaktveranstaltung als auch bei verschiedenen Gesprächsrunden (Bürgermeister-
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gespräche oder Arbeitsgruppe „Ehrenamt“) ist wiederholt die Zielsetzung beschrieben worden, dass 

vorhandene Strukturen zu stärken sind und zusätzlich durch neue und innovative Ansätze Impulse ge-

setzt werden müssen.  

 

6.4 Handlungsansätze und -empfehlungen  

➢ Grundfunktionen der lokalen Nahversorgung auf vorhandene Versorgungszentren konzentrie-

ren, um vorhandene Strukturen zu stärken 

➢ Ortsmitten neu denken und durch gezielte Impulse die Qualitäten (z.B. dorfbildprägende Bau-

substanz) der Ortsmitte wieder erkennbar machen (d.h. unter Umständen auch Bausubstanz 

zu entfernen) 

➢ Ortsangemessene Innenverdichtung z.B. als Instrument zur Errichtung von kleineren, günstige-

ren (Miet-)Wohnungen (Förderung und Errichtung von neuen Wohnformen z.B. Mehrgenerati-

onenhäuser, Altengerechtes Wohnen) zur Stärkung der vorhandenen Ortsmitten  

➢ Innenentwicklungspotenziale identifizieren, nutzen und Eigentümer überzeugen 

➢ Funktionserweiterung der Ortsmitten fördern, u.a. durch die Errichtung von Mobilitätsstationen 

(siehe Handlungsfeld „Flexible Mobilität auf dem Land“)  

➢ Vorhandene Treffpunkte im Ortskern durch gemeindeübergreifende Kooperationen erhalten 

und stärken 

➢ Bevölkerung für die Bedeutung lokaler Grundversorgungseinrichtungen (wie z.B. den vorhan-

denen Einkaufsmöglichkeiten) sensibilisieren 

➢ Bevölkerung bei der Gestaltung/Entwicklung der Ortskerne zur Förderung einer Identifikation 

mit der eigenen Ortsmitte einbinden 
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6.5 Projekt- und Maßnahmenvorschläge 

Projektdatenblatt Handlungsfeld Attraktive Ortsmitte (PO) 

PO 1 Dorfgemeinschaftshaus Hedwigenkoog  

Ausgangslage/Her-

ausforderungen 

Die Gemeinde Hedwigenkoog ist landwirtschaftlich geprägt. Wohngebäude und landwirtschaftliche Betriebe 

sind über das gesamte Gemeindegebiet verteilt. Nach der Schließung des Conventhauses im Jahr 2014 

fehlt der Gemeinde ein zentraler Dorftreffpunkt, der gleichermaßen als Ortskern und Versammlungsort fun-

giert. Vor allem für das Vereinsleben und die ehrenamtlich tätigen Einwohner ist ein solcher Treffpunkt von 

großer Bedeutung.  

Die Freiwillige Feuerwehr Hedwigenkoog hat neben ihren Aufgaben für den Brand- und Katastrophenschutz 

eine wichtige soziale Funktion im Dorf. So werden z.B. Dorffeste von der freiwilligen Feuerwehr ausgerich-

tet, außerdem leistet diese wichtige Jugendarbeit. Sie ist somit ein wichtiger Standortfaktor vor allem für die 

jungen Familien im Ort. Das jetzige Feuerwehrgerätehaus erfüllt jedoch nicht mehr die aktuellen Standards, 

sowohl hinsichtlich des Brandschutzes, als auch für die sozialen Aufgaben im Dorf.   

Um die Bedingungen für die ehrenamtliche Arbeit sowie die der Freiwilligen Feuerwehr zu verbessern, den 

Ortskern zu beleben und diesem seine soziale Funktion als Versammlungsort für die Dorfbewohner zurück-

zugeben, soll ein neues multifunktionales Gebäude geschaffen werden.       

Projektbeschreibung 

Für das Projekt sollen keine Neubauflächen in Anspruch genommen werden. Das Gebäude soll auf einem 

Grundstück umgesetzt werden, auf dem sich derzeit eine nicht mehr genutzte Immobilie befindet. Diese 

wird abgerissen und das Grundstück im Sinne des Ressourcenschutzes durch Flächenrevitalisierung neu 

genutzt. An dem Standort befindet sich in unmittelbarer Nähe eine Bushaltestelle, die den Anschluss an den 

ÖPNV ermöglicht. Außerdem liegt der AWO Naturkindergarten mit insgesamt 18 Plätzen in direkter Nach-

barschaft, wodurch die Schaffung eines zentralen Ortes im Dorfkern unterstützt wird.  

Das Gebäude wird multifunktional gestaltet, um für alle Funktionen und Nutzungen entsprechend ausge-

stattet zu sein:  

• modernes Gebäude, energetisch auf dem neuesten Stand 

• offene, freundliche Versammlungsräume (davon ein Raum für 80-100 Personen) 

• Räume für Touristinfomation, Bürgermeister und Freiwillige Feuerwehr 

• Gemeinsame Nutzung von Umkleiden und Sanitäranlagen 

• sonstige Nutzräume, u.a. Technik, Lager, Küche (kein Ausschank von Getränken) 

• barrierefreie Gestaltung des gesamten Gebäudes 

• Installation einer E-Tankstelle im Außenbereich 

 

Ziele 

Die zentrale Zielsetzung des Vorhabens ist die Belebung des Ortskerns sowie Stärkung des Vereinslebens 

bzw. des gemeinschaftlichen Lebens im Ort. Dazu sollen verschiedene z.T. auch neue Funktionen an einem 

Ort gebündelt werden:  

• Zusammenschluss von Generationen – Treffpunkt der Begegnung für Kinder, Jugendliche, Erwach-

sene und Senioren zur gemeinsamen Nutzung schaffen 

• Versammlungsraum für Bürger sowie für soziale Einrichtungen, Vereine und Freiwillige Feuerwehr 

(z.B. Bastelabende, Vorstandssitzungen, Versammlung der Kommanditisten des Bürgerwindparks, 

etc.) 

• Informationspunkt für Bürger und für Touristen  

• zentraler Verkehrsknotenpunkt (Bushaltestelle, Installation einer E-Tankstelle, ggf. Fahrradunter-

stand, etc.) 

• Anlaufstelle für Gemeindeangelegenheiten (Bürgermeistersprechstunde, Verlagerung des Standortes 

des Gemeindearbeiters) 

• ggf. Erweiterung um Nahversorgungsangebot (Markttreff) 

 

Außerdem zielt das Projekt darauf ab, die Nahversorgung im ländlichen Raum zur Minderung der Nachteile 

der Menschen und Schließung von kulturellen und sozialen Versorgungslücken zu sichern bzw. zu verbes-

sern. Darüber hinaus soll durch den Neubau eines Dorfmittelpunktes die soziale Bindung Einwohner an 

ihren Heimatort (Förderung der dörflichen Identität) gefördert werden, um Abmilderung der Abwanderung 

zu erreichen. Hierzu soll auch die Beseitigung des seit Jahren bestehenden Leerstandes und Revitalisie-

rung der Fläche beitragen. 

Nächste Schritte  
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Kosten/Finanzierung 
Es liegt bereits ein detaillierter Kosten- und Finanzierungsplan vor. Die voraussichtlichen Gesamtausgaben 

(brutto) betragen ca. 850.000 EUR. Ein Teil der Kosten sollen über GAK-Fördermittel gedeckt werden.  

Träger/Mögliche  

Kooperationspartner 
Gemeinde Hedwigenkoog  

Weitere Informatio-

nen 
k.A. 

 

Projektdatenblatt Handlungsfeld Attraktive Ortsmitte (PO) 

PO 2 Sicherung des Gemeindetreffpunktes in Norddeich  

Ausgangslage/Her-

ausforderungen 

Die vorhandenen Infrastruktur- und Dienstleistungsangebote wie Nahversorgungsangebote oder Treff-

punkte in den Gemeinden des Amtes Büsum-Wesselburen nehmen immer weiter ab. Insbesondere die 

Schließung von Treffpunkten in den Gemeinden schwächen das soziale Miteinander. Diese Entwicklung 

geht einher mit einem spürbaren Identitätsverlust in den Gemeinden. Zur Sicherung eines aktiven Dorf- und 

Gemeindelebens muss es deshalb darum gehen, die Schließung weiterer Treffpunkte zu verhindern und 

die vorhandenen Strukturen zu stärken bzw. an die neuen Anforderungen anzupassen.  

Eine solche Sicherung des Gemeindetreffpunktes ist bspw. in der Gemeinde Norddeich vorstellbar. In der 

Gemeinde ist eine Gastwirtschaft mit Saalbetrieb (Gasthof „Zur Post“) ansässig. Der Gasthof ist ein wichti-

ger Treffpunkt und Versammlungsraum u.a. für die örtlichen Vereine (z.B. Boßelverein oder Vogelgilde), die 

lokale Jägerschaft (Hegering Norddeich / Büsum) und die Kommunalpolitik der Gemeinde Norddeich. Auch 

über die Gemeindegrenzen hinaus ist der Gasthof eine wichtige Versammlungsstätte z.B. für die Gemeinde 

Hillgroven, die selbst keinen eigenen Treffpunkt hat oder das Jahresfest der Feuerwehr Hellschen. Darüber 

hinaus fungiert der Gasthof als Anlaufpunkt für unterschiedliche Aktivitäten; so ist der Parkplatz bspw. Hal-

testelle für den Bücherbus, der in regelmäßigen Abständen die Gemeinde ansteuert, sowie Treff- und Aus-

gangspunkt für das Laterne laufen und das Kindervogelschießen.  

Wie auch in anderen Gemeinden ist der langfristige Betrieb des Gasthofes gefährdet. Um dem entgegen-

zuwirken, müssen Ideen und Ansätze für eine städtebauliche Aufwertung (neue Wohnformen im Ortszent-

rum, Nachnutzung /Sanierung von Bestand) und funktionale Stärkung für die Ortsmitte als Treffpunkt 

(Standorte für Treffpunkte und Infrastrukturangebote) entwickelt werden, entweder um den Gasthofbetrieb 

aufrecht zu erhalten oder um eine geeignete Alternative zu schaffen.    

Projektbeschreibung 

Die zentrale Zielsetzung des Vorhabens ist die Belebung des Ortskerns sowie Sicherung und Stärkung des 

Vereinslebens bzw. des gemeinschaftlichen Lebens im Ort. Dazu empfiehlt es sich, verschiedene z.T. auch 

neue Funktionen an einem Ort zu bündeln:  

• Schaffung von neuem Wohnraum im Ortsinnenbereich mit speziellem Fokus auf kleine und günstige 

Wohnraumangebote mit der Option auf Serviceunterstützung für Senioren (vgl. SUB Wesselburen) 

• Versammlungsraum für Bürger sowie für soziale Einrichtungen und Vereine (z.B. Bastelabende, Vor-

standssitzungen, Versammlung der Kommanditisten des Bürgerwindparks, etc.) 

• Informationspunkt für Bürger und für Touristen  

• Verbesserung des Mobilitätsangebotes durch einen zentralen Verkehrsknotenpunkt (Konzeption wird 

im Rahmen der Machbarkeitsstudie erarbeitet) mit einer Mobilitätsstation in der Ortsmitte (Bushalte-

stelle, Installation einer E-Tankstelle, ggf. Fahrradunterstand, etc.) 

• Anlaufstelle für Gemeindeangelegenheiten  

• ggf. Erweiterung um Nahversorgungsangebot (Markttreff, Verkauf von regionalen Produkten) 

 

Ziele 

Folgende Ziele werden mit dem strategischen Ansatz verfolgt:  

• Sicherung der Wohn- und Lebensqualität sowie der Grundversorgung im Amtsgebiet  

• Aufwertung und Belebung der Ortsmitte und Stärkung der Identifikation mit der Gemeinde und der 

Region 

• Sicherung und Stärkung der Dorfgemeinschaften (Norddeich und Nachbargemeinden) als Funda-

ment für bürgerschaftliches Engagement in und für die Gemeinden und die Region 

• Stärkung der interkommunalen Zusammenarbeit und Bündelung von Angeboten   

• Sicherung und Schaffung von Einkommensmöglichkeiten in den Kommunen des Amtes 

Nächste Schritte • Kommunale Planung mit breiter Bürgerbeteiligung, z.B. Durchführung einer Ideenbörse für eine at-

traktive Dorfmitte  
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Kosten/Finanzierung 

Die Revitalisierung von Ortskernen zur Sicherung der Daseinsvorsorge im ländlichen Raum ist eines der 

Kernthemen sowohl der Integrierten Entwicklungsstrategie AktivRegion Dithmarschen als auch der Landes-

entwicklungsstrategie, sodass vielfältige Fördertöpfe für Projekte im Ortskern zur Verfügung stehen:  

• Förderung als Modellprojekt der AktivRegion Dithmarschen (bis zu 55 % Förderquote für investive 

Maßnahmen, ggf. Zuschläge bei besonders modellhaften Projekten) 

• größere Vorhaben (ab einem Förderbedarf von mehr als 100.000 EUR) können als strukturwirksame 

Projekte über die Direktprogramme des Landesprogrammes ländlicher Raum 2014 – 2020 gefördert 

werden (Basisdienstleistungen, Tourismus, ländliches Kulturerbe und Ortskernentwicklung)  

• Maßnahmen der Dorfentwicklung können aus GAK-Mitteln (Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und 

Küstenschutz) mit einem Zuschuss von bis zu 450.000 EUR je Vorhaben unterstützt werden. Auch 

Machbarkeitsstudien zur Vorbereitung konkreter Investitionen sind förderfähig
13

 

• weitere Fördertöpfe sind u.a. KfW-Förderprogramme, Bafa-Förderung und die Nationale Klimaschutz-

initiative 

Träger/Mögliche  

Kooperationspartner 
Träger: Gemeinde Norddeich (in Kooperation mit den Nachbargemeinden) und/oder privater Investoren 

Kooperationspartner: Vereine, Feuerwehren, Hegering Norddeich/Büsum 

Weitere Informatio-

nen 

• Leitprojekt Innenentwicklung der Metropolregion Hamburg (Verfasser Institut Raum & Energie, 

www.metropolregion.hamburg.de/innenentwicklung) 

• Qualitätsvolle Innenentwicklung – Eine Arbeitshilfe für Kommunen (Verfasser Institut Raum & Ener-

gie) (www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/L/landesplanung_raumordnung/Downloads/arbeits-

hilfeKommunen) 

• Dörpshus Süderdorf 

• Dorfzentrum Lankau, Kreis Hrzg. Lauenburg (www.doerpshus.de) 

• „Dorf im Dorf“, Gesund alt werden auf dem Lande/ Gemeinde Dobbertin (www.dorfimdorf.de) 

 

Projektdatenblatt Handlungsfeld Attraktive Ortsmitte (PO) 

PO 3 Ideenbörse für eine attraktive Dorfmitte  

Ausgangslage/Her-

ausforderungen 

Die Identität, Attraktivität und Funktionalität der Dorfmitten in den Gemeinden des Amtes geht vielfach ver-

loren oder ist zumindest gefährdet. Dies hat verschiedene Gründe: 

• vorhandene Bausubstanz entspricht nicht Anforderungen von Jung und Alt  

• vorhandene Nahversorgung im Ortskern wird zu wenig in Anspruch genommen 

• zentrale Orte und Plätze sind nicht einladend genug und erfüllen damit nicht ihre Funktion  

• Anschluss des ÖPNV an die Ortsmitten (Grundversorgung) nicht ausreichend 

Projektbeschreibung 

Die Ideenbörse ist ein Workshop (je Gemeinde oder gemeindeübergreifend), der mit interessierten Bürgern 

durchgeführt wird, um eine „Vision für die Ortsmitte“ zu erarbeiten. Dabei werden vorhandene Daten (vor-

handene Leerstände, etc.), soweit bereits vorhanden, vorgestellt oder gemeinsam z.B. mittels eines Frage-

bogens ermittelt, sowie wichtige Themen und Bedarfe abgefragt. Zusätzliche Impulse können durch Erhe-

bung und/oder Bewertung von Potenzialflächen z.B. im Rahmen eines Dorfspaziergangs mit Rundgangs-

karte, auf der die Bürger Hinweise einzeichnen können (besondere/historische Gebäude, mögliche Aufwer-

tung von Orten), gewonnen werden. Je nach Kenntnisstand und Konkretisierungsgrad können externe Re-

ferenten eingeladen werden, um von guten Beispielen zu lernen. 

 

Ziele 

• Ideen und Konzepte für vorhandene Potenzialflächen erarbeiten   

• ganzheitliche Vision für das Dorf bzw. die Ortsmitte entwickeln  

• neue Entwicklungspotenziale identifizieren 

• vorhandene Bedarfe für Nutzungen im Ortskern aufnehmen 

• neue Personen für die Entwicklung im Ort interessieren 

Nächste Schritte 

• Abfrage bei den Gemeinden, wo eine Ideenbörse von Interesse ist 

• Erarbeitung eines detaillierten Veranstaltungskonzeptes für interessierte Gemeinden (ggf. unter Ein-

bindung eines externen Gutachters) 

                                                      

13 vgl.: www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/L/laendlicheraeume/projektauswahlverfahrenGAKOrtskernentwicklung.html 
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Kosten/Finanzierung 

Die Revitalisierung von Ortskernen zur Sicherung der Daseinsvorsorge im ländlichen Raum ist eines der 

Kernthemen sowohl der Integrierten Entwicklungsstrategie AktivRegion Dithmarschen als auch der Landes-

entwicklungsstrategie, sodass vielfältige Fördertöpfe für Projekte im Ortskern zur Verfügung stehen:  

• Förderung als Modellprojekt der AktivRegion Dithmarschen (bis zu 70 % Förderquote für Konzeption 

und Beratung von Maßnahmen) 

• weitere Fördertöpfe sind u.a. KfW-Förderprogramme, Bafa-Förderung und die Nationale Klimaschutz-

initiative 

Träger/Kooperati-

onspartner 
Träger und Veranstalter sind das Amt Büsum-Wesselburen oder die jeweilige Gemeinde selbst  

Weitere Informatio-

nen 

www.zebralog.de/projects/archive/dein-aubing-alter-kern-mit-zukunft;  

www.swp.de/suedwesten/staedte/besigheim/walheimer-sehnen-sich-nach-einer-dorfmitte-22823097.html  

 
 

Projektdatenblatt Handlungsfeld Attraktive Ortsmitten  

PO 4 Startprojekt „Innenentwicklung“ 

Ausgangslage/Her-

ausforderungen14   

Viele Gemeinden im ländlichen Raum, so auch im Amt Büsum-Wesselburen, verfügen über ungenutzte 

Flächen und untergenutzte Gebäude im Innenbereich, z.B. leergefallene Hofstellen, ehemalige Gasthöfe 

und Wohnhäuser. Bis zu einem gewissen Grad sind Leerstände notwendig als Wohnungsmarktreserve. Ein 

vermehrter und v.a. langfristiger Leerstand sowie untergenutzte Gebäude führen zu einer negativen Wahr-

nehmung des Ortsbildes.  

Die Nutzbarkeit solcher Flächen ist häufig sehr unterschiedlich. Das Spektrum reicht von Potenzialflächen 

mit Baurecht, Potenzialflächen mit Planungserfordernis, bebauten Flächen ohne erkennbare Nachnut-

zungsmöglichkeiten bis zu klassischen Leerständen. Häufig wird eine Nachnutzung bzw. Entwicklung der 

Fläche durch verschiedene Hemmfaktoren blockiert:  

• Fläche ist in privater Hand (ggf. unklare Eigentumsverhältnisse) 

• Immissionsbelastungen z.B. durch benachbarte landwirtschaftlich genutzte Höfe 

• Vorbelastung durch Altlasten  

• naturschutzrechtliche Belange 

Die vorhandenen Potenzialflächen und deren Nutzbarkeit lassen sich mit einer Innenentwicklungspotenzi-

alflächenanalyse erheben und bewerten. In den meisten Gemeinden des Amtes ist die Leerstandsquote 

sehr gering und freie Grundstücke oder Gebäude werden gut nachgefragt, dennoch ist nicht zuletzt aufgrund 

der demografischen Entwicklung, insbesondere in den abgelegeneren kleineren Gemeinden, mit einem zu-

nehmenden Leerstand zu rechnen. Außerdem fallen Hofstellen wegen des Strukturwandels in der Landwirt-

schaft leer.    

Projektbeschrei-

bung  

Für die Nachnutzung von Leerständen oder Brachflächen gibt es viele gute Beispiele, es ist jedoch empfeh-

lenswert den Umgang mit solchen Flächen in der eigenen Planungspraxis zu erproben. Ein Startprojekt 

„Innenentwicklung“ würde neben dem eigentlichen Zweck auch eine Signalwirkung für Folgevorhaben ha-

ben. Es würde ein Good-Practice Beispiel für den Umgang mit Leerstand in der Dorfmitte (insbesondere 

Hofstellen und Gebäuden) aufzeigen, Vorbildcharakter haben und den anderen Gemeinden als Modell- und 

Demonstrationsvorhaben dienen. 

Für die Umsetzung als Startprojekt bieten sich verschiedene Flächen an. Für einige Kommunen (Büsum, 

Büsumer Deichhausen, Norddeich und Wesselburen) liegen Innenentwicklungspotenzialanalysen vor, wo-

rin Potenzialflächen für Innenentwicklung erhoben, kategorisiert und bewertet werden. Von besonderem 

Interesse sind bebaute Flächen im Ortskern, auf denen Gebäude untergenutzt oder leer stehen. Auch wenn 

eine Um- bzw. Nachnutzung bei bebauten Grundstücken aufgrund von vermehrten Realisierungshemmnis-

sen (unklare Eigentumsverhältnisse, Renovierungs- und Rückbaukosten, etc.) i.d.R. aufwendiger sind, ist 

der zu erwartende Mehrwert für das Ortsbild um einiges höher, als ein Neubau auf einer unbebauten Fläche.  

Folgende Flächen sind aus den obengenannten Gründen von besonderem Interesse: 

• Norddeich - Potenzialfläche 11: Schulstraße 6 

                                                      

14 siehe auch Untersuchungskonzepte der Innenentwicklungspotenziale u.a. für die Gemeinden Büsum und Büsumer Deichhau-

sen, Norddeich und die Stadt Wesselburen, erstellt durch die Planungsgruppe Dipl. Ing. Hermann Dirks Stadt- und Land-

schaftsplanung 

http://www.zebralog.de/projects/archive/dein-aubing-alter-kern-mit-zukunft
http://www.swp.de/suedwesten/staedte/besigheim/walheimer-sehnen-sich-nach-einer-dorfmitte-22823097.html
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• Norddeich - Potenzialfläche 12: An der Wurth 8 

• Wesselburen - Potenzialfläche V: Süderstr. 31 

• Wesselburen - Potenzialfläche XV: Schülper Str. 3 

• Wesselburen - Potenzialfläche XVIII: Wulf-Isebrand-Straße 7 

• Wesselburen - Potenzialfläche XX: Österstraße 4  

 

Ziele 

• Funktionsverlust der Ortskerne entgegenwirken und Identität erhalten bzw. entwickeln 

• Nachnutzung von nicht mehr zeitgemäßen Innerortsleerständen entwickeln und umsetzen  

• Bewusstseinsbildung für die Möglichkeiten und Vorteile der Innenentwicklung 

• Neue Formen von Wohnen (und ggf. Arbeiten) in Ortskernen etablieren (z.B. Wohnungen für Senio-

ren oder Mehrgenerationswohnen) 

• Förderung einer nachhaltigen Innenentwicklung  

Nächste Schritte 

Arbeitsschritte: 

• Identifikation eines geeigneten Potenzials (falls nicht schon geschehen) 

o Analyse der vorhandenen Innenentwicklungspotenzialanalysen (aktuell vorliegend für Büsum, 

Büsumer Deichhausen, Norddeich und Wesselburen) 

o eigenhändige Durchführung oder Beauftragung einer Innenentwicklungspotenzialanalyse
15  

o Durchführung einer Ideenbörse für die Dorfmitte (siehe PO 2) 

• Ansprache von betroffenen Eigentümern (diese sind im Idealfall von Anfang an in den Prozess zu in-

tegrieren) 

• Überplanung: städtebaulicher Wettbewerb und/oder Planungswerkstatt 

• Umsetzung des geplanten Vorhabens 

• Laufende Öffentlichkeitsarbeit (durch das Amt Büsum-Wesselburen) 

Kosten/Finanzierung 

Die Revitalisierung von Ortskernen zur Sicherung der Daseinsvorsorge im ländlichen Raum ist eines der 

Kernthemen sowohl der Integrierten Entwicklungsstrategie AktivRegion Dithmarschen als auch der Landes-

entwicklungsstrategie, sodass vielfältige Fördertöpfe für Projekte im Ortskern zur Verfügung stehen:  

• Förderung als Modellprojekt der AktivRegion Dithmarschen (bis zu 55 % Förderquote für investive 

Maßnahmen, ggf. Zuschläge bei besonders modellhaften Projekten) 

• größere Vorhaben (ab einem Förderbedarf von mehr als 100.000 EUR) können als strukturwirksame 

Projekte über die Direktprogramme des Landesprogrammes ländlicher Raum 2014 – 2020 gefördert 

werden (Basisdienstleistungen, Tourismus, ländliches Kulturerbe und Ortskernentwicklung) stellen.  

• Maßnahmen der Dorfentwicklung können aus GAK-Mitteln (Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und 

Küstenschutz) mit einem Zuschuss von bis zu 450.000 EUR je Vorhaben unterstützt werden. Auch 

Machbarkeitsstudien zur Vorbereitung konkreter Investitionen sind förderfähig.
16

 

• weitere Fördertöpfe sind u.a. KfW-Förderprogramme, Bafa-Förderung und die Nationale Klimaschutz-

initiative 

Träger/Mögliche  

Kooperationspartner 

Träger für die Entwicklung und Umsetzung sind neben dem Eigentümer bspw. die Gemeinden  

Kooperationspartner sind die AktivRegion Dithmarschen sowie externe Dienstleister 

Weitere Informatio-

nen/Gute Beispiele 

Gute Beispiele:  

• Mehrgenerationenwohnen Voigtshof, Bispingen (www.metropolregion.hamburg.de/demographie-und-

daseinsvorsorge/nofl/4383728/bispingen/)  

• Mehrgenerationenpark- und Haus Goldenstedt (www.goldenstedt.de/mehrgenerationenhaus) 

• Qualitätsvolle Innenentwicklung – Eine Arbeitshilfe für Kommunen (www.schleswig-hol-

stein.de/DE/Fachinhalte/L/landesplanung_raumordnung/Downloads/arbeitshilfeKommu-

nen.pdf?__blob=publicationFile&v=3)  

  

                                                      

15 Eine Hilfestellung bietet die Arbeitshilfe des MLUR “Kommunales Flächenmanagement in Schleswig-Holstein - Erhebung von 

Potenzialflächen“  
16 vgl.: www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/L/laendlicheraeume/projektauswahlverfahrenGAKOrtskernentwicklung.html 

http://www.metropolregion.hamburg.de/demographie-und-daseinsvorsorge/nofl/4383728/bispingen/
http://www.metropolregion.hamburg.de/demographie-und-daseinsvorsorge/nofl/4383728/bispingen/
http://www.goldenstedt.de/mehrgenerationenhaus
http://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/L/landesplanung_raumordnung/Downloads/arbeitshilfeKommunen.pdf?__blob=publicationFile&v=3
http://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/L/landesplanung_raumordnung/Downloads/arbeitshilfeKommunen.pdf?__blob=publicationFile&v=3
http://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/L/landesplanung_raumordnung/Downloads/arbeitshilfeKommunen.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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7 Handlungsfeld: Flexible Mobilität auf dem Land 

Die Erreichbarkeitsverhältnisse im Amtsgebiet sind sehr auf das Auto fokussiert. Zugleich wird in meh-

reren Teilräumen und Kontexten des Amtes ein Wunsch nach alternativen Mobilitätsangeboten artiku-

liert. Vor diesem Hintergrund wurden im Rahmen der Erarbeitung des Amtsentwicklungskonzeptes un-

terschiedliche Handlungsansätze entwickelt und in der Lenkungsgruppe zur Diskussion gestellt17: 

1. Reorganisation des Busverkehrs – aufbauend auf dem Kreiskonzept der „starken Linien“ 

2. Optimierung des Schülerverkehrs 

3. Optimierung und barrierefreier Ausbau der Haltestellen des ÖPNV 

4. Bürgerbus 

5. E-CarSharing 

6. Internetgestützte private Pkw-Mitnahme 

Aus diesen Handlungsansätzen wurde der erste („Reorganisation des Busverkehrs – aufbauend auf 

dem Kreiskonzept der „starken Linien“) zum Gegenstand der Umsetzung des Handlungsfeldes „Weiter-

entwicklung der Mobilitätsangebote“ des Amtsentwicklungskonzeptes ausgewählt. Diese Auswahl 

schließt Teilaspekte des Schülerverkehrs mit ein. 

 

7.1 Ausgangslage  

Das bestehende ÖPNV-Angebot innerhalb des Amtsgebietes ist vor allem durch den Schülerverkehr 

bestimmt. Linienführungen und Fahrplangestaltung orientieren sich kaum an den Mobilitätsbedürfnissen 

aller anderen (potenziellen) Nutzergruppen. Dithmarschen insgesamt ist der Kreis mit der geringsten 

ÖPNV-Nutzung innerhalb des Landes Schleswig-Holstein.18 Das besonders ländlich strukturierte Amt 

Büsum-Wesselburen bildet dabei keine Ausnahme. 

Aus der Orientierung auf den Schülerverkehr ergibt sich ein aktuelles Fahrtenangebot, das sich durch 

eine relativ unübersichtliche Vielzahl an Linien und Linienverläufen auszeichnet. Vertaktete Angebote 

existieren fast nur auf der Bahnlinie Heide-Wesselburen-Büsum. 

Der Dritte Regionale Nahverkehrsplan (RNVP) für den Kreis Dithmarschen definiert für die Zukunft eine 

so genannte „starke Linien“ innerhalb des Amtes. Diese führt von Heide über Wöhrden (beides außer-

halb des Amtes) nach Büsum. 

Zudem definiert der RNVP eine ÖPNV-Produktstruktur, die unterhalb des Grundnetzes der „starken 

Linien“ außerhalb des Stadtverkehrs Heide zum einen „Ergänzungslinien“ sowie zum anderen „Bus- 

Shuttles“ sowie bedarfsgesteuerte, auf die Flächenerschließung ausgerichtete „alternative Bedienfor-

men“ vorsieht. Netz- und Fahrplanstruktur unterhalb des Grundnetzes werden innerhalb des RNVP je-

doch nicht definiert. 

 

7.2 Vorhandene Bedarfe (aus dem Arbeits- und Beteiligungsprozess) 

Vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung sowie der Suche nach energieeffizienten Mobi-

litätslösungen auch im ländlichen Raum besteht ein Bedarf für die Schaffung von Mobilitätsangeboten 

jenseits des Autos bzw. des nur auf den Schülerverkehr ausgerichteten Busverkehrs.  

Dabei geht es vor allem um eine über die Tageszeit weitestgehend einheitliche Erreichbarkeit der zent-

ralen Orte untereinander sowie insbesondere die Anbindung der Flächengemeinden an die zentralen 

Orte. Dies umfasst den Hinweg in den zentralen Ort wie auch den Rückweg. Angesichts der ländlichen 

                                                      

17 Sitzung der Lenkungsgruppe vom 20.03.2017 in Büsum. 
18 Dritter Regionaler Nahverkehrsplan des Kreises Dithmarschen (2014-2018), Seite 54. 
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Struktur des Amtes Büsum-Wesselburen kommt dabei der Flächenerschließung eine besondere Be-

deutung zu. 

 

7.3 Zielsetzung 

Aufgabenträger des ÖPNV sind nicht die Gemeinden des Amtes Büsum-Wesselburen, sondern der 

Kreis Dithmarschen. Aus diesem Grunde ist eine detaillierte und konzeptionelle ÖPNV-Strukturplanung 

im Rahmen eines Amtsentwicklungskonzeptes eher ungewöhnlich.  

Wie der Erarbeitungsprozess gezeigt hat, birgt die Konzeptentwicklung und die politische Verankerung 

in einem Amtsentwicklungskonzept aber große Chancen. So haben zum einen die Gemeinden des Am-

tes Büsum-Wesselburen ein klares Interesse an einer verbesserten ÖPNV-Anbindung. Umgekehrt hat 

der Kreis Dithmarschen Interesse an einer vor Ort entwickelten Konkretisierung der im RNVP nur im 

Grundsatz definierten Netzebenen der „Ergänzungslinien“, „BusShuttles“ bzw. „alternativen Bedienfor-

men“. 

Im Zuge der Erarbeitung wurden daher die wesentlichen Punkte des nachfolgend dargestellten Kon-

zeptes mit dem Kreis Dithmarschen abgestimmt.19 Vorrangig für den Kreis Dithmarschen ist zunächst 

die kreisweite Umsetzung der Planungsschwerpunkte aus dem RNVP, da es sich hierbei um die stra-

tegischen Ziele des kreisweiten ÖPNV-Systems handelt. Trotzdem wurde von Seiten der Fachverwal-

tung des Kreises Dithmarschen die Bereitschaft signalisiert, sich um eine Umsetzung zu bemühen und 

die im Konzept enthaltenen Weiterentwicklungen des RPVP inkl. der darin enthaltenen Abweichungen 

vom RNVP mitzutragen. Die letztendliche Umsetzungsentscheidung bleibt natürlich dem Kreistag des 

Kreises Dithmarschen vorbehalten. 

Ziel des mit dem Amtsentwicklungskonzept vorgelegten „Konzeptes zur Neustrukturierung  

des ÖPNV-Angebotes im Amt Büsum-Wesselburen“ (siehe Abbildung 15) ist es daher 

▪ eine konzeptionelle Grundlage für eine Neustrukturierung des ÖPNV-Angebotes im Amt 

Büsum-Wesselburen zu definieren, 

▪ dieses durch seine Integration in das von den Gemeinden des Amtes beschlossene Amtsent-

wicklungskonzept mit einem entsprechenden Votum der Gemeinden des Amtes zu untermau-

ern und 

▪ das Konzept vorab mit dem Kreis Dithmarschen abzustimmen und dessen grundsätzliche Be-

reitschaft – vorbehaltlich der Entscheidungen des Kreistages – zur Umsetzung einzuholen. 

Das mit dem Amtsentwicklungskonzept Büsum-Wesselburen beschlossene „Konzept zur Neustruktu-

rierung des ÖPNV-Angebotes im Amt Büsum-Wesselburen“ ist in einem gesonderten Dokument im De-

tail dargestellt. Abbildung 15 zeigt die Titelseite dieses Dokuments (PowerPoint-Bericht). Für die Um-

setzung erschien eine solche Auslagerung sinnvoll, um einerseits alle wesentlichen Informationen des 

Konzeptes in einem Dokument zusammenzuhalten und andererseits die Darstellungen im Hauptdoku-

ment des Amtsentwicklungskonzeptes auf die wesentlichen Punkte beschränken zu können. Konkrete 

Umsetzungsschritte zu dem Konzept finden sich am Ende dieses Abschnitts sowie in den Projektsteck-

briefen des Kapitels 7.5. 

 

                                                      

19 Besprechungen mit Herrn Rüsen, Frau Paarmann (beide Kreis Dithmarschen) und Frau Pusch (SVG) am 30.05.2017 und am 

29.11.2017. 
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Abbildung 15: Titelseite des Konzeptes zur Neustrukturierung des ÖPNV-Angebots im Amt Büsum-Wesselburen 

 

7.4 Handlungsansätze und -empfehlungen 

Fünf Netzelemente 

Grundidee des „Konzepts zur Neustrukturierung des ÖPNV-Angebots im Amt Büsum-Wesselburen“ 

(siehe Abbildung 15) ist eine effizientere Nutzung der aktuell auf dem Gebiet des Amtes Büsum-Wes-

selburen gefahrenen Buskilometer mit Blick auf die o.g. Zielsetzung einer deutlichen Attraktivitätsstei-

gerung des ÖPNV für Nutzer außerhalb des Schülerverkehrs.  

Das Konzept überlagert dazu die in Abbildung 16 gezeigten Netzelemente im Sinne des RNVP.20  

 

                                                      

20 vgl.: Dritter Regionaler Nahverkehrsplan des Kreises Dithmarschen (2014-2018), Seite 61 bzw. 65 
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Abbildung 16: Übersicht über die fünf vorgeschlagenen Netzelemente 

Netzelement 1: Regionalverkehr der Bahn im Stundentakt 

Ausgangspunkt ist der Regionalverkehr auf die Regionalbahnverbindung auf der Linie Heide – Wessel-

buren – Büsum. Dessen Linienführung und Fahrplanlage werden als fix angesehen und entsprechen 

dem Netzelement 1 des Konzepts. 

Netzelement 2: „Starke Linie“ des RNVP-Grundnetzes im Stundentakt 

Zweites Netzelement ist die „starke Linie“ des ÖPNV-Grundnetzes mit Bussen des Kreises Dithmar-

schen. Dessen Linienführung wird unverändert aus dem RNVP übernommen. 

Die „starke Linie“ wird im Stundentakt bedient. Die Fahrplanlage21 wird so gewählt, dass sowohl in 

Wöhrden wie auch in Büsum Taktknoten entstehen, um optimale Anschlüsse sicherzustellen, und zwar  

▪ in Wöhrden von/zur Ergänzungslinie nach Wesselburen-Büsum 

▪ in Büsum zum SPNV als Zu- und Abbringer im Stadtverkehr  

In Heide erfolgt keine Bedienung des Bahnhofs durch die „starke Linie“, da die Fahrplanlage ohnehin 

außerhalb des Taktknotens liegt und ein Zu- und Abbringer zum bzw. vom Taktknoten durch den SPNV 

sichergestellt ist. Stattdessen erfolgen Anschlüsse an den Stadt- und Regionalverkehr am ZOB Heide. 

Aus der Überlagerung der Stundentakte der (auf unterschiedlichen Linienwegen verkehrenden) Regio-

nalbahnlinie (über Wesselburen) und der „starken Linie“ (Bus über Wöhrden) ergibt sich ein Angebot 

                                                      

21 Das Konzeptdokument (Titelseite in Abbildung 15) enthält einen detaillierten Bemessungsfahrplan.  
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zwischen Büsum und Heide, das den Fahrgästen alle halbe Stunde eine Direktverbindung anbieten 

kann. 

Netzelement 3: Eine Ergänzungslinie im Zwei-Stunden-Takt 

Drittes Netzelement (Abbildung 16) bildet eine Ergänzungslinie im Zwei-Stunden-Takt auf der Linie 

(Meldorf -) Wöhrden – Wesselburen – Hedwigenkoog – Büsum. Diese Linie ist sowohl hinsichtlich der 

Linienführung als auch des Fahrplans neu konzipiert. 

Linienführung und Fahrplanlage haben vor allem zum Ziel, 

▪ in Wöhrden einen Rundum-Anschluss (d.h. einen guten Anschluss von allen in alle Richtun-
gen) zur starken Busachse zu schaffen,  

▪ in Wesselburen folgende Richtungsanschlüsse sicherzustellen: 

o aus dem „Zwischenraum Süd“ von und nach Büsum 

o aus dem „Zwischenraum Nord“ von und nach Heide 

▪ eine gute Flächenerschließung im westlichen Amtsgebiet zu erreichen sowie 

▪ einen wirtschaftlichen Fahrzeugumlauf zu ermöglichen. 

Zusätzlich führt ein 30-Minuten-Versatz zur „starken Linie“ (Netzelement 2, s.o.) zwischen Westerdeich-

strich und Büsum zu einem 30-Minuten-Takt in jeder zweiten Stunde.  

Außerhalb des Amtes wird die vorstehende Ergänzungslinie ab Wöhrden in Richtung Meldorf weiterge-

führt. Dies sichert u.a. die wichtige Direktverbindung zwischen Wesselburen und Meldorf. 

Nicht zuletzt damit orientiert sich die Linienführung insbesondere auch an den Schulstandorten. Dies 

entspricht den Anforderungen des RNVP an Ergänzungslinien.22  

Netzelement 4: Halbflexible BusShuttles 

Einer der zentralen Bausteine des Konzeptes ist ein halbflexibler BusShuttle. Dieser wurde im Rahmen 

des Konzeptes neu konzipiert und verknüpft die beiden Netzelemente „BusShuttle“ und „Alternative 

Bedienformen“ aus dem RNVP.23 

Die BusShuttles beginnen und enden ihre Fahrt zu festgelegten Zeiten an einem der drei folgenden 

zentralen Verknüpfungspunkte von Bus und Bahn im Amtsgebiet 

▪ Bahnhof Wesselburen 

▪ Bahnhof Heide 

▪ Haltepunkt Tiebensee (außerhalb des Amtes)24 

Zwischen diesen festen Start- und Endpunkten („Verknüpfungspunkten“) ist der Linienweg flexibel nach 

den Fahrtwünschen der Fahrgäste gestaltbar (solange die rechtzeitige Ankunft am Zielpunkt eingehal-

ten werden kann). 

Im Amtsgebiet sind sechs Bedienfelder definiert (vgl. Abbildung 17). Alle Bedienfelder werden jeweils 

alle zwei Stunden in beide Richtungen (d.h. „zum Verknüpfungspunkt “ und „vom Verknüpfungspunkt“) 

bedient. 

Aus Sicht der Nutzer ist somit immer eine Bedienrichtung ohne Voranmeldung verlässlich verfügbar. 

Für die Gegenrichtung ist eine Anmeldung erforderlich. Dies soll am vermutlich typischsten Fall, einem 

Fahrtwunsch vom (dörflichen) Zuhause nach z.B. Heide verdeutlich werden:  

                                                      

22 Vgl.: Dritter Regionaler Nahverkehrsplan des Kreises Dithmarschen (2014-2018), Seite 61 bzw. 65. 
23 Vgl.: Dritter Regionaler Nahverkehrsplan des Kreises Dithmarschen (2014-2018), Seite 65. 
24 Die Einbindung des Haltepunktes Tiebensee ermöglicht eine größere räumliche Ausdehnung des Bedienfeldes Schülp/Strüb-

bel/Neuenkirchen für den halbflexiblen BusShuttle. 
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Für die Hinfahrt meldet der Fahrgast seinen Fahrtwunsch per App oder Telefon auf Basis des Fahrplans 

an. Daraufhin fährt der BusShuttle bei der entsprechenden Fahrt so, dass eine Abholung im betreffen-

den Dorf erfolgen kann. Durch die Fahrplankonstruktion ist der Anschluss des BusShuttles an den Zug 

am nächsten Verknüpfungspunkt gesichert. 

Auch auf der Rückfahrt ist der Anschluss vom Zug zum BusShuttle am Verknüpfungspunkt ohne Vo-

ranmeldung gesichert. Der Fahrgast teilt beim Einsteigen dem Fahrer seinen Fahrtwunsch über das 

Heimatdorf mit. Für die gesamte Rückfahrt – die i.d.R. ja auch schlechter zu planen ist als die Hinfahrt 

– ist somit keine Voranmeldung erforderlich.  

Insgesamt ist somit immer nur für eine Richtung (i.d.R. die Hinfahrt) eine Voranmeldung erforderlich. 

Aus diesem Zusammenhang leitet sich die Bezeichnung „halbflexibel“ ab. 

Als Fahrzeuge für die BusShuttles kommen im Regelfall Kleinbusse zum Einsatz. Aus betrieblichen 

Gründen kann es aber auch sinnvoll sein, im Einzelfall Standardlinienbusse einzusetzen, um Durchbin-

dungen zu erreichen und ein „Herumstehen“ von Fahrzeugen zu vermeiden. 

Voraussetzung für Netzelement 4: Anmeldungssystem 

Voraussetzung der Umsetzung des Netzelements 4 ist ein Anmeldungssystem. Dieses kann per Telefon 

oder per App funktionieren. Denkbar ist auch eine (zumindest zeitweise) parallele Anmeldemöglichkeit 

per Telefon und App.  

Beispiele für Anmeldesysteme per Telefon sind das Ruftaxi-Angebot im Kreis Dithmarschen („RUDI“) 

sowie flexible Angebotsformen in und um Salzwedel. 

Ein Beispiel für die Nutzung einer App findet sich in der Gemeinde Monschau (Eifel, Städteregion 

Aachen). 

Bei der Finanzierung des Anmeldesystems wirken erhebliche Größeneffekte: Je mehr Teilräume das 

gleiche System nutzen, umso geringer sind die Kosten pro Voranmeldung. Das Konzept der halbflexib-

len Flächenbedienung sollte daher nach Möglichkeit auch in einer größeren Zahl weiterer Ämter/regio-

naler Teilräume umgesetzt werden. 

Innerhalb des Kreises Dithmarschen wird im benachbarten Amt Eider ein vergleichbares Konzept an-

gestrebt (vgl. das am 26.02.2018 beschlossene Amtsentwicklungskonzept des Amtes Eider). In anderen 

Kreisen des Landes, u.a. in den Nachbarkreisen Nordfriesland und Rendsburg-Eckernförde, aber auch 

in Schleswig-Flensburg, gibt es zurzeit ähnliche Bestrebungen, flexible Bedienformen zu etablieren. 

Diese Synergieeffekte sollten genutzt werden. Innerhalb des Kreises Dithmarschen stellt sich zudem 

die Frage nach einer Kopplung mit dem RUDI-System. 

Die Umsetzung des Anmeldesystems sollte daher beim Kreis oder einer großräumigeren Ebene (z.B. 

SVG, Nah.SH oder Land) liegen. 

Gesamtnetz aus dem Zusammenwirken der Netzelemente 1 bis 4 

Aus der Kombination der Netzelemente 1 bis 4 ergibt sich das in Abbildung 17 dargestellte Gesamtnetz 

(ohne die ergänzenden Schülerfahrten aus Netzelement 5). 
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Abbildung 17: Kartografische Zusammenschau der Netzebenen 1 bis 4 

Netzelement 5: Ergänzende Schülerverkehrsfahrten 

Mit den Fahrtangeboten der Netzelemente 1 bis 4 lässt sich bereits ein Großteil der Fahrtwünsche im 

Schülerverkehr abwickeln. Da in den Netzelementen 1-4 jedoch „Fahrplanzwänge“ bestehen sind  

▪ sowohl eine Anpassung von Schulanfangszeiten wie auch  

▪ die tageszeitlich beschränkte Aufgabe einzelner Anschlüsse  

probate Mittel der Bündelung von Schülerverkehren in den Netzelementen 1-4. Diese punktuellen An-

passungsmöglichkeiten unterstreichen die konzeptionelle Grundprämisse, nach der so viel Schülerver-

kehr wie möglich über die Netzelemente 1-4 abgewickelt werden soll. 

Auf bestimmten Relationen bestehen jedoch Fahrtwünsche, die von den Netzelementen 1-4  

▪ nicht,  

▪ nicht zu passender Zeit oder  

▪ nicht in ausreichender Kapazität  

bedient werden (können). Hier ist (weiterhin) ein bedarfsgerechter Schulverkehr durch nachfrageorien-

tierte Linien- und Einzelfahrten sicherzustellen. 

Bei der Ausgestaltung der dieser ergänzenden Schülerverkehrsfahrten („Netzelement 5“) sollten die 

Effizienzpotenziale genutzt werden: So kann z.B. der „halbflexible Ansatz“ des BusShuttles aus Netze-

lement 4 auf dem Rückweg der Schüler von der Schule nach Hause übertragen werden. Auf diese 

Weise braucht der Bus nur die Haltestellen anzufahren, an denen wirklich ein Schüler aussteigen 

möchte. Beispiele für vergleichbare Konzeptansätze finden sich in der Gemeinde Olfen (nördlich des 

Ruhrgebiets) sowie im Herzogtum Lauenburg. Auf diese Weise kann der zusätzliche Fahrzeugbedarf 
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bzw. die gefahrenen Wagenkilometer im Netzelement 5 minimiert und eine entsprechende Attraktivi-

tätssteigerung in den Netzelementen 2-4 ermöglicht werden. 

 

7.5 Projekt- und Maßnahmenvorschläge 

Das vorgestellte Konzept ermöglicht eine schrittweise Umsetzung. Dabei sind jedoch bestimmte Ab-

hängigkeiten zu beachten, da die neuen Angebote (aus dem Konzept) immer auch bestehende Ange-

bote im bisherigen Fahrtkorridor ersetzen. Bei einer schrittweisen Umsetzung ist daher darauf zu ach-

ten, dass es nicht in einzelnen Teilräumen zu phasenweisen Angebotslücken kommt. Dies kann pas-

sieren, wenn aktuelle Linien durch die neuen Linienführungen der Netzelemente 2 („Starke Linie“) und 

3 („Ergänzungslinie“) ersetzt werden, die darauf abgestimmte Flächenerschließung (Netzelement 4: 

„Halbflexibler BusShuttle“) aber in den Räumen des bisherigen Linienverlaufs noch nicht verfügbar ist. 

Vor diesem Hintergrund wird das folgende schrittweise Vorgehen vorgeschlagen. Jedem der in der 

nachstehenden Tabelle 8 genannten Umsetzungsschritte wird in einem Projektdatenblatt als Umset-

zungsprojekt des Amtsentwicklungskonzeptes näher erläutert. Ab Umsetzungsschritt 3 können auch 

mehrere Umsetzungsschritte/Projekte zeitgleich umgesetzt werden.  

 

Tabelle 8: Zusammenfassende Übersicht der Umsetzungsschritte  

Umsetzungsschritt 
entspricht Pro-

jektdatenblatt: 

1 

Buskorridore „Heide – Büsum“ und „Wöhrden – Wesselburen – Büsum“ 

• neue „starke Linie“ Heide – Wöhrden – Westerdeichstrich – Büsum (Stundentakt) 

• neue Ergänzungslinie Wöhrden – Wesselburen – Norddeich – Hellschen – Hedwigenkoog – 

Büsum (Zweistundentakt) 

• Taktknoten in Wöhrden und Büsum, Richtungsanschlüsse Wesselburen 

PM 1 

2 

Schaffung der technischen, organisatorischen und finanziellen Grundvoraussetzungen für die halbfle-

xiblen BusShuttles des Netzelements 4: 

• Systementscheidung zum Anmeldesystem  

• Technische Verfügbarkeit des Anmeldesystems 

• Organisation des Anmeldesystems  

• Fahrzeugkonzept 

• Betreiber für Anmeldesystem und BusShuttles 

PM 2 

3 

Einführung des halbflexiblen Modells am Standort Wesselburen: 

• Vier Bedienfelder im 120-min-Takt mit einem Fahrzeug erschließbar 

o Norddeich/Wesselburenerkoog/Hillgroven 

o Schülp/Strübbel/Neuenkirchen 

o Oesterwurth/Jarrenwisch/Hödienwisch 

o Süderdeich/Wesselburener Deichhausen 

• Fünftes Bedienfeld (Wehren/Poppenhusen) als Bedarfshalte des Linienabschnitts Wesselburen-

Wöhrden“ 

• Pilotanwendung des Anmeldesystems 

PM 3  

4 

Einführung des halbflexiblen Modells oder eines klassischen AST am Standort Büsum: 

• Ein Bedienfeld Büsum – Warwerort – Büsumer Deichhausen – Büsum mit Anschlüssen in Büsum 

und Warwerort, B203 

• Umlaufzeit max. 20 Minuten, zweites Bedienfeld jedoch nicht vorhanden, darum geeignet für AST 

• aber: Synergie mit möglicher Verdichtung der Ergänzungslinie zwischen Büsum und Westerdeich-

strich/Stinteck im Sommerhalbjahr für:  

o reiner 30min-Takt Büsum ZOB – Westerdeichstrich 

o Bedienung Warwerort/Büsumer Deichhausen bei Bedarf mit demselben Fahrzeug 

o Mögliche Quersubvention aus touristischen Mitteln 

PM 4 

5 
Kooperationen zur Effizienzsteigerung 

Abstimmung und Prüfung von Kooperationen zur Nutzung von Synergieeffekten, z.B. 
PM 5 
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• Zusammenfassung der Bedienfelder Schülp/Strübbel (Amt Büsum-Wesselburen) und Karolinen-

koog/Groven (Amt Eider) zur Herstellung der Tangentiale Wesselburen – Lunden und wirtschaft-

licherem Fahrzeugeinsatz 

• Prüfung eines Angebotes Wesselburen – Garding mit Zuganschluss von/nach Bad St. Peter-Ord-

ing für touristische Zwecke mit Integration in das Grundnetz, z.B. durchgebunden aus Ergänzungs-

linie ab Wesselburen nach Garding und zurück, statt Wöhrden und zurück, Bedienung Wesselbu-

ren-Wöhrden durch flexibles Bedienfeld (statt Wesselburenerkoog/Hillgroven) am verkehrsschwa-

chen Vormittag und durch HVZ-Leistung durchgebunden von/nach Heide am Nachmittag 

• Einbindung weiterer Bedienfelder bzw. einer Ergänzungslinie in Richtung Meldorf ab Wöhrden zur 

optimalen Nutzung des Taktknotens 

• Prüfung der Verdichtung der Ergänzungslinie zwischen Büsum ZOB und Stinteck bzw. Hedwigen-

koog zur Herstellung eines durchgängigen 30min-Takts zwischen Büsum ZOB und Westerdeich-

strich/Stinteck (z.B. im Sommerhalbjahr unterstützt durch Gelder des Tourismus) 

 

 

Projektdatenblatt Handlungsfeld Flexible Mobilität auf dem Land 

PM 1 Buskorridore „Heide – Büsum“ und „Wöhrden – Wesselburen – Büsum“  

Ausgangslage 

Herausforderungen 

Mit dem „Konzept zur Neustrukturierung des ÖPNV-Angebots im Amt Büsum-Wesselburen“ liegt 

eine konkrete Zielvorstellung für eine zukünftige ÖPNV-Linien- und -Fahrplanstruktur vor, die es in 

mehreren Schritten umzusetzen gilt. 

Das Projekt PM 1 bildet den ersten von insgesamt fünf Umsetzungsschritten. 

Projektbeschreibung/ 

Ziele 

Einführung der nachfolgenden Linien, z.T. als Ersatz der aktuell verkehrenden Buslinien: 

• neue „starke Linie“ Heide – Wöhrden – Westerdeichstrich – Büsum (Stundentakt) 

• neue Ergänzungslinie Wöhrden – Wesselburen – Norddeich – Hellschen – Hedwigenkoog – 

Büsum (Zweistundentakt) 

• Taktknoten in Wöhrden und Büsum 

• Richtungsanschlüsse in Wesselburen 

Nächste Schritte 
Empfohlener erster Umsetzungsschritt. Keine unmittelbaren Abhängigkeiten von den Umsetzungs-

schritten PM 2 bis PM 5 

Kosten 

Die Fahrleistung (Bus-km inkl. halbflexible BusShuttles) des „Konzepts zur Neustrukturierung des 

ÖPNV-Angebots im Amt Büsum-Wesselburen“ wird die nach aktuellem Fahrplan auf dem Gebiet 

des Amtes Büsum-Wesselburen gefahrenen Bus-km nicht oder nicht wesentlich übersteigen (vgl. 

Detaildarstellung des Konzepts im detaillierten Folienbericht). 

Träger Kreis Dithmarschen, SVG, Autokraft 

Weitere Informationen - 

 

Projektdatenblatt Handlungsfeld Flexible Mobilität auf dem Land 

PM 2 Vorbereitung der halbflexiblen BusShuttles  

Ausgangslage 

Herausforderungen 

Mit dem „Konzept zur Neustrukturierung des ÖPNV-Angebots im Amt Büsum-Wesselburen“ liegt 

eine konkrete Zielvorstellung für eine zukünftige ÖPNV-Linien- und -Fahrplanstruktur vor, die es in 

mehreren Schritten umzusetzen gilt. 

Das Projekt PM 2 bildet den zweiten von insgesamt fünf Umsetzungsschritten. 

Projektbeschreibung/ 

Ziele 

Schaffung der technischen, organisatorischen und finanziellen Grundvoraussetzungen für die halb-

flexiblen BusShuttles des Netzelements 4: 

• Systementscheidung zum Anmeldesystem  

• Technische Verfügbarkeit des Anmeldesystems 

• Organisation des Anmeldesystems  

• Fahrzeugkonzept 

• Betreiber für Anmeldesystem und BusShuttles 

Nächste Schritte 
Die Umsetzung dieses Projekts ist Grundvoraussetzung für die Umsetzung der nachfolgenden Pro-

jekte PM 3 bis PM 5 

Kosten 
Die Umsetzung muss auf einer möglichst großräumigen Ebene (Kreis, Nah.SH, Land) erfolgen, um 

Größenvorteile zu nutzen. 
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Träger 

Kreis Dithmarschen, SVG, Autokraft 

 

Aufgrund der Größenvorteile ggf. auch in Kooperation/Trägerschaft von Nah.SH oder Land Schles-

wig-Holstein 

Weitere Informationen 
Referenzprojekte u.a. in Dithmarschen (RUDI), Salzwedel (telefonische Anmeldung) und Monschau 

(App) 

 

Projektdatenblatt Handlungsfeld Flexible Mobilität auf dem Land 

PM 3 Halbflexible BusShuttles am Standort Wesselburen 

Ausgangslage 

Herausforderungen 

Mit dem „Konzept zur Neustrukturierung des ÖPNV-Angebots im Amt Büsum-Wesselburen“ liegt 

eine konkrete Zielvorstellung für eine zukünftige ÖPNV-Linien- und -Fahrplanstruktur vor, die es in 

mehreren Schritten umzusetzen gilt. 

Das Projekt PM 3 bildet den dritten von insgesamt fünf Umsetzungsschritten. 

Projektbeschreibung/ 

Ziele 

Einführung des halbflexiblen Modells am Standort Wesselburen: 

• Vier Bedienfelder im 120-min-Takt mit einem Fahrzeug erschließbar 

• Norddeich/Wesselburenerkoog/Hillgroven 

• Schülp/Strübbel/Neuenkirchen 

• Oesterwurth/Jarrenwisch/Hödienwisch 

• Süderdeich/Wesselburener Deichhausen 

• Fünftes Bedienfeld (Wehren/Poppenhusen) als Bedarfshalte des Linienabschnitts Wesselbu-

ren-Wöhrden“ 

• Pilotanwendung des Anmeldesystems im Amt Büsum-Wesselburen 

Nächste Schritte Eine zeitgleiche Umsetzung mit den Projekten PM 4 und PM 5 ist möglich. 

Kosten 

Die Fahrleistung (Bus-km inkl. halbflexible BusShuttles) des „Konzepts zur Neustrukturierung des 

ÖPNV-Angebots im Amt Büsum-Wesselburen“ wird die nach aktuellem Fahrplan auf dem Gebiet 

des Amtes Büsum-Wesselburen gefahrenen Bus-km nicht oder nicht wesentlich übersteigen (vgl. 

Detaildarstellung des Konzepts im detaillierten Folienbericht). 

Träger Kreis Dithmarschen, SVG, Autokraft, zukünftiger Betreiber des BusShuttle-Systems 

Weitere Informationen  

 

Projektdatenblatt Handlungsfeld Flexible Mobilität auf dem Land 

PM 4 Halbflexibler BusShuttle (oder klassisches Anruf-Sammel-Taxi) am Standort Büsum 

Ausgangslage 

Herausforderungen 

Mit dem „Konzept zur Neustrukturierung des ÖPNV-Angebots im Amt Büsum-Wesselburen“ liegt 

eine konkrete Zielvorstellung für eine zukünftige ÖPNV-Linien- und -Fahrplanstruktur vor, die es in 

mehreren Schritten umzusetzen gilt. 

Das Projekt PM 4 bildet den vierten von insgesamt fünf Umsetzungsschritten. 

Projektbeschreibung 

Ziele 

Einführung des halbflexiblen Modells oder eines klassischen AST am Standort Büsum: 

• Ein Bedienfeld Büsum – Warwerort – Büsumer Deichhausen – Büsum mit Anschlüssen in 

Büsum und Warwerort, B203 

• Umlaufzeit max. 20 Minuten, zweites Bedienfeld jedoch nicht vorhanden, darum geeignet für 

AST 

• aber: Synergie mit möglicher Verdichtung der Ergänzungslinie zwischen Büsum und Wester-

deichstrich/Stinteck im Sommerhalbjahr für:  

o reiner 30min-Takt Büsum ZOB – Westerdeichstrich 

o Bedienung Warwerort/Büsumer Deichhausen bei Bedarf mit demselben Fahrzeug 
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• Mögliche Quersubvention aus touristischen Mitteln 

Nächste Schritte Eine zeitgleiche Umsetzung mit den Projekten PM 3 und PM 5 ist möglich. 

Kosten 

Die Fahrleistung (Bus-km inkl. halbflexible BusShuttles) des „Konzepts zur Neustrukturierung des 

ÖPNV-Angebots im Amt Büsum-Wesselburen“ werden die nach aktuellem Fahrplan auf dem Gebiet 

des Amtes Büsum-Wesselburen gefahrenen Bus-km nicht oder nicht wesentlich übersteigen (vgl. 

Detaildarstellung des Konzepts im detaillierten Folienbericht). 

Träger Kreis Dithmarschen, SVG, Autokraft, zukünftiger Betreiber des BusShuttle-Systems 

Weitere Informationen  

 

Projektdatenblatt Handlungsfeld Flexible Mobilität auf dem Land 

PM 5 Kooperationen zur Effizienzsteigerung  

Ausgangslage 

Herausforderungen 

Mit dem „Konzept zur Neustrukturierung des ÖPNV-Angebots im Amt Büsum-Wesselburen“ liegt 

eine konkrete Zielvorstellung für eine zukünftige ÖPNV-Linien- und -Fahrplanstruktur vor, die es in 

mehreren Schritten umzusetzen gilt. 

Das Projekt PM 5 bildet den vierten von insgesamt fünf Umsetzungsschritten. 

Projektbeschreibung 

Ziele 

Abstimmung und Prüfung von Kooperationen zur Nutzung von Synergieeffekten, z.B. 

• Zusammenfassung der Bedienfelder Schülp/Strübbel (Amt Büsum-Wesselburen) und Karoli-

nenkoog/Groven (Amt Eider) zur Herstellung der Tangentiale Wesselburen – Lunden und wirt-

schaftlicherem Fahrzeugeinsatz 

• Prüfung eines Angebotes Wesselburen – Garding mit Zuganschluss von/nach Bad St. Peter-

Ording für touristische Zwecke mit Integration in das Grundnetz, z.B. durchgebunden aus Er-

gänzungslinie ab Wesselburen nach Garding und zurück, statt Wöhrden und zurück, Bedienung 

Wesselburen-Wöhrden durch flexibles Bedienfeld (statt Wesselburenerkoog/Hillgroven) am 

verkehrsschwachen Vormittag und durch HVZ-Leistung durchgebunden von/nach Heide am 

Nachmittag 

• Einbindung weiterer Bedienfelder bzw. einer Ergänzungslinie in Richtung Meldorf ab Wöhrden 

zur optimalen Nutzung des Taktknotens 

• Prüfung der Verdichtung der Ergänzungslinie zwischen Büsum ZOB und Stinteck bzw. Hedwi-

genkoog zur Herstellung eines durchgängigen 30min-Takts zwischen Büsum ZOB und Wes-

terdeichstrich/Stinteck (z.B. im Sommerhalbjahr unterstützt durch Gelder des Tourismus) 

Nächste Schritte Eine zeitgleiche Umsetzung mit den Projekten PM 3 und PM 4 ist möglich. 

Kosten 

Die Fahrleistung (Bus-km inkl. halbflexible BusShuttles) des „Konzepts zur Neustrukturierung des 

ÖPNV-Angebots im Amt Büsum-Wesselburen“ wird die nach aktuellem Fahrplan auf dem Gebiet 

des Amtes Büsum-Wesselburen gefahrenen Bus-km nicht oder nicht wesentlich übersteigen (vgl. 

Detaildarstellung des Konzepts im detaillierten Folienbericht). Der Umsetzungsbaustein PM 5 ver-

folgt zusätzlich das Ziel der Effizienzsteigerung.  

Träger Kreis Dithmarschen, SVG, Autokraft, zukünftiger Betreiber des BusShuttle-Systems 

Weitere Informationen  
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8 Handlungsfeld: Lebendiges Ehrenamt und Dorfleben 

In nahezu allen Bereichen des Alltags im Amt Büsum-Wesselburen, wie auch bundesweit, spielt bür-

gerschaftliches Engagement eine wichtige Rolle. In zahlreichen Vereinen, Verbänden und Initiativen 

werden tagtäglich Leistungen erbracht, ohne die ein hoher Verlust an Lebensqualität zu verzeichnen 

wäre. Das sind z.B. die Freiwilligen Feuerwehren, die Sportvereine besonders mit ihrer Jugendarbeit, 

Organisationen zum Erhalt der Natur und Landschaft, die Elternvertreter in den Schulen oder im Kin-

dergarten sowie die vielen Freiwilligen, die bei der Betreuung im Pflegebereich oder im sozialen Nah-

bereich wie Nachbarschaft und Verwandtschaft helfen.  

Als Folge des demografischen Wandels sinkt die Zahl der Menschen, die sich ehrenamtlich engagieren, 

mit gravierenden Folgen für das dörfliche Leben. Aber nicht nur die sinkenden Zahlen in der Bevölke-

rungsentwicklung haben Einfluss auf den Umfang des bürgerschaftlichen Engagements, vor allem auch 

ein Wandel der Lebensstile trägt dazu bei. Oft arbeiten die Erwerbstätigen nicht mehr in ihrem Wohnort, 

sondern pendeln in die nächst größere Stadt zur Arbeit. Sie verbringen viel Zeit mit der Anfahrt, die 

ihnen dann für ein ehrenamtliches Engagement fehlt. Daraus resultieren andere Ansprüche und neue 

Anforderungen an ehrenamtliche Tätigkeiten. Aufgrund der knappen zeitlichen Ressourcen sind viele 

Bürger an kurzzeitigen, nur für den Zeitraum eines Projektes dauernden Einsätzen interessiert oder sie 

wollen zunächst auch nur mal in eine ehrenamtliche Tätigkeit „hineinschnuppern“. Das ist auch im Ver-

einsleben spürbar.  

 

8.1 Ausgangslage  

Die oben genannten Herausforderungen treffen auch auf das Ehrenamt bzw. das aktive Dorfleben im 

Amt Büsum-Wesselburen zu. Grundsätzlich ist in den Gemeinden des Amtes Büsum-Wesselburen nach 

Aussage der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister ein gutes Gemeinschaftsgefühl und, soweit vor-

handen, auch ein reges Vereinsleben zu erkennen.  

Der demografische Wandel führt vielfach zu 

Nachwuchsproblemen, wie z.B. in Westerdeich-

strich, wo sowohl der Boßelverein als auch der 

Heimatverein latent von der Auflösung bedroht 

sind. Eine Vereinsbefragung25 hat ergeben, dass 

die Altersgruppe bis 45 Jahre deutlich unterreprä-

sentiert ist (anteilig nur 32%). Insbesondere Ver-

eine aus den Bereichen „Brauchtum/Heimat-

pflege“, „Soziales“ und „Tourismus“ sind sehr 

stark von der Überalterung betroffen. In den übri-

gen Bereichen ist das Verhältnis zwischen „Jung“ 

und „Alt“ (noch) ausgeglichen.  

Eine weitere Herausforderung ist die Besetzung 

von Verantwortungspositionen/Vereinsposten 

(insbesondere Vorsitzende) und zwar unabhän-

gig von der Frage, ob ein Verein von Überalte-

rung bedroht ist oder nicht. Häufigster Grund für 

die Ablehnung ist Zeitmangel, gefolgt von „zu viel Verantwortung“ und „Aufgaben des Vorstandes sind 

zu umfangreich“. Des Weiteren fehlen im Amt qualifizierte Übungsleiter in den Sportvereinen.  

                                                      

25 An der Vereinsbefragung haben insgesamt 38 Vereine aus dem Amt Büsum-Wesselburen teilgenommen. Es sind alle Ver-

eine sowie ehrenamtlichen Initiativen und Verbände angeschrieben worden. 

8%

10%

14%

31%

37%

Wie viele Mitglieder hat 
Ihr Verein?

unter 14 Jahre

14-27 Jahre

28-45 Jahre

46-65 Jahre

über 65 Jahre

Abbildung 18: Ergebnis der Vereinsbefragung - Altersstruk-
tur in den Vereinen 
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Abbildung 19: Ergebnis der Vereinsbefragung - Auflistung von Gründen für die Ablehnung von Vorstandsposten 

 

Die Vereine haben diese Herausforderungen i.d.R. bereits erkannt und versuchen, diesen aktiv zu begeg-

nen (siehe Tabelle 5). So sind zwischen Vereinen Allianzen und Kooperationen in Ansätzen vorhanden – 

diese sind jedoch ausbaufähig. Um den Vereinsbetrieb weiter aufrecht zu erhalten gibt es beispielsweise 

(Teil-)Kooperationen und Zusammenschlüsse, wie den gemeinsamen Schützenverein der Gemeinden 

Oesterdeichstrich, Warwerort und Westerdeichstrich. Die gemeindeübergreifende Zusammenarbeit 

funktioniert gut. Das gleiche gilt für Gemeinderäume oder Treffpunkte, die teilweise auch gemeinde-

übergreifend genutzt werden. Dennoch ist wiederholt das Fehlen von Gemeinderäumen und Treffpunk-

ten, in denen das Dorfleben stattfinden kann (siehe Kapitel 6 Attraktive Ortsmitten) bemängelt worden. 

Ohne geeignete Räumlichkeiten und Begegnungsstätten kann das Ehrenamt nicht funktionieren.   

Tabelle 9: Übersicht über vorhandene Kooperationsbeziehungen im Bereich Ehrenamt (nicht abschließend) 

Soziale Einrichtungen  

• Norddeich und Süderdeich (Mitnutzung durch Reinsbüttel): Zweckverband für Kinderbetreuung 

• Warwerort, Hedwigenkoog: gemeinsamer Naturkindergarten → übrige KiTas befinden sich in 

Wesselburen und Büsum 

• Wesselburen, Hillgroven, Hellschen-Heringsand-Unterschar: Senioren- und Bürgerzentrum Wes-

selburen (erfüllt wichtige Vorbildfunktion) 

Vereine 

• Norddeich, Hillgroven, Hellschen-Heringsand-Unterschar: Vogelgilde (Norddeich-Hillgroven) und   

Boßelverein 

• Oesterdeichstrich, Büsumer Deichhausen, Warwerort, Westerdeichstrich: u.a. gemeinsamer 

Schützenverein 

• Oesterdeichstrich, Friedrichsgabekoog, Warwerort: Elternverein 

• Büsum und Wesselburen: verschiedene Kooperationsbeziehungen (z.B. SG Westerdöfft zusam-

men mit Neuenkirchen) 

• Wesselburen, Schülp, Wesselburenerkoog, Strübbel: gemeinsamer Sportverein 

• Wesselburener Deichhausen orientiert sich nach Reinsbüttel   

• Oesterwurth orientiert sich nach Wesselburen und Schülp  
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Zeitmangel

 Mangel an Wissen oder Kompetenzen

Zu viel Verantwortung
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Ein weiterer Aspekt, der sich im Amt Büsum-Wesselburen z.T. negativ auf das aktive Dorfleben aus-

wirkt, ist der relativ hohe Anteil an Ferienwohnungen und Zweitwohnsitzen, was besonders in kleinen 

Gemeinden spürbar ist. So kommen in Warwerort auf 253 Einwohnern zahlreiche Ferienhäuser. In Wes-

selburener Deichhausen sind von 60 Häusern 13 nicht dauerhaft bewohnt (Zweitwohnsitz) und in Büsu-

mer Deichhausen stehen bei 334 Einwohner etwa 800 Gästebetten in Ferienwohnungen, Pensionen, 

Hotel- und Privatzimmern zur Verfügung. Teilweise werden die Zweitwohnsitze ausschließlich an Tou-

risten vermietet, die nicht am Dorfleben teilnehmen. Besitzer von Zweitwohnungen nehmen zwar am 

Dorfleben teil, jedoch meist nur in der Hauptsaison. In der Nebensaison bleiben diese Wohnungen häu-

fig leer.  

 

8.2 Vorhandene Herausforderungen und Bedarfe aus dem Arbeits- und Beteiligungsprozess 

▪ aufgrund von fehlendem Nachwuchs sind immer mehr Vereine unterbesetzt und von Überalte-

rung bedroht 

▪ Vorstandsposten oder andere Ämter sind immer schwerer zu besetzen 

▪ ehrenamtliche Arbeit lastet häufig auf immer denselben Aktiven, flexible Teamarbeit ist noch zu 

selten 

▪ fehlende Mitglieder und Aktive erschweren die Organisation und Durchführung von Kooperation 

und Aktionen  

▪ persönliche Kontakte sind häufig entscheidend für die Vernetzung von Vereinen, Verbänden 

und Initiativen  

▪ Neubürger oder „Auswärtige“ werden durch die vorhandene Öffentlichkeitsarbeit nicht ausrei-

chend angesprochen und erreicht 

▪ Konkurrenzen und Parallelangebote sind Hemmfaktoren, die eine Auslastung von Angeboten 

gefährden 

▪ ehrenamtliche Leistungen werden nicht ausreichend anerkannt (z.T. sogar rückläufig) 

 

8.3 Zielsetzung 

Um den obengenannten Herausforderungen und damit verbundenen Bedarfen zu begegnen, ist das 

vordringlichste Ziel die Gewinnung von neuen Engagierten. Insbesondere die Gewinnung von neuen 

„Aktiven“ muss oberste Priorität haben. Dies erfordert auch neue Konzepte für die Arbeitsteilung in und 

zwischen den Vereinen, sowohl hinsichtlich der Gewinnung von neuen Engagierten (Wie können Auf-

gaben sinnvoll (und verlässlich) auf mehrere Schultern verteilt werden, damit sich Engagierte bereit 

erklären, Verantwortung zu übernehmen?), als auch hinsichtlich der Bündelung von Ressourcen zwi-

schen den Vereinen, z.B. für die Gestaltung eines vielfältigeren Angebotes oder die Nutzung von Ge-

meinschaftsräumen. Eine weitere Zielsetzung ist die Verbesserung der Transparenz über vorhandene 

Aktivitäten im Amt oder in Teilen des Amtes (Was ist wann geplant? Was läuft gut? Was fehlt?). Letztlich 

muss es auch darum gehen, Unterstützungsstrukturen zu stärken und eine Anerkennungskultur zu le-

ben, die die Arbeit aller engagierten Menschen besser würdigt.  

 

8.4 Handlungsansätze und -empfehlungen 

➢ Neue Aktive und neue Mitglieder gewinnen: Bei der Gewinnung von neuen Aktiven bzw. Mit-

gliedern bleibt das wichtigste Instrument die persönliche Ansprache. Dies schließt auch die An-

sprache von Kindern und Jugendlichen ein, die durch eine stärkere Beteiligung (siehe Kapitel 9 

„Vielseitige Angebote für junge Menschen“) eingebunden werden.  

Darüber hinaus ist ein Ausbau der Öffentlichkeitsarbeit erforderlich, z.B. durch aktive Presse-

berichterstattung, eigene Veröffentlichungen mit Terminen und Berichten sowie eine gezielte 

Ansprache von Neubürgern z.B. mit einem Neubürgerbrief. In diesem Zusammenhang ist es 

wichtig, vorhandene Kommunikationswege zu überprüfen, um einerseits Dopplungen zu 
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vermeiden und andererseits eine größtmögliche Transparenz herzustellen. Ergänzend dazu 

kann es sinnvoll sein, dass Vereine ihr Angebot und vor allem ihre Leistung für die Gemein-

schaft bei Messen (z.B. Berufsmessen) darstellen.  

Abschließend muss auch auf die geänderten Anforderungen eingegangen werden, in dem z.B. 

auch projektbezogene bzw. kurzfristige Mitwirkungsangebote geschaffen werden. Dies setzt 

neue Strukturen und Organisationsmodelle voraus (siehe unten).   

➢ Arbeitsteilung in und zwischen den Vereinen fördern: Zur Bündelung der vorhandenen Res-

sourcen sind Vernetzungsmöglichkeiten für Vereine (und andere ehrenamtliche Institutionen) 

zu schaffen. Dies ermöglicht es Kooperationen auszubauen z.B. bei gemeinsamen Festen 

(auch über Gemeinde- und Amtsgrenzen hinweg).  

Damit Mitglieder aktiv bleiben und neue Engagierte gewonnen werden ist es wichtig neue For-

men der Aufgabenteilung innerhalb der Vereine zu entwickeln und zu erproben, z.B. indem die 

Verantwortung auf mehrere Schultern verteilt wird oder dass „Aufgaben“ verteilt werden und 

nicht nur „Ämterposten“.  

➢ Transparenz verbessern: Transparenz ist auf verschiedenen Ebenen notwendig. Einerseits 

müssen Aufgaben in Verantwortungspositionen klar kommuniziert werden, um ein besseres 

Bewusstsein für die notwendige Übernahme dieser zu schaffen. Andererseits vermeidet eine 

transparente Darstellung vorhandener Angebote in Vereinen oder sonstigen ehrenamtlichen 

Einrichtungen Parallelstrukturen.  

Gleichzeitig kann z.B. durch digitale Veranstaltungskalender (z.T. bereits vorhanden) mehr Auf-

merksamkeit für die vorhandenen Angebote geschaffen werden. Eine stärkere Präsenz von 

Aktiven im Netz sowie die Einbindung und Nutzung von Social Media (Facebook, Twitter, etc.) 

fördert den persönlichen Bezug von Interessierten und erreicht auch jüngere Menschen.  

Ergänzend dazu müssen auch Unterstützungsbedarfe (Wo können Freiwillige aktiv helfen?) 

und Möglichkeiten sich aktiv zu beteiligen übersichtlich dargestellt werden.  

➢ Unterstützungsstrukturen stärken: Sowohl bereits Aktive als auch neue Engagierte dürfen nicht 

überbeansprucht werden. Insbesondere Aktive in Verantwortungspositionen stehen häufig ganz 

allein vor vielfältigen Aufgaben und Fragestellungen. Damit diese nicht auf sich alleingestellt 

sind, ist ein Ehrenamtskoordinator als zentraler Ansprechpartner und Netzwerker notwendig. 

Ergänzend dazu braucht es neue Partner (Steuerberater/Rechtsanwalt), die als Ehrenamtslot-

sen für Fachfragen zur Verfügung stehen. Eine weitere Aufgabe des Ehrenamtskoordinators 

liegt in der Weiterbildung/gezielte Schulungen der Vereine im Bereich „Öffentlichkeitsarbeit“.  

➢ Anerkennungskultur leben: Das Ehrenamt lebt davon, dass Aktive ihre Aufgaben gerne und mit 

Freude erledigen. Dies kann nur gelingen, wenn diese auch entsprechend gewürdigt wird. Hier 

sind erweiterte Presseberichtserstattung und Werbekampagnen für das Ehrenamt notwendig. 

Ergänzend dazu können spezielle Anlässe genutzt oder geschaffen werden, um Ehrenamtler 

und Vereine zu ehren. Außerdem sollten vorhandene Ansätze wie die Ehrenamtskarte oder 

vorhandene Initiative (z.B. “HelferHerzen“ von dm), besser genutzt werden.  
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8.5 Projekt- und Maßnahmenvorschläge 

Die oben genannten Handlungsansätze sind mit einer erheblichen Mehrarbeit verbunden. Das Ehren-

amt ist bereits heute stark überlastet (siehe Vereinsbefragung). Daraus leitet sich die Frage ab, wer die 

zusätzlichen Aufgaben übernehmen bzw. leisten kann. Es gibt verschiedene „Netzwerker“ im Amt, z.B. 

die Bildungskette, die Bildungsmanagerin in Wesselburen und die Schulkoordination. Diese sind jedoch 

bereits sehr stark eingebunden und zusätzlich nur zeitlich befristet (Bildungskette) oder teilräumlich be-

grenzt (Bildungsmanagerin Wesselburen).  

Im Folgenden wird daher ein Bündel von verschiedenen Maßnahmen vorgeschlagen, die es ermögli-

chen, die genannten Ansätze schrittweise umzusetzen, in dem den Ehrenamtlern vielfältige Unterstüt-

zungs- und Beratungsangebot zur Verfügung gestellt werden:  

 

Abbildung 20: Bündelung und Zusammenwirken der Maßnahmen im Bereich "Lebendiges Ehrenamt und Dorfleben" 

 

 

Projektdatenblatt Handlungsfeld Lebendiges Ehrenamt und Dorfleben 

PE 1 Ehrenamtskoordinator 

Ausgangslage/Her-

ausforderungen 

Ehrenamtliches Engagement ist im ländlichen Raum, wie auch in Büsum-Wesselburen, für den Erhalt einer 

angemessenen Lebensqualität, aber auch Daseinsvorsorge, von großer Bedeutung. Der demografische 

Wandel, als ein Aspekt von vielen, stellt das Ehrenamt vor vielfältige Herausforderungen, z.B. Nachwuchs-

mangel, Nachbesetzung von Vorstandsposten, fehlende „Manpower“ für Kooperationen oder Aktionen. In 

den Handlungsempfehlungen (siehe Kapitel 8.4) werden eine Vielzahl von Ansätzen genannt, um diese 

Herausforderungen zu lösen. Der Fokus liegt dabei auf einer stärkeren Vernetzung von Akteuren und Bün-

delung von Ressourcen sowie einer schrittweisen Anpassung von bestehenden Organisationsstrukturen. 

Die derzeitige Vernetzung der Vereine ist zwar tendenziell gut, aber oftmals nur an persönliche Kontakte 

geknüpft, sodass ein Weitblick innerhalb des Netzwerkes fehlt und flexible Teamarbeit noch zu selten ist. 

Das Amt Büsum-Wesselburen hat mit drei aktiven „Netzwerkern“ (Bildungskette, Schulkoordinatorin, Bil-

dungsmanagerin) eine gute Basis hierfür geschaffen. 

• Bildungskette: Die bis 2019 laufende Bildungskette legt ihren Arbeitsfokus auf den Übergang von 

Schule und Beruf mit dem Schwerpunkt Akteure, wie Kita und Schule, stärker mit der Wirtschaft zu 
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vernetzen sowie Jedem eine Berufsausbildung zu ermöglichen. (Einsatzregion: Amt Büsum-Wessel-

buren) 

• Schulkoordinatorin: Als zentrale Ansprechpartnerin beim Schulträger „Schule am Meer“ (Büsum) för-

dert die Schulkoordinatorin die Verknüpfung von Verwaltung und Schule. (Einsatzregion: Schule am 

Meer – Büsum)  

• Bildungsmanagerin: Durch eine Bildungsmanagerin wird der Ausbau des Bildungsnetzes aller Ein-

richtungen vorangebracht, ein großes Bildungsangebot für alle Generationen geschaffen und Bildungs-

ziele verfolgt. Des Weiteren beschäftigt sich die Bildungsmanagerin mit der Sicherung der „Infrastruk-

tur“ von Bildung, Vereinen und Kultur. (Einsatzregion: Bildungsregion Wesselburen) 

Dennoch ist es notwendig, dass eine amtsweitere Vernetzung des Ehrenamtes befördert wird. Einerseits 

weil die beschriebenen Netzwerker bereits sehr stark eingebunden und einige Stellen zeitlich befristet (Bil-

dungskette) sind, andererseits sind diese Netzwerker nur für bestimmte Teilräume bzw. Themenbereiche 

zuständig.  

Projektbeschrei-

bung 

Schaffung einer hauptamtlichen Stelle zur Unterstützung des Ehrenamtes und Kooperationen zwischen 

Schulen/Vereinen/Initiativen, ggf. unterstützt durch eine Assistenzkraft 

• ständige Ansprechperson an einem zentralen Ort, unabhängig von Politik/Verwaltung oder einem Ver-

ein/Initiative für alle Fragen rund um das Ehrenamt 

o Einrichtung einer zentralen Anlaufstelle, in denen der Ehrenamtskoordinator regelmäßig be-

sucht werden kann 

o Gründen von „Außenstellen“, z.B. in Dorfgemeinschaftshäusern, sodass der Ehrenamtskoordi-

nator auch in den anderen Dörfern zu bestimmten Zeiten fest ansprechbar ist 

• Vernetzung der Ehrenämtler, u.a. zur Vermeidung von Doppelstrukturen und Entlastung der Akteure  

o regelmäßige Organisation von Ehrenamtsstammtischen (informelle Vernetzungstreffen für Ver-

eine (und Vereinsmitglieder), gekoppelt mit regionalen Workshops und Informationsveranstal-

tungen zu wechselnden Fragestellungen) 

o kompetente Unterstützung bei Aktivitäten, z.B. zur Vermittlung von Arbeitskräften oder 

Equipment 

• Initiierung neuer Projektideen und Realisierung neuer Ehrenamtsstrukturen 

o Betreuung und Unterstützung von Projekten und Initiativen (u.a. über das Crowdfundingtool)  

o einfache fachliche Unterstützung z.B. bei der Umsetzung neuer Organisationsstrukturen sowie 

Bereitstellung eines Pools an Ehrenamtslotsen für die Beantwortung komplexerer Fachfragen 

(rechtlich, steuerlich, etc.)    

• Aktive Ansprache und regelmäßige Abfrage von vorhandenen Bedürfnissen 

Bereitstellung vieler Leistungen des Ehrenamtskoordinators auch auf einer digitalen Internetplattform (siehe 

PE 2)  

 

Ziele 

Mit dem Ehrenamtskoordinator wird ein fester Ansprechpartner für die Unterstützung des Ehrenamtes ein-

gesetzt. Mit der Einrichtung eines hauptamtlichen Ehrenamtskoordinators werden folgende Ziele verfolgt: 

• vorhandenes Ehrenamt unterstützen und stärken 

• Neue (Organisations-)Formen von Ehrenamt fördern und in der Umsetzung unterstützen  

• Mehr Menschen für ehrenamtliches Engagement gewinnen und neue Zielgruppen (v.a. jüngere Men-

schen) ansprechen 

• Mehr Bürgerbeteiligung bei den Belangen des Gemeinwesens fördern 

• Kooperation von lokalen Akteuren fördern 

• Öffentlichkeitsarbeit professionalisieren 

• Mehr Transparenz schaffen und Bevölkerung besser informieren 

• Ehrenämtler vor Ort qualifizieren 

• Bevölkerung auf Augenhöhe begegnen und das „Amt“ erlebbar machen 

• „Wir-Gefühl“ durch mehr Zusammenarbeit und Mithilfe in Gemeindeprojekten stärken  

Nächste Schritte 
• Konkretisierung und Abgrenzung des Aufgabenprofils eines Ehrenamtskoordinators als Vorbereitung 

für eine detaillierte Stellenbeschreibung 

• Beantragung von Fördermitteln als Anschubfinanzierung  

Kosten/Finanzierung 

• Einrichtung einer hauptamtlichen Vollzeitstelle (ggf. unterstützt durch eine weitere Assistenzkraft auf 

450 EUR-Basis) 

• Finanzierung über Fördermittel der AktivRegion Dithmarschen: 60% der Personalkosten (max. 100.000 

EUR) können über einen Zeitraum von fünf Jahren gefördert werden (bis max. 2023) 
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Träger/Kooperati-

onspartner 
Amt Büsum-Wesselburen  

Weitere Informatio-

nen 

Für eine professionelle Arbeit des Ehrenamtskoordinators müssen folgende Rahmenbedingungen gegeben 

sein: 

• Ein Ehrenamtskoordinator muss über hauptberufliches Personal verfügen, um eine professionelle En-

gagementförderung zu gewährleisten. Dies kann auch eine teilzeitlich begrenzte Stelle sein. Verant-

wortlichkeit und Ansprechpartner müssen klar formuliert sein. 

• Die Netzwerkstelle muss durch die Kommunalverwaltung/das Amt unterstützt und in die kommunale 

Entwicklung eingebunden sein. 

• Sie muss über ein breites Aufgabenprofil und gute Kontakte im Gemeinwesen verfügen. 

Über das Alltagsgeschäft hinausgehend muss es möglich sein, Projekte zu entwickelt und durchführen zu 

können, die auf gesellschaftliche Herausforderungen reagieren. 

 

Projektdatenblatt Handlungsfeld Lebendiges Ehrenamt und Dorfleben 

PE 2 Einrichtung einer amtsweiten Internetplattform 

Ausgangslage/ 

Herausforderungen 

Der Ehrenamtskoordinator (PE 1) stellt in dem Netzwerk eine zentrale Anlaufstelle dar. Trotzdem wird diese/ 

dieser mitunter nicht zu jeder Tageszeit erreichbar sein und so bietet eine amtsweite Internetplattform eine 

ideale Ergänzung, um eine transparente sowie schnell abrufbare Informationsbasis zu schaffen. Dies ist in 

ländlichen Räumen, wie dem Amt Büsum-Wesselburen notwendig, da nicht jeder die vorhandenen Ange-

bote der Vereine, Initiativen und Kommunen kennt und ein Überblick fehlt, an welchen Stellen ehrenamtli-

ches Engagement gebraucht wird.  

Derzeit gibt es folgende Webseiten, die jedoch nur teilweise Informationen bereitstellen, bzw. sich als Platt-

form eignen:  

Amtswebseite (www.amt-buesum-wesselburen.de):  

+ Auflistung der Vereine mit Ansprechpart-

ner und Telefonnummer   

+ Ansprechen kompletter Amtsregion 

 

-  starker Amts- und Verzeichnischarakter 

- sehr formell und schneller Verlust des 

Überblicks 

-  für eine Bürgerplattform nicht unbedingt 

attraktiv gestaltet 

Wesselburen (www.wesselburen.de): 

+ Auflistung der vorhandenen Vereine mit 

Ansprechpartner, Kontakt und Internet-

seite (wenn vorhanden)  

- zukünftige Pflege der Webseite ungewiss 

- Webseite der Stadt ungeeignet für Amts-

anliegen   

Dithmarschen Info (www.dithmarschen-info.de): 

+ Aufzeigen der vorhandenen Vereine 

+ regionales Portal für ganz Dithmarschen 

+ freundliche, bürgernahe Gestaltung 

- keine amtliche Begrenzung 

- bereits Darstellung eines breiten Spekt-

rums  

 

Wesentliche Grundvoraussetzungen sind:  

• eine ansprechende Gestaltung 

• schnelle und einfache Bedienung (Übersichtlichkeit) 

• „Freizeitcharakter“ (freier Charakter)  

• Verknüpfung mit vorhandenen Angeboten und Informationskanälen wie Facebook, etc. 

Projektbeschrei-

bung 

Einrichtung einer attraktiven Internetplattform, entweder angedockt an die Webseite des Amtes oder als 

eigenständige Webseite z.B. mit folgenden Inhalten: 

• vorhandene Angebote z.B. in Vereinen oder sonstigen ehrenamtlichen Einrichtungen 

http://www.amt-buesum-wesselburen.de/
http://www.wesselburen.de/
http://www.dithmarschen-info.de/
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• Informationen und Hilfestellungen für Verantwortliche in Vereinen und Verbänden  

o Basisinformationen z.B. zu rechtlichen Fragestellungen 

o Kontaktinformationen zu Ehrenamtslotsen (Beraterpool) 

• Veranstaltungen (digitaler Veranstaltungskalender) 

• (Ehrenamts-)Börse zum Einstellen von Projektideen, Hilfsangeboten (z.B. durch „Taschengeldbörse“26 

oder „Freiwilligenbörse“), Unterstützungsbedarfen (z.B. für die Organisation von Dorffesten oder Fahr-

diensten) - einfache Bedienung und Anmeldung zwingende Voraussetzung → Integration eines Crow-

dfundingtools (siehe PE 3)  

• direkte Verknüpfung mit den sozialen Medien (z.B. einer eigenen Facebook-Seite) 

• mediale Vermarktung und Bekanntmachung durch Informationskampagne (siehe PE 4) 

Um auch jüngere Menschen besser zu erreichen und anzusprechen ist es empfehlenswert, diese Webseite 

mit Social-Media-Kanälen (Facebook, Twitter, etc.) zu koppeln und Verknüpfungen zu bereits vorhandenen 

aktiven Vereinen und Personen in den sozialen Netzwerken, z.B. politische Parteien, etc. herzustellen. Au-

ßerdem kann eine stärke Präsenz von Aktiven im Netz (Personen vorstellen, Treffen und Abläufe bekannt 

machen) die Netzwerkstrukturen stärken. 

Verantwortlich für die Pflege der Webseite ist der Ehrenamtskoordinator (siehe PE 1). Dieser koordiniert 

und plant neue Inhalte und stellt die Aktualität der Webseite sicher. Die konkrete Umsetzung und Pflege ist 

im Wesentlichen durch eine Assistenzkraft zu leisten. 

 

Ziele 

Die Einrichtung einer amtsweiten Internetplattform auf bestehenden Seiten (Amtswebseite, Webseite Wes-

selburen, Dithmarschen Info) oder als eigenständige Seite soll einen umfassenden Überblick über die rele-

vanten Informationen zum Thema Ehrenamt bereitstellen und somit den Ehrenamtskoordinator (PE 1) un-

terstützen und ergänzen. Ergänzende Zielsetzung der Webseite: 

• neue Zielgruppen über Angebote und Leistungen des Ehrenamtes informieren 

• Informationen einfacher verteilen (vor allem durch soziale Medien möglich, da Inhalte sehr schnell und 

einfach „geteilt“ werden können) 

• Etablierung einer digitalen Kultur für Bürger, Vereine und Kommune zur Unterstützung des analogen 

Miteinander 

• Menschen zur aktiven Teilnahme an Ehrenamt, Nachbarschaftshilfe und Gemeinwesenarbeit motivie-

ren 

Nächste Schritte 
• Sicherung der Domain (www.netzwerk-buesum-wesselburen.de) 

• Konzeption einer Webseitenstruktur durch den Ehrenamtskoordinator (ggf. Formulierung von Anforde-

rungen) → finale Konzeption erfolgt durch eine Agentur 

Kosten/Finanzierung 
• Einrichtung und Programmierung (mit Unterstützung durch Ehrenamtler z.B. für Erstellung von Inhal-

ten) ca. 5.000 bis 15.000 EUR 

• laufende Kosten für eine eigene Domain ca. 120 EUR jährlich 

Träger/Kooperati-

onspartner 
Amt Büsum-Wesselburen  

Weitere Informatio-

nen/Gute Beispiele 

Inspiration für eine solche Plattform bzw. die Vernetzung in sozialen Netzwerken bieten u.a. die 

• Ehrenamtsbörse Norderstedt: www.ehrenamt-norderstedt.de 

• Ehrenamtsbörse des Stadtjugendrings Augsburg: www.ehrenamtsboerse-augsburg.sjr-a.de 

• Facebookseite Gemeinde Fürth 

• Facebookseite Gemeinde Halstenbek 

• Facebookseite Gemeinde Winsen Aller 

 

 

 

 

 

                                                      

26 Jugendliche erledigen einen kleinen Job und bekommen dafür ein Taschengeld. Mögliche Taschengeld-Jobs sind Hilfe in 

Haus und Hof, Babysitten, Einkaufen, Auto waschen, Tiere versorgen, Mithilfe bei Familienfeiern oder ähnliche Tätigkeiten, 

die für die Jugendlichen gefahrlos und ohne große körperliche Belastung durchführbar sind. 

http://www.netzwerk-buesum-wesselburen.de/
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Projektsteckbrief Handlungsfeld Lebendiges Ehrenamt und Dorfleben 

PE 3 Ergänzung der Internetplattform durch ein Crowdfundingtool  

Ausgangslage/ 

Herausforderungen 

Derzeit mangelt es Büsum-Wesselburen an einer jederzeit abrufbaren Informationsbasis über vorhandene 

Angebote der Vereine, Initiativen und Kommunen, aber auch an einem Überblick, an welchen Stellen eh-

renamtliches Engagement gebraucht wird. Dadurch haben es Vereine oft schwer, Engagierte für die ehren-

amtliche Mitarbeit zu finden sowie Fördermittel für kleine Projekte zu erhalten. Dafür eignet sich dabei be-

sonders die Ergänzung der amtsweiten Internetplattform durch ein Crowdfundingtool, bei dem Projekte mit 

Unterstützungsbedarf und Freiwillige sowie Förderer auf einfachstem Wege in Kontakt treten können.  

Projektbeschrei-

bung 

Das Crowdfundingtool soll auf der bestehenden oder neu eingerichteten amtsweiten Internetplattform ein-

gerichtet werden, um die Transparenz von Unterstützungsbedarfen aber auch potenziellen Unterstützern 

zu verbessern und zu vermitteln. Je nach Unterstützungsbedarf kann dabei nach aktivem ehrenamtlichen 

Engagement durch das temporäre Mithelfen in spezifischen Projekten oder aber nach Möglichkeiten zur 

finanziellen Unterstützung durch Sponsoren gesucht werden. Weiterhin soll das Crowdfundingtool auch als 

Beratungstool für die Crowdfunding-Projekte dienen, indem es beispielsweise Informationen zur Projektprä-

sentation, als auch zur Projektfinanzierung bereithält.  

Durch die Darstellung der aktuellen Projekte mit Unterstützungsbedarf können sich die Bürger jederzeit 

informieren und mithelfen, ohne dabei über einen langen Zeitraum gebunden zu sein. Bedeutend ist, dass 

jeder auf unterschiedliche Weise die Möglichkeit hat, seine Region zu unterstützen und dies die regionale 

Identität stärken kann. Die Darstellung des Erfolgs (s. Umsetzung) fördert das gemeinschaftliche Denken 

indem es zeigt, was zusammen erreicht wurde und motiviert so mehr Menschen zum Mitmachen. Die amts-

weite Internetplattform wird durch ein Crowdfundingtool mit folgenden Bausteinen ergänzt: 

• Präsentation von Projekten mit Unterstützungsbedarf sowie potenziellen Sponsoren 

• Vermittlung von temporären ehrenamtlichen Engagement in spezifischen Projekten, z.B. durch Pro-

jektpräsentation und Finanzierungsformen  

• Vernetzung von regionalen Partnern  

• Darstellung von Erfolgen zur Anerkennung des Ehrenamtes  

Die Pflege des Tools sowie die Projektbegleitung sollen durch den Ehrenamtskoordinator erfolgen. Dieser 

soll u.a. zur Suche nach möglichen Sponsoren aktiv auf Unternehmen und Private zugehen und das 

Crowdfundingtool durch persönlichen Kontakt abrunden. 

 

Ziele 

Ziel des Crowdfundingtools ist es,  

• neue Engagementformen zu entwickeln,  

• unterschiedliche Menschen zusammenzubringen,  

• die regionale Identität zu erhöhen, um den Bereich Ehrenamt zu stärken und  

• Engagierte bei der Umsetzung von Projekten zu beraten.  

Nächste Schritte 
• Berücksichtigung bei der Konzeption der amtsweiten Internetplattform www.netzwerk-buesum-wessel-

buren.de 

Kosten/Finanzierung 
• einmalige Kosten für die Programmierung des Tools zur Integration auf der amtsweiten Internetplatt-

form www.netzwerk-buesum-wesselburen.de 

• die Pflege des Tools erfolgt durch den Ehrenamtskoordinator bzw. die Assistenzkraft 

Träger/Kooperati-

onspartner 
Amt Büsum-Wesselburen  

Weitere Informatio-

nen/Gute Beispiele 

Inspiration für ein solches Tool bietet die Internetseite: 

• www.regiocrowd.com 

• www.netzwerk-laendlicher-raum.de  
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Projektsteckbrief  Handlungsfeld Lebendiges Ehrenamt und Dorfleben 

PE 4 Informationskampagne als langfristige Strategie  

Ausgangslage/ 

Herausforderungen 

Die Gewinnung von neuen Aktiven und neuen Mitgliedern in den Vereinen, Verbänden und bürgerlichen 

Initiativen erfordert neben einer fortlaufenden persönlichen Ansprache auch eine verstärkte Öffentlichkeits-

arbeit. Außerdem muss nicht nur über vorhandene Angebote, sondern auch über die neu zu schaffenden 

Angebote (PE 1 – PE 3) ausführlich, regelmäßig und mit einem einheitlichen Auftritt geworben werden. 

Hierfür sind vorhandene Informationsangebote und -produkte zu überprüfen und ggf. einzubinden.  

Projektbeschrei-

bung 

Mithilfe einer zentralen, langfristig angelegten Informationskampagne sollen vorhandene und neue (Unter-

stützungs-)Angebote sowie das Ehrenamt im Allgemeinen beworben werden. Um möglichst viele Perso-

nengruppen zu erreichen wird empfohlen, ein breites Spektrum an Formaten und Kommunikationskanälen 

einzusetzen, z.B.  

• Bewerbung mit Postkarten, Aufklebern und Plakaten 

• regelmäßige Berichterstattung der lokalen Presse (eingeschränkter Verbreitungsgrad der lokalen 

Presse)  

• digitale Vernetzung über die sozialen Medien (Zugriff auf breites Spektrum an möglichen Multiplikato-

ren) 

• Durchführung von flankierenden Veranstaltungen (z.B. Ehrenamtsmesse) 

• Konzipierung von eigenen Hashtags (#wirfuerbuesum, #buesumvernetzt), um jüngere Zielgruppen auf 

Kanälen wie Twitter oder Instagram zu erreichen  

Ziele 

Wesentliche Zielsetzungen der Informationskampagne sind  

• Gestaltung einer langfristigen Informations- und Kommunikationsstrategie rund um das Thema Ehren-

amt und bürgerschaftliches Engagement mit hohem Wiedererkennungswert  

• Erhöhung des Bekanntheitsgrades vorhandener und neuer Angebote   

• Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements, der gemeindeübergreifenden Zusammenarbeit und 

auch der Kooperation mit lokalen Partnern aus der Wirtschaft 

• Steigerung der wahrgenommenen Attraktivität der Gemeinden und der Region und damit Verbesse-

rung der Wohn- und Lebensqualität 

• Stärkung der Identifikation als eine Region/ein Amt - Festigung der Kooperationen im Amt durch ge-

meinsame identitäts- oder imagestiftende Aktionen     

Nächste Schritte 

• Ideengeber in der Konzeptphase: Runder Tisch der vorhandenen Kümmerer (u.a. Ehrenamtskoordina-

tor, Bildungsmanagerin, Bildungskette, etc.) mit Vertretern aus Dorf- und Kulturvereinen sowie interes-

sierten Bürgern 

• Externe Anschubberatung 

• Einwerben von Unterstützern aus der Wirtschaft und Verbänden/Crowdfunding 

• Corporate Design, Slogans, Multiplikatoren für die Öffentlichkeitsarbeit. 

Kosten/Finanzierung 
• Externe Anschubberatung zur Unterstützung des Ehrenamtskoordinators, Texte und Gestaltung (ab 

20.000 EUR), zuzüglich Verfügungsbudget für Aktionen, Social-Media-Kampagne, Printprodukte etc. 

• Projektförderung über bspw. über die AktivRegion 

Träger/Kooperati-

onspartner 

Träger: Amt Büsum-Wesselburen - Ehrenamtskoordinator 

Kooperationspartner:  

• Vereine (insbes. Dorf- und Kulturvereine), Schulen, Künstler/Kreative, Unternehmen 

• Gemeinden im Amt 

• Sponsoren aus Wirtschaft und Verbänden 

Weitere Informatio-

nen/Gute Beispiele 
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Projektsteckbrief  Handlungsfeld Lebendiges Ehrenamt und Dorfleben 

PE 5 Amtsübergreifende Seniorenvertretung  

Ausgangslage/ 

Herausforderungen 

Die Zahl der älteren Mitbürger wird zukünftig auch im Amt Büsum-Wesselburen weiter steigen. Viele ältere 

Menschen leisten einen wichtigen Beitrag im Rahmen von ehrenamtlichen Tätigkeiten. Es ist deshalb von 

großer Bedeutung, diese möglichst lange in diesen Aktivitäten zu halten. Jedoch sind Senioren mit zuneh-

menden Alter selbst auch auf Hilfestellungen angewiesen. Dies betrifft z.B. die eigene Mobilität, ebenso wie 

die Fortbewegung von Ort zu Ort. Dies erfordert barrierefreie Wege und Zugriff auf Transportmöglichkeiten.  

Die digitale Vernetzung bietet viele neue Chancen, z.B. auch im Bereich Mobilität. Die neuen Formen der 

Vernetzung sind jedoch nur bedingt auf Senioren übertragbar, weshalb direkte Ansprechpartner vor Ort (in 

der eigenen Gemeinde) von zentraler Bedeutung bleibt. Diese Aufgaben werden häufig von Seniorentreffs, 

der Kirche oder Wohlfahrtverbänden übernommen. In den Gemeinden Büsum und Wesselburen ist ein Se-

niorenbeirat vorhanden. Was bislang fehlt ist eine amtsübergreifende Vernetzung der Aktivitäten und Infor-

mationen. Dabei zeigt die Zusammenarbeit zwischen den Seniorenbeiräten in Büsum und Wesselburen, 

dass hierdurch viele Ressourcen und Maßnahmen effizient gebündelt werden können und ein erheblicher 

Mehrwert für die Senioren erreicht werden kann.  

Projektbeschrei-

bung 

Eine amtsübergreifende Seniorenvertretung setzt sich aus zwei Bausteinen zusammen. Für die Einbindung 

der Senioren aus allen Gemeinden wird für jede Gemeinde ein Seniorenbeauftragter bestimmt. Ergänzend 

dazu wird durch den Amtsausschuss ein leitender Vertreter bestimmt, der die Informationen auf Amtsebene 

zusammenführt und als Ansprechpartner für die Seniorenbeauftragten bereitsteht.  

Ziele 

• vorhandenes Ehrenamt unterstützen und stärken 

• Neue (Organisations-)Formen von Ehrenamt fördern und in der Umsetzung unterstützen  

• ehrenamtliche Arbeit von Aktiven würdigen und anerkennen  

• Kooperation von lokalen Akteuren fördern 

• Mehr Transparenz schaffen und Bevölkerung besser informieren 

• Ehrenämtler vor Ort qualifizieren 

•  „Wir-Gefühl“ durch mehr Zusammenarbeit und Mithilfe in Gemeindeprojekten stärken 

Nächste Schritte 

• Amtsausschuss sucht und benennt einen Projektkoordinator zur Feinkonzeption des Vorhabens (Um 

das Aufgabenpensum des Ehrenamtskoordinators nicht zu überfrachten, sollte es sich dabei um einen 

gesonderten Koordinator handeln.) 

• Präsentation des Konzeptes durch den Koordinator in den Seniorentreffs der Gemeinden - Diskussion 

von Zielen und Vorhaben einer amtsübergreifenden Seniorenvertretung, ggf. Wahl eines Seniorenbe-

auftragten  

• Bildung einer Seniorenvertretung auf Amtsebene und Wahl eines leitenden Vertreters im Amtsaus-

schuss 

Kosten/Finanzierung • ggf. fallen Kosten für Aufwandsentschädigungen an den Koordinator und die Seniorenbeauftragten an 

Träger/Kooperati-

onspartner 

Träger: Amt Büsum-Wesselburen - Ehrenamtskoordinator 

Kooperationspartner:  

• Seniorenbeiräte in Büsum und Wesselburen 

• lokale Seniorentreffs und Wohlfahrtsverbände wie DRK oder AWO 

• Kirche 

Weitere Informatio-

nen/Gute Beispiele 
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9 Handlungsfeld: Vielseitige Angebote für junge Menschen 

9.1 Ausgangslage  

Kinder und Jugendliche sind die Zukunft der Gesellschaft. Eine zukunftsfähige Entwicklung des Amtes 

muss deshalb insbesondere auch die Interessen von jüngeren Menschen berücksichtigen. Dabei gilt 

es, sowohl kurzfristig auf Wünsche und Erwartungen der jetzigen jüngeren Generation einzugehen, als 

auch langfristig den Weg für zukünftige Generationen zu bereiten.  

Im Rahmen des Amtsentwicklungskonzeptes ist daher ein gesonderter Beteiligungsprozess für Kinder 

und Jugendliche durchgeführt worden, diese nach ihren Wünschen, Erfahrungen und Ideen zu fragen 

und diese in den Gesamtprozess einfließen zu lassen.27 

Die allgemeine Bestandsaufnahme (siehe SWOT-Analyse) sowie der Beteiligungsprozess zeigen, dass 

das Amt Büsum-Wesselburen prinzipiell gut aufgestellt ist und den Kindern und Jugendlichen viele An-

gebote bereitgestellt werden. Nichtsdestotrotz haben die Kinder und Jugendlichen eine Vielzahl von 

kreativen Ideen und Verbesserungsmöglichkeiten erarbeitet, woraus resultiert, dass die Jugendlichen 

im Amt ein Interesse an der Weiterentwicklung ihrer Region haben. Die Bandbreite der Vorschläge ist 

hoch und mal mehr und mal weniger realistisch.  

Gleichzeitig ist im Rahmen der Beteiligung deutlich geworden, dass die vorgeschlagenen Ideen teil-

weise bereits vorhanden sind. Was fehlt ist die Kenntnis über die vorhandenen Angebote. Die Frage, 

wie erreiche ich bestimmte Zielgruppen und wie kann ich deren Anforderungen gerecht werden, bleibt 

letztlich eine große Herausforderung. In diesem Zusammenhang besteht sowohl eine Hol- als auch eine 

Bringschuld. Entscheidend wird sein, die richtigen Kanäle und Medien zu finden, über die ein regelmä-

ßiger Austausch über Angebot und Nachfrage stattfinden kann.      

In beiden Zentralorten ist eine institutionalisierte Beteiligung der Kinder und Jugendlichen über einen 

Beirat vorgesehen. In Wesselburen ist der Kinder- und Jugendbeirat fest in der Gemeindesatzung ver-

ankert. In den vergangenen Jahren hat es immer wieder Bemühungen gegeben, diese Beiräte aktiv 

einzubinden. Jedoch muss festgestellt werden, dass in Büsum seit einigen Jahren kein Beirat mehr 

zustande gekommen ist und in Wesselburen nach einer aktiven Startphase das Engagement „ein-

schläft“. Dies liegt einerseits daran, dass sich die Teilnehmer im Laufe der Zeit sich neuen Aufgaben 

gewidmet haben (Ausbildung, Studium etc.). Andererseits sinkt die Motivation, sich zu engagieren, da 

die Arbeitsbelastung relativ hoch ist (wenig Zeit, sich in Themen- und Fragestellungen einzuarbeiten) 

und dies i.d.R. zu wenig wertgeschätzt wird (Ergebnisse fließen nur bedingt in Entscheidungsfindung 

ein).  

9.2 Vorhandene Herausforderungen und Bedarfe aus dem Arbeits- und Beteiligungsprozess 

▪ Nahversorgungsangebot ausbaufähig, da nicht vorhanden oder zu große Distanzen (es fehlen 

Kioske, Imbisse, Kino und Drogeriemarkt)  

▪ nicht ausreichende Räumlichkeiten (JuZ-Wesselburen zu klein)  

▪ Mobilitätsanbindungen insbesondere zwischen den Dörfern sind ungenügend 

▪ Angebot für Kinder und Jugendliche ist ausbaufähig in den Dörfern, bzw. unbekannt 

▪ Fehlende Treffpunkte für Jung und Alt  

▪ Uneinigkeit, bzw. Konkurrenz zwischen den Schulen - Jugendliche im Amt müssen mehr zu-

sammengebracht werden 

▪ Jugendbeiräte nicht langfristig aktiv (Motivation zur Teilnahme kann nicht aufrechterhalten wer-

den, Anreiz und Wertschätzung zur Teilnahme fehlen) 

 

 

                                                      

27 Ein ausführlicher Bericht zur Kinder- und Jugendbeteiligung ist dem Anhang zu entnehmen. 
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9.3 Zielsetzung  

Im Rahmen des Beteiligungsprozesses haben die Kinder- und Jugendlichen einen ausführlichen Ideen- 

und Maßnahmenkatalog erarbeitet, um den obengenannten Herausforderungen und Bedarfen zu be-

gegnen. Eine kurzfristige Umsetzung bzw. Realisierung einiger dieser Vorschläge ist wichtig für die 

Glaubwürdigkeit und Vertrauensbildung in die Kommunalpolitik. Die übrigen Maßnahmen sind im kon-

tinuierlichen Austausch mit den Jugendlichen zu konkretisieren und umzusetzen. Langfristig muss es 

daher darum gehen, die bestehenden Partizipationsansätze (wie bspw. den Jugendbeirat Wesselburen) 

für Kinder und Jugendliche zu festigen, damit die Interessen der jungen Menschen nachhaltig in den 

Entwicklungsprozess der Gemeinden und des Amtes integriert werden. Nur so kann gewährleistet wer-

den, dass die Identifikation mit der Gemeinde bzw. der Region gestärkt wird und junge Menschen auch 

zukünftig gerne im Amt Büsum-Wesselburen leben und sich für ihre Region engagieren.  

 

9.4 Handlungsansätze und -empfehlungen 

Um die beschriebene Zielsetzung zu erreichen empfiehlt es sich, langfristig eine Einrichtung eines amts-

übergreifenden Gremiums, in dem sich die Kinder und Jugendlichen aus allen Gemeinden des Amtes 

engagieren können und wollen, anzustreben. Dies wiederum setzt voraus, dass die Interessen und Be-

lange entsprechend in die kommunalpolitischen Entscheidungsfindungsprozesse integriert werden.  

Die Einbindung von Kindern und Jugendlichen ist kein Selbstläufer und erfordert eine sehr breite, aktive 

Unterstützung durch Akteure aus der Jugendarbeit und „Jugendsprecher“ aus den Kommunen, Schulen 

und Vereinen. Ebenso müssen vorhandene Strukturen, wie z.B. der vorhandene Kinder- und Jugend-

beirat in Wesselburen, Berücksichtigung finden und Doppelstrukturen müssen vermieden werden.  

Als konkrete Handlungsempfehlung wird die Konzeption und schrittweise Einrichtung eines amtsweiten 

Jugendforums empfohlen (siehe Projektdatenblatt PJ 1).  

  

9.5 Projekt- und Maßnahmenvorschläge  

Projektdatenblatt Handlungsfeld Vielseitige Angebote für junge Menschen 

PJ 1 Jugendforum Büsum-Wesselburen 

Ausgangslage/Her-

ausforderungen 

Die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen im Rahmen des Amtsentwicklungskonzeptes hat gezeigt, 

dass Wünsche und Erwartungen, die geäußert wurden, zum Teil bereits vorhanden sind. Was fehlt ist die 

Kenntnis über die vorhandenen Angebote. Es besteht folglich eine Lücke in der Kommunikation über An-

gebot und Nachfrage, weshalb hier Kanäle und Medien notwendig sind, die einen regelmäßigen Aus-

tausch über Angebot und Nachfrage sicherstellen. Insgesamt ist der Austausch zwischen Politik und Ju-

gend eher als gering einzuschätzen. 

Die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen, insbesondere wenn sie langfristig angelegt ist, ist arbeits-

aufwendig und mitunter mühsam, was bestehende Strukturen wie der Kinder- und Jugendbeirat in Wes-

selburen deutlich machen. Dies hängt zum einen mit dem Lebensumfeld der Jugendlichen selbst zusam-

men, die in der Regel „Wichtigeres“ zu tun haben, als sich mit Politik auseinander zu setzen und sich für 

ihre eigenen Interessen zu engagieren. Die Jugendlichen fühlen sich in der Regel nicht angesprochen. 

Zum anderen muss für die Jugendlichen ein klarer Mehrwert sichtbar sein und erkennbar sein, dass ihr 

Einsatz wertgeschätzt und gehört wird.  

Im Rahmen der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen für das Amtsentwicklungskonzept konnten sich 

Kinder und Jugendliche aus allen Gemeinden des Amtes beteiligen. Zurzeit können sich die Kinder und 

Jugendlichen nur in Wesselburen in einem für 2 Jahre gewählten Beirat für ihre Stadt engagieren. Aller-

dings denken Kinder und Jugendliche nicht in administrativen Grenzen, sondern wollen etwas für ihr Le-

bensumfeld bewegen. Einerseits ist das das direkte Wohnumfeld in der Gemeinde, in der sie Leben, an-

dererseits bewegen sich Kinder und Jugendliche im gesamten Amtsbereich.     
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Projektbeschrei-

bung 

Das Jugendforum ist eine Plattform, auf der sich Jugendliche aus allen Gemeinden des Amtes Büsum-

Wesselburen beraten, wie aktuelle und zukünftige Themen/Fragestellungen im Amt gestaltet werden kön-

nen. Zur Sicherstellung eines langfristig aktiven Jugendforums sind folgende Aspekte zu berücksichtigen:    

• klare Regelung für die Teilnahme am Jugendforum, mögliche Variante sind z.B.:  

o offenes Jugendforum für alle Interessierten  

o Entsendung von gewählten Vertretern aus den Gemeinden oder Schulen, Vereinen und Verbänden 

• Auswahl einer Organisationsstruktur für das Jugendforum, z.B.:  

o Diskussion sämtlicher Themen mit allen Mitgliedern 

o Unterteilung bzw. Wahl eines Vorstandes und weiteren Untergruppen, wie Projektgruppen, 

Sprecherteam, etc.  

• Integration der Beratung und Meinung des Jugendforums in den politischen Entscheidungsfin-

dungsprozess, z.B.:  

o Anhörungs- und Vorschlagsrecht im Amtsausschuss 

o Themenpatenschaften aus Politik und Verwaltung28  

• Gewährleistung einer dauerhaften Begleitung und Beratung des Jugendforums, z.B. durch Perso-

nen aus der Jugendarbeit (hauptamtliche pädagogische Fachkraft) und/oder von Vertretern aus der 

Kommunalpolitik 

• Nutzung vielfältiger Ansprachewege sowie eine gezielte Ansprache, um Jugendliche für eine Teil-

nahme zu gewinnen 

• Anreize für die Teilnahme am Jugendforum, z.B. Hol- und Bringservice, Aufwandsentschädigungen, 

besondere Vergünstigungen   

• Bereitstellung von geeigneten Räumlichkeiten in zentraler Lage für das Jugendforum  

Ein Verfügungsfonds für kleinteilige Maßnahmen, die selbstständig vom Jugendforum bestimmt werden 

können, kann optional eingerichtet werden.  

 

Ziele 

• Jugendlichen einen attraktiven und einfachen Zugang in die Kommunalpolitik anbieten und diese damit 

erlebbar machen 

• Verwaltungskräften und Kommunalpolitikern einen direkten und ungefilterten Zugang zu aktuellen Ju-

gendthemen vermitteln 

• Wünsche und Erwartungen von Jugendlichen abfragen und diese in den politischen Entscheidungsfin-

dungsprozess integrieren  

• Identifikation mit dem Dorf bzw. der Region der Jugendlichen stärken, um diese langfristig in der Region 

zu halten 

Nächste Schritte 

Der Amtsausschuss muss sich darüber verständigen, wie eine Beteiligung der Kinder und Jugendlichen auf 

Amtsebene in den politischen Entscheidungsfindungsprozess integriert werden kann. Daran anknüpfend 

sollten sich Vertreter aus Schulen, Jugendarbeit und (Sport-)Vereinen gemeinsam über eine geeignete Or-

ganisationsform, auch im Hinblick auf bestehende Gremien, und die dafür benötigten Mittel und Ressourcen 

beraten und dem Amtsausschuss eine Empfehlung für die Umsetzung vorschlagen. Darüber hinaus ist zu 

überlegen, wie Jugendliche angesprochen werden können.  

Die Einrichtung eines amtsweiten Jugendforums muss als langfristiges Ziel und Projekt gesehen werden, 

das vorhandene Strukturen, wie z.B. den Kinder- und Jugendbeirat Wesselburen, nicht konterkariert, son-

dern diesen perspektivisch weiterentwickelt.  

Kosten/Finanzierung 

Eine dauerhafte Installation eines Jugendforums für das Amt Büsum-Wesselburen setzt eine personelle 

Begleitung/Betreuung voraus. Dies erfordert ggf. weitere personelle Kräfte.  

Finanzierung bzw. Bereitstellung eines Verfügungsfonds für kleinteilige Projekte durch die Gemeinden des 

Amtes (z.B. ein jährlicher Rahmen von 5.000 EUR, ggf. ergänzt durch Spenden etc.)  

Träger/Kooperati-

onspartner 

Träger: Amt Büsum-Wesselburen  

Kooperationspartner: JuZ Büsum, Haus der Jugend Wesselburen, Schulen (inkl. offenem Ganztag und 

Schulsozialarbeit), (Sport-)Vereine, Bildungskette, Bildungsmanagerin Wesselburen 

Weitere Informatio-

nen 

Gute Beispiele:  

• Herrenberger Modell (www.stadtjugendring-herrenberg.de) 

• Jugendforum Ostprignitz-Ruppin (siehe Leitfaden Jugendbeteiligung Kommunen29, S.13f.) 

                                                      

28 Vertreter aus Politik und Verwaltung sollen sich einem entwickelten Thema annehmen und dafür sorgen, dass dieses weiter 

verfolgt wird → der Themenpate und interessierte Jugendliche aus dem Jugendforum bilden eine kleine Arbeitsgruppe für die 

Weiterbearbeitung eines bestimmten Themas 
29 vgl. www.b-b-e.de/fileadmin/inhalte/PDF/publikationen/leitfaden-jugendbeteiligung-kommunen.pdf  

http://www.b-b-e.de/fileadmin/inhalte/PDF/publikationen/leitfaden-jugendbeteiligung-kommunen.pdf
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10 Handlungsfeld: Tragfähige Feuerwehren  

10.1 Ausgangslage 

Der abwehrende Brandschutz wird in ländlichen Regionen nahezu ausschließlich durch das freiwillige, 

ehrenamtliche und unentgeltliche Engagement aus der Bevölkerung sichergestellt. Auch im Amt 

Büsum-Wesselburen übernehmen die neun Freiwilligen Feuerwehren Aufgaben in den Bereichen 

Brandschutz, technische Hilfeleistung und Katastrophenschutz, die den Kommunen über das Brand-

schutzgesetz als Pflichtaufgaben zugewiesen sind. Die neun Feuerwehren im Amtsgebiet verfügen über 

insgesamt 360 Mitglieder in den Einsatzabteilungen (Stand: 2017)30. In den vergangenen Jahren war 

die Entwicklung der Anzahl der Mitglieder in den Einsatzabteilungen positiv: Zwischen 2014 und 2017 

konnten insgesamt 34 zusätzliche Einsatzkräfte für Einsatzabteilungen der Feuerwehren gewonnen 

werden. Im diesem Zeitraum traten nur neun Feuerwehrangehörige aus.  

Die Nachwuchsgewinnung erfolgt im Wesentlichen über die drei Jugendfeuerwehren im Amtsgebiet 

(Büsum, Wesselburen, Westerdeichstrich). Deren Mitgliederzahlen unterliegen zwar leichten Schwan-

kungen, sind bei insgesamt über 70 Mitgliedern aber grundsätzlich stabil. 

Jeder der neun Feuerwehren ist ein Löschbezirk zugeordnet. Für diesen ist die jeweilige Feuerwehr 

originär zuständig. Dies betrifft sowohl kleinere Einsätze, die die jeweilige Feuerwehr alleine leisten 

kann als auch größere Schadenslagen, die mit dem eigenen Personal (und ggf. Material) allein nicht 

bewältigt werden können. Für alle denkbaren Einsatzszenarien sind daher in den Alarm- und Ausrücke-

ordnungen (AAO) detaillierte Regelungen zur gegenseitigen Unterstützung hinterlegt, die die aktuellen 

Ausrückestärken der Feuerwehren berücksichtigen. Diese Regelungen sind im Hinblick auf die Einhal-

tung der gesetzlich vorgegebenen Hilfsfrist getroffen worden. In Schleswig-Holstein sieht diese vor, 

dass im Falle eines Brandes mit Menschenrettung innerhalb von zehn Minuten nach Meldung an die 

Leitstelle neun Einsatzkräfte (mit bestimmten Qualifikationen und entsprechenden Materialien) vor Ort 

sein müssen. Nach höchstens 15 Minuten sollen zusätzlich sechs Einsatzkräfte zur Brandbekämpfung 

am Einsatzort eintreffen.31 Diese Anforderung ist für viele Feuerwehren im ländlichen Raum – nicht nur 

im Amt Büsum-Wesselburen – insbesondere tagsüber an Wochentagen mit den verfügbaren eigenen 

Einsatzkräften allein nicht zu erfüllen, sodass gegenseitige Unterstützungsleistungen erforderlich sind. 

Diese Zusammenarbeitsstrukturen bestehen sowohl zwischen den Feuerwehren im Amt Büsum-Wes-

selburen als auch mit den Feuerwehren benachbarter Ämter in Dithmarschen sowie im Kreis Nordfries-

land.  

Für die Bemessung des erforderlichen Materials bei den einzelnen Feuerwehren (z.B. die Fahrzeug-

ausstattung) sind die den einzelnen Feuerwehren zugeordneten Löschbezirke bzw. die innerhalb dieser 

Löschbezirke bestehenden Risiken maßgeblich.  

Die folgende Abbildung 21 zeigt als Grundlage für alle weiteren Ausführungen in diesem Kapitel 

▪ die Standortstruktur der Freiwilligen Feuerwehren im Amt Büsum-Wesselburen sowie in den 

angrenzenden Teilräumen, 

▪ den Zuschnitt der den einzelnen Feuerwehren des Amtes Büsum-Wesselburen zugeordneten 

Löschbezirke sowie 

▪ eine flächige Einfärbung des Amtsbereiches nach der – über ein Erreichbarkeitsmodell ermit-

telten – ersteintreffenden Feuerwehr.32 

                                                      

30 Quelle: Kreisfeuerwehrverband Dithmarschen: Brand- und Katastrophenschutz, Technische Hilfe, Feuerwehren im Kreis Dith-

marschen. Einsatzstatistik und Stärke 2017. Zahlen – Daten – Fakten.  
31 zzgl. ist ein Zugführer zur Leitung des Einsatzes gefordert. 
32 In Abstimmung mit den Feuerwehren wurde von einer einheitlichen Ausrückezeit von fünf Minuten ausgegangen. Der Erreich-

barkeitsauswertung liegt eine Modellierung der zwischen allen Standorten und allen denkbaren Einsatzorten im Amtsgebiet 



Amtsentwicklungskonzept Büsum-Wesselburen 

Endbericht (Fassung v. 23.04.2018)  

 

 

 
70 

 

Abbildung 21: Standortstruktur und Löschbezirke der Freiwilligen Feuerwehren 

 

10.2 Vorhandene Herausforderungen und Bedarfe aus dem Arbeits- und Beteiligungsprozess 

Sicherung der Tagesalarmbereitschaft 

Wie in vielen ländlichen Regionen ergibt sich auch im Amt Büsum-Wesselburen eine besondere Her-

ausforderung dadurch, dass viele Einsatzkräfte aus beruflichen Gründen zu Normalarbeitszeiten nicht 

am Wohnort sind und daher nicht kurzfristig für Einsätze zur Verfügung stehen. 

Hinzu kommt, dass vielerorts insbesondere an den Werktagen tagsüber kurzfristig nicht genügend Ein-

satzkräfte zur Verfügung stehen, die für den Einsatz unter Atemschutz ausgebildet sind, sodass hier 

häufig der Eintreffzeit der nachrückenden Einheiten (insbesondere im Zusammenhang mit der Einlei-

tung von Maßnahmen zur Menschenrettung) eine besondere Bedeutung zukommt. 

Personalmangel, Mitglieder- und Nachwuchsgewinnung 

Bis zum Jahr 2030 wird mit 67 Personen rund ein Fünftel der heute in den Einsatzabteilungen aktiven 

Mitglieder das 67. Lebensjahr vollendet haben und voraussichtlich aus dem aktiven Dienst ausscheiden. 

Weitere 76 Personen der heute aktiven Einsatzkräfte werden im Jahr 2030 zur Altersklasse der 60- bis 

unter 67-Jährigen zählen (und in den Folgejahren aus dem aktiven Dienst ausscheiden). Einzelne Feu-

erwehren werden so bis zum Jahr 2030 voraussichtlich bis zu 30% ihrer heute aktiven Einsatzkräfte aus 

Altersgründen verlieren. Dies zeigt die besondere Bedeutung, die dem Erfolg von Maßnahmen zur Mit-

glieder- und Nachwuchsgewinnung zur Sicherung der Leistungsfähigkeit der Freiwilligen Feuerwehren 

zukommt. 

Schutzniveau, Funktionsteilung und gegenseitige Unterstützung 

Darauf, dass die gegenseitige Unterstützung der Feuerwehren in Abhängigkeit des Einsatzszenarios 

bereits in den Alarm- und Ausrückeordnungen detailliert geregelt ist, wurde schon im einleitenden Ab-

satz hingewiesen. Dieses – bereits als sinnvolle Reaktion auf die tatsächlichen Ausrückezeiten und -

                                                      

(angenähert über Rasterzellen mit einer Kantenlänge von 100 Metern) zu erwartenden Fahrzeiten zugrunde. Die Erreichbar-

keitsauswertung berücksichtigt dabei das bestehende Straßennetz sowie Fahrgeschwindigkeiten von Einsatzfahrzeugen. 
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stärken verabredete – Vorgehen bringt mit sich, dass nicht jede Feuerwehr über alle Gerätschaften 

verfügt oder zwingend verfügen muss, die eine eigenständige Bearbeitung jedes denkbaren Einsatz-

szenarios im eigenen Löschbezirk ermöglicht. 

Im Laufe des Arbeitsprozesses sind zahlreiche Modellrechnungen zu Eintreffzeiten in verschiedenen 

Einsatzszenarien an allen denkbaren Einsatzorten im Amtsgebiet durchgeführt und ausgewertet wor-

den. Deren Ergebnisse können zusammenfassend anhand der folgenden Punkte beschrieben werden:  

▪ Die Zusammenarbeit zwischen den Feuerwehren im Amtsbereich bzw. darüber hinaus ermög-

licht ein grundsätzlich sehr gutes Schutzniveau im abwehrenden Brandschutz: Wie Abbildung 

22 exemplarisch zeigt, wird nach den Ergebnissen der Modellrechnungen z.B. ein Großteil der 

Bevölkerung des Amtsgebietes in höchstens 15 Minuten durch eine Löschgruppe (neun Ein-

satzkräfte, davon vier Atemschutzgeräteträger, ein Löschfahrzeug) erreicht. Für rund 50% der 

Bevölkerung vergehen von der Alarmierung bis zum Eintreffen einer Löschgruppe höchstens 

8 Minuten. Nach 12 Minuten sind es rund 90% der Bevölkerung, nach 15 Minuten werden na-

hezu alle Amtsbewohner durch eine Löschgruppe erreicht. 

▪ Wie Abbildung 23 zeigt, setzt die Bildung einer Löschgruppe an den verschiedenen denkbaren 

Einsatzorten im Amtsgebiet die Beteiligung unterschiedlicher vieler Standorte voraus: In den 

Löschbezirken Büsum und Westerdeichstrich sind die jeweils zuständigen Standorte in der 

Lage, eigenständig eine Löschgruppe an den (potenziellen) Einsatzort zu verbringen. Die FF 

Wesselburen-Stadt ist in ihrem eigenen Löschbezirk, im Westen des östlichen Löschbezirkes 

der FF Süderdeich, im nahezu vollständigen Löschbezirk der FF Hellschen sowie im Westen 

des Löschbezirkes der FF Schülp in der Lage, als ersteintreffende Einheit mit einer Lösch-

gruppe qualifizierte Hilfe zu leisten. In allen anderen Teilräumen des Amtsgebietes erfolgt die 

Bildung einer Löschgruppe am schnellsten unter Beteiligung mehrerer Feuerwehren. In Teilbe-

reichen des Löschbezirkes der FF Warwerort sind bis zu vier Feuerwehren zu alarmieren, bis 

eine Löschgruppe am Einsatzort verfügbar ist. 

▪ Unter den bestehenden Bedingungen leisten die einzelnen Feuerwehren im Amtsgebiet unter-

schiedliche Beiträge zum bestehenden Schutzniveau:  

o Die Feuerwehren Büsum, Wesselburen und Westerdeichstrich sind aufgrund ihrer Aus-

rückestärken in der Lage in ihren eigenen Löschbezirken sowie in Teilen der benach-

barten Löschbezirke als ersteintreffende Einheiten eigenständig Löschgruppen an die 

Einsatzorte zu verbringen. Ebenso an denkbaren Einsatzorten in anderen Löschbezir-

ken, an denen die genannten Feuerwehren nicht die ersteintreffende Einheit stellen, 

sondern aufgrund der Entfernung erst nach Einheiten anderer Standorte eintreffen, 

werden diese „starken Standorte“ häufig benötigt, um die erforderlichen Personalstär-

ken und Qualifikationen am Einsatzort bereitzustellen (dazu zeigt Abbildung 24 exemp-

larisch die modellhaft ermittelten Bereiche des Amtsgebietes, an denen die Feuerwehr 

Wesselburen für die Bildung einer Löschgruppe benötigt wird). Davon profitieren derzeit 

insbesondere die Gemeinden in den Löschbezirken Hedwigenkoog, Hellschen, War-

werort und Schülp. Bei der Feuerwehr Westerdeichstrich ist in den kommenden Jahren 

mit dem Ausscheiden zahlreicher Einsatzkräfte aus Altersgründen zu rechnen (bis 

2030: -27%). Der zu erwartende Nachbesetzungsbedarf ist in Büsum und Wesselburen 

demgegenüber (relativ) etwas geringer. 

o In der Mitte des Amtsbereiches erfolgt die Bildung einer Löschgruppe nach den Ergeb-

nissen der Modellrechnungen häufig am schnellsten durch „Zusammenziehen“ von 

zwei bis drei Feuerwehren, die für sich genommen derzeit häufig nicht über die Ausrü-

ckestärken und Qualifikationen (im Besonderen: Atemschutzgeräteträger) für eine al-

leinige Bildung einer Löschgruppe verfügen. Eine wichtige Rolle nimmt nach den Er-

gebnissen der Analysen hier die Feuerwehr Süderdeich ein (vgl. Abbildung 25), für die 
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in den kommenden Jahren jedoch mit einem vermehrten Ausscheiden von Einsatzkräf-

ten aus Altersgründen gerechnet werden muss (bis 2030 etwa 27%). 

 

 

Abbildung 22: Eintreffzeit einer Löschgruppe an allen denkbaren Einsatzorten im Amtsgebiet 

 

 

Abbildung 23: Anzahl der benötigten Standorte/Löschfahrzeuge bis zur Bildung einer Löschgruppe 
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Abbildung 24: Modellhaft ermittelter Ausrückebereich der FF Wesselburen-Stadt (und Reihenfolge des Eintreffens) für 
die schnellstmögliche Bildung einer Löschgruppe 

 

 

Abbildung 25: Modellhaft ermittelter Ausrückebereich der FF Süderdeich (und Reihenfolge des Eintreffens) bis zur Bil-
dung einer Löschgruppe 

 

Ausrüstung und Investitionsentscheidungen 

Die Ausrüstung der einzelnen Feuerwehren bemisst sich nach dem Zuschnitt der Löschbezirke und den 

darin bestehenden Risiken und zu erwartenden Einsatzszenarien. Investitionen in Fahrzeuge und wei-

tere wichtige Gerätschaften sind häufig mit erheblichen Kosten verbunden. Nicht zuletzt ergeben sich 

durch die Anforderungen der Feuerwehrunfallkasse an die Dimensionierung und Ausstattungsmerkmale 
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von Feuerwehrgerätehäusern voraussichtlich weitere hohe Investitionskosten. Im Sinne eines möglichst 

effizienten Mitteleinsatzes erscheint es daher ratsam, sehr genau zu prüfen, welche Ausstattung an 

welchem Standort wirklich benötigt wird. Dabei sind jedoch mindestens folgende Aspekte von heraus-

gehobener Bedeutung: 

▪ Insbesondere von Seiten der Feuerwehren wird argumentiert, dass eine zeitgemäße technische 

Ausstattung der Gerätschaften (insbesondere Fahrzeuge) sowie bedarfsgerechte Feuerwehr-

gerätehäuser wesentliche Voraussetzungen für eine erfolgreiche Mitgliederwerbung darstellen. 

▪ Bei der Beschaffung von Fahrzeugen müssen neben den Anforderungen an einen bedarfsge-

rechten abwehrenden Brandschutz jedoch auch die Ausrückestärke der jeweiligen Feuerweh-

ren Berücksichtigung finden. Wenn also beispielsweise zu Normalarbeitszeiten ohnehin nur vier 

Einsatzkräfte kurzfristig vom Feuerwehrstandort aus ausrücken können, stellt sich die Frage, 

ob hier wirklich ein Löschgruppenfahrzeug erforderlich ist oder ob die Bereitstellung eines mo-

dernen Staffellöschfahrzeuges (z.B. MLF oder StLF) – auch unter Kostengesichtspunkten – 

nicht sinnvoller sein könnte. 

▪ Wie die im vorstehenden Abschnitt kurz zusammengefassten Ergebnisse der Modellrechnun-

gen zu den Eintreffzeiten an allen denkbaren Einsatzorten im Amtsgebiet gezeigt haben, ist die 

Bearbeitung des Einsatzszenarios „Standardbrand“ vielerorts nur durch Alarmierung mehrerer 

Standorte möglich. Dadurch wurde im Arbeitsprozess die Frage danach aufgeworfen, an wel-

chen Standorten unter strategischen Gesichtspunkten Löschgruppenfahrzeuge und weitere 

Ausstattungsgegenstände verfügbar sein müssen und für welche Standorte perspektivisch eine 

vernünftige Grundausstattung (z.B. zur eigenständigen Bearbeitung von allen Schadenslagen 

unterhalb des Standardbrandes) sinnvoll ist, da bei größeren Schadensereignissen ohnehin 

aufgrund der Festlegungen in den Alarm- und Ausrückeordnungen weitere Standorte alarmiert 

werden. 

 

Löschbezirke und Festlegungen in den Alarm- und Ausrückeordnungen 

Die Analysen zeigen, dass der räumliche Zuschnitt vieler Löschbezirke dazu führt, dass die eigentlich 

zuständigen Feuerwehren im Falle einer gleichzeitigen Alarmierung mehrerer Standorte nicht die ersten 

am Einsatzort eintreffenden Einheiten stellen. Dies wird insbesondere  

▪ im westlichen Teil des Löschbezirkes der FF Schülp (ersteintreffend: FF Wesselburen-Stadt), 

▪ in weiten Teilen des Löschbezirkes der FF Hellschen (ersteintreffend: FF Wesselburen-Stadt), 

▪ im östlich von Wesselburen gelegenen Teil des Löschbezirkes der Gemeinde Süderdeich (erst-

eintreffend: FF Wesselburen-Stadt) sowie 

▪ im Norden des Löschbezirkes der FF Warwerort (ersteintreffend: FF Reinsbüttel) 

offenbar. 

Bei der Diskussion um einen (politisch zu entscheidenden) möglichen Neuzuschnitt von Löschbezirken 

sind dabei folgende Aspekte zu Tage getreten, deren sorgfältige Abwägung bei der weiteren Diskussion 

von Belang ist: 

▪ Eine Anpassung der räumlichen Zuschnitte der Löschbezirke an die faktischen Erreichbarkeits-

verhältnisse (die sich z.T. bereits in den Festlungen der Alarm- und Ausrückeordnungen wider-

spiegeln), könnte helfen, die Ausrüstung der einzelnen Feuerwehren so zu dimensionieren, 

dass die bestehenden Risiken in den Teilräumen, in denen eine Feuerwehr die ersteintreffende 

Einheit stellt, auch tatsächlich Berücksichtigung finden. Ein solches Vorgehen würde in Bezug 

auf die oben genannten Beispiele dazu führen, dass sich die Risiken in den entsprechenden 

Teilräumen nicht auf die Bepunktung für die Bemessung der Ausrüstung der Feuerwehren 

Schülp oder Süderdeich niederschlagen, sondern bei der Feuerwehr Wesselburen-Stadt wirk-

sam würden. 

▪ Gleichzeitig würde jedoch ein solches – für größere Schadenslagen durchaus als sinnvoll er-

achtetes – Vorgehen dazu führen, dass die Feuerwehren in den räumlich veränderten 
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Löschbezirken auch für Klein- und Kleinsteinsätze zuständig wären und sich so die ohnehin 

nicht geringe Einsatzbelastung beispielsweise für die Feuerwehr Wesselburen erhöhen würde. 

Dies könnte für die Einsatzkräfte u.a. auch zu erheblichen Belastungen im privaten Bereich 

sowie im Verhältnis zu Arbeitgebern beitragen.  

Ungeachtet dessen haben die im Rahmen des Projektes durchgeführten Analysen Ergebnisse herbei-

geführt, die eine weitere Auseinandersetzung mit den in den Alarm- und Ausrückeordnungen festgeleg-

ten Einsatzbereichen der einzelnen Feuerwehren nahelegen. In Einzelfällen hat sich für die im Folgen-

den exemplarisch benannten Teilräume eine Diskrepanz zwischen den Alarm- und Ausrückeordnungen 

(AAO) sowie den Modellergebnissen ergeben. Dies betrifft z.B. die folgenden Aspekte: 

▪ Der in den AAO definierte Ausrückebereich der FF Warwerort in Richtung Norden ist deutlich 

größer als dies in den Modellergebnissen zu Tage tritt.  

▪ Nach den Modellergebnissen wird die Unterstützung der FF Reinsbüttel eher im südlichen 

Amtsbezirk (z.B. im Löschbezirk Warwerort) benötigt. Nach den AAO ist die FF Reinsbüttel 

jedoch eher nach Norden orientiert.  

▪ Auch für die FF Süderdeich scheinen Unterstützungsleistungen zusätzlich auch im südlichen 

Amtsgebiet wichtig zu sein.  

 

Fahrerlaubnis zum Führen von Feuerwehrfahrzeugen 

Derzeit gilt eine Regelung, die zum Führen von Einsatzfahrzeugen mit 4,75t bzw. 7,5t Gesamtgewicht 

auch ohne Vorliegen eines Lkw-Führerscheins berechtigt, wenn nach einer Einweisung in einer Ab-

schlussfahrt von mindestens 45 Minuten Dauer als praktische Prüfung die Befähigung nachgewiesen 

wird. Mit dieser Regelung hat der Gesetzgeber darauf reagiert, dass vielerorts personelle Engpässe 

nicht nur bei Atemschutzgeräteträgern, sondern zunehmend auch bei Maschinisten auftreten (hier las-

sen sich klare Zusammenhänge mit der Aussetzung der Wehrpflicht identifizieren).  

Diese Regelung ist nicht zuletzt unter Sicherheitsaspekten nicht unumstritten, so dass sich aus der 

Diskussion weitere Handlungs- und Regelungsbedarfe ergeben haben (siehe dazu auch Projektdaten-

blatt PF 5). 

 

Engpässe bei Ausbildung und Lehrgängen 

Die im Rahmen des Projektes durchgeführten Analysen haben gezeigt, dass in vielen Teilräumen des 

Kreises zwar kurzfristig eine beträchtliche Anzahl von Feuerwehrangehörigen an den Einsatzorten ver-

fügbar sein können, die Bearbeitung von Schadensereignissen, die den Einsatz von Atemschutzgerä-

teträgern erforderlich machen, jedoch häufig nicht sofort begonnen werden kann, da die Zahl der kurz-

fristig verfügbaren Atemschutzgeräteträger dafür vielerorts nicht ausreicht. Aus der Diskussion hat sich 

ergeben, dass die Kapazitäten für die entsprechenden Lehrgänge als unzureichend eingeschätzt wer-

den und außerdem das derzeitige Vergabeverfahren für die Lehrgangsplätze häufig kurzfristige Ausbil-

dungen erschwert. 

 

10.3 Zielsetzung 

Die zentrale Zielsetzung im Handlungsfeld „Tragfähige Feuerwehren“ besteht in der Sicherstellung einer 

bedarfsgerechten Gefahrenabwehr und Hilfeleistung in allen Teilräumen des Amtsgebietes. Dies um-

fasst die klare – und im Arbeitsprozess mehrfach bestätigte – Bekenntnis, den Erhalt aller neun Feuer-

wehren im Amtsgebiet anzustreben, deren personelle Leistungsfähigkeit sicherzustellen und für eine an 

den realistisch bestehenden Risiken und Kapazitäten der Wehren bemessene technische Ausstattung 

Sorge zu tragen. 
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Angesichts der absehbar eintretenden bzw. sich weiter verschärfenden Herausforderungen (z.B. Über-

alterung/Ausscheiden aus Altersgründen, gesellschaftliche und wirtschaftsstrukturelle Wandlungspro-

zesse mit Folgen für die Tagesalarmbereitschaft, Bedeutungswandel Ehrenamt etc.) stellte eine wich-

tige zentrale Zielsetzung für den Amtsentwicklungsprozess auch die Diskussion von Folgewirkungen 

und Handlungsoptionen bzw. die Schaffung von Grundlagen für den Fall dar, dass sich künftig heraus-

stellt, dass einzelne Feuerwehren z.B. aus personellen Gründen nicht mehr im gewohnten Maße an der 

Gefahrenabwehr werden teilnehmen können. 

 

10.4 Handlungsansätze und -empfehlungen 

In der Diskussion im Rahmen des Arbeitsprozesses hat sich nochmals bestätigt, dass sowohl  

➢ im Bereich der Mitglieder- und Nachwuchsgewinnung (z.B. gezielte Ansprache, Ehrenamts-

karte, Vergünstigungen),  

➢ bei der Optimierung der Einsatzorganisation (z.B. fortlaufende Anpassung der Alarm- und Aus-

rückeordnungen, Einsatz von Alarmierungstechnik mit Rückmeldeoption) sowie 

➢ bei der Steigerung der Eigenrettungs- und Selbsthilfepotenziale der Bevölkerung (z.B. durch 

Informationen, Zusammenarbeit mit Schulen und Kindergärten) 

bereits zahlreiche Handlungsansätze ausprobiert und umgesetzt wurden. Dennoch haben sich in den 

Diskussionen folgende Maßnahmen als denkbare, an die Herausforderungen angepasste Handlungs-

ansätze, herausgeschält. Diese werden hier nur stichpunktartig genannt und in den Projektdatenblättern 

in Kapitel 10.5 detailliert beschrieben: 

➢ Schaffung von Anreizstrategien für Mitglieder und potenzielle (Neu-)Mitglieder (PF 1) 

➢ Schaffung von Anreizstrategien für Arbeitgeber (PF 2) 

➢ Hauptamtlich Beschäftigte zur Unterstützung der Arbeit in den Feuerwehren (PF 3) 

➢ Öffentliche Angestellte in die Feuerwehren (PF 4) 

➢ Finanzierung der zum Führen von Feuerwehrfahrzeugen nötigen Fahrerlaubnis (PF 5) 

➢ „Qualifizierungsoffensive“ – Kontingente für Ausbildungen und Lehrgänge (PF 6) 

Gemäß der Zielsetzung, Diskussionen zu führen und Grundlagen zu schaffen, die geeignet sind, den 

weiteren Anpassungsprozess an bestehende, künftig möglicherweise auftretende bzw. sich verschär-

fende Herausforderungen zu gestalten, lassen sich aus dem Diskussions- und Arbeitsprozess die im 

Folgenden beschriebenen weitere Handlungsempfehlungen für das Handlungsfeld „Tragfähige Feuer-

wehren“ ableiten. Diese sind eher perspektivisch angelegt und bedürfen häufig einer weiteren Detaillie-

rung durch die Verantwortlichen bzw. fachlich Beteiligten. Deren Darstellung erfolgt nachfolgend eben-

falls in Form von Projektdatenblättern:  

➢ Kontinuierliche Anpassung der Alarm- und Ausrückeordnungen an die tatsächlichen Ausrücke-

zeiten und -stärken (PF 7) 

➢ Weitere Diskussionen um einen Neuzuschnitt der Löschbezirke (PF 8) 

➢ Definition einer Mindest- oder Grundausstattung für jede Feuerwehr (PF 9) 

➢ Fortsetzung der Diskussion um Funktionsteilung und unter Erreichbarkeitsgesichtspunkten stra-

tegisch besonders wichtige Standorte (PF 10) 
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Die in den Handlungsempfehlungen PF 7 bis 10 zusammengefassten Aspekte bilden den wesentlichen 

Kern der Schlussfolgerungen aus den Analyseergebnissen und basieren dabei auf der folgenden 

Grundüberlegung: 

▪ Für die in Abbildung 26 überlagerten Bereiche ergibt sich die Situation, dass die nach dem 

räumlichen Zuschnitt der Löschbezirke zuständige Feuerwehr, nach den Ergebnissen der Mo-

dellrechnungen, nicht die ersteintreffende Einheit stellt, sondern eine andere als die örtlich zu-

ständige Wehr bei gleichzeitiger Alarmierung als erstes am Einsatzort eintrifft (vgl. dazu auch 

Abbildung 21). 

▪ Im Falle der in Abbildung 26 mit den Nummern #1 bis #4 bezeichneten Teilräume bildet jeweils 

die „starke“ Feuerwehr Wesselburen-Stadt die Einheit, die als erstes eintreffen kann. Sie ist in 

den Alarm- und Ausrückeordnungen für diese Teilräume als Unterstützungseinheit vorgesehen. 

Die FF Wesselburen-Stadt wird also bei größeren Schadensereignissen ohnehin mit alarmiert 

und bildet aufgrund ihrer Ausrückestärke ein wichtiges Rückgrat des Brandschutzes auch in 

den markierten Bereichen. 

▪ Die zu erwartenden Risiken in den gekennzeichneten Teilräumen (siehe Abbildung 26) werden 

jedoch bei Ausstattungs- und Investitionsbedarfen für die örtlich zuständige Feuerwehr gewer-

tet. Diese ist häufig jedoch personell nicht kurzfristig in der Lage, größere Einsatzszenarien 

ohne die Unterstützung weiterer Feuerwehren zu bearbeiten (dies wurde durch die Feuerweh-

ren in den Alarm- und Ausrückeordnungen bereits umgesetzt). 

▪ Nach den Ergebnissen der Analysen wäre es daher sinnvoll, zumindest für den abwehrenden 

Brandschutz (etwa ab Standardbrand), die Löschbezirke in den gekennzeichneten Bereichen 

(zumindest #1 bis #4) neu zu schneiden, um die faktische Situation auch im Zuschnitt der Lösch-

bezirke widerzuspiegeln.  

▪ Für die Teilräume #5a und #5b wäre dies ggf. ebenfalls zu überlegen – jedoch ist der Befund 

hier weniger eindeutig. 

▪ Von den Feuerwehren wird jedoch argumentiert, dass ein Neuzuschnitt der Löschbezirke zu 

einer noch stärkeren Belastung der „starken Wehren“ auch durch Klein- und Kleinsteinsätze (in 

der erweiterten Gebietskulisse) führen könnte. Außerdem gäbe es in den Löschbezirken mitt-

lerweile eine besondere Ortskenntnis der örtlich zuständigen Feuerwehren.  

▪ Daher müsste – und dies legen die Analyseergebnisse nahe – möglichst ein Weg gefunden 

werden, mit dem die Risiken für größere Schadenslagen bei der ersteintreffenden, starken Wehr 

gewertet (#1 bis #4: FF Wesselburen-Stadt) und bei den Ausstattungsbedarfen berücksichtigt 

werden. Gleichzeitig sollte jedoch die Zuständigkeit für Ereignisse, die die in den heutigen räum-

lichen Zuschnitten örtlich zuständige Wehr alleine bearbeiten kann (z.B. Schadensfälle unter-

halb des Standardbrandes, technische Hilfeleistung), bei dieser verbleiben und bei der Bemes-

sung der Ausstattung auch entsprechend Berücksichtigung finden. 
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Abbildung 26: Bestehende Löschbezirke, ersteintreffende Standorte (modelliert) und Teilräume für mögliche Anpas-
sungsüberlegungen 

 
 

10.5 Projekt- und Maßnahmenvorschläge 

Projektdatenblatt Handlungsfeld Tragfähige Feuerwehren 

PF 1 
Personal- und Nachwuchsgewinnung und -sicherung: 

Anreizstrategien für Mitglieder und potenzielle (Neu-)Mitglieder 

Ausgangslage/Her-

ausforderungen 

In den kommenden Jahren werden zahlreiche der heute aktiven Feuerwehrangehörigen aus Altersgründen 

aus den Einsatzabteilungen ausscheiden bzw. ein Alter erreichen, in dem ein Engagement in den Einsatz-

abteilungen zwar gesetzlich noch möglich ist, ggf. aber die persönliche Konstitution zum Wunsch eines 

Übergangs in die Reserveabteilung führt. 

Für die politisch Verantwortlichen sowie die Feuerwehren ergibt sich daraus die Herausforderung, Mitglieder 

für die Einsatzabteilungen zu gewinnen. 

Projektbeschrei-

bung 

Im Prozess der Erarbeitung des Amtsentwicklungskonzeptes sind gemeinsam mit den Feuerwehren mögli-

che Anreizstrategien für Mitglieder („Personal halten“) bzw. potenzielle (Neu-)Mitglieder („Personal gewin-

nen“) diskutiert und zur Umsetzung verabredet worden. Diese sind in einer gemeinsamen Arbeitssitzung 

auch den Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern vorgestellt worden. 

Nun gilt es, diese Anreizstrategien zu detaillieren, weiter auszuarbeiten und deren Umsetzung vorzubereiten. 

Grundsätzlich werden nach den Ergebnissen der bisherigen Diskussion folgende Maßnahmen als sinnvoll 

erachtet: 

• Ausweitung der bereits in einigen Kommunen umgesetzten Regelungen für Vergünstigungen für An-

gehörige der Feuerwehren (z.B. Reduzierung der Kosten der Nutzung von Fitnessstudios oder kom-

munal getragenen (Freizeit-)Einrichtungen, Reduzierung der Kosten für die Kindertagesbetreuung oder 

das Parken, sofern möglich, bevorzugte Vergabe bei Bauplätzen bzw. Reduzierung der Kosten für den 

Grundstückskauf, wenn die Gemeinde selbst Flächeneigentümer ist, ggf. Steuererleichterungen (z.B. 

Grundsteuer) sofern rechtlich möglich).  

• Einrichtung eines „Feuerwehrguthabens“, das ein Abrufen der o.g. Vergünstigungen (und ggf. weiterer) 

aus einem Pool an Möglichkeiten anhand der spezifischen individuellen Interessen und Bedarfe des 

einzelnen Feuerwehrmitglieds ermöglicht. 
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• Entwicklung eines Modells, das Aufwandsentschädigungen für die Einsatzkräfte ermöglicht, ohne dass Kon-

kurrenzen zwischen den Einsatzkräften um die Teilnahme an Einsätzen aus monetären Gründen entstehen. 

Die weitere Detaillierung der möglichen Anreizstrategien setzt einen Austausch zwischen Amtswehrführung, 

den einzelnen Feuerwehren, den politisch Verantwortlichen sowie ggf. weiteren Partnern (Träger von Ein-

richtungen, Unterstützer aus dem privatwirtschaftlichen Bereich) voraus. Hierfür könnte z.B. eine kleine Ar-

beitsgruppe gegründet werden, die z.B. unter Leitung des zuständigen Fachbereiches der Amtsverwaltung 

weitere Konkretisierungen erarbeitet und Partner gewinnt. 

 

Ziele 

Erstellen eines Kataloges von Vergünstigungen für Angehörige der Freiwilligen Feuerwehren mit dem Ziel,  

möglichst viele neue Mitglieder gewinnen zu können. 

Nächste Schritte 
• Einsetzen einer Arbeitsgruppe zur weiteren Ausarbeitung der Anreizstrategien 

• Einbinden der politisch Verantwortlichen 

• Gewinnen weiterer Partner 

Kosten/Finanzierung 

Für den Erarbeitungs-/Detaillierungsprozess entstehen zunächst voraussichtlich keine Kosten. 

Die bei der Umsetzung entstehenden Kosten wären voraussichtlich von den Kommunen zu tragen. Dabei 

ist dafür Sorge zu tragen, dass sich auch Gemeinden ohne eigene Feuerwehr an den Kosten beteiligen. 

Deren Höhe richtet sich nach den letztlich in die Wege geleiteten Anreizstrategien. 

Träger/Kooperati-

onspartner 

Amtswehrführung, Feuerwehren, Fachverwaltung des Amtes sowie kommunalpolitisch Verantwortliche 

(Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, Amtsausschuss), ggf. zunächst als kleine, flexible Arbeitsgruppe 

mit entsprechendem Mandat. 

Kooperationspartner könnten Träger von Einrichtungen und Angeboten im amtsangehörigen Raum sein. 

Dies schließt explizit auch privatwirtschaftliche Akteure ein. 

Weitere Informatio-

nen 
/ 

 

Projektdatenblatt Handlungsfeld Tragfähige Feuerwehren 

PF 2 
Personal- und Nachwuchsgewinnung und -sicherung: 

Anreizstrategien für Arbeitgeber 

Ausgangslage/Her-

ausforderungen 

Für Unternehmen und Betriebe, in denen Angehörige der Freiwilligen Feuerwehren arbeiten, ergeben sich 

häufig Folgewirkungen dieses Engagements: Arbeitsprozesse verzögern sich aufgrund von Alarmierungen, 

es entstehen Aufwände für das Geltend machen von Entschädigungs- oder Ausgleichszahlungen. Häufig 

kommt es daher zu einem Klima, in dem Arbeitgeber das Engagement ihrer Beschäftigten kritisch sehen 

und den Einsatzkräften am Arbeitsort nicht mehr die Unterstützung für ihre wichtige ehrenamtliche Tätigkeit 

entgegengebracht wird. 

Um jedoch Mitglieder in den Einsatzabteilungen halten und neue Mitglieder für die Freiwilligen Feuerwehren 

gewinnen zu können, ist die Unterstützung durch die Arbeitgeber zwingend erforderlich.  

Projektbeschrei-

bung 

Inhalt des hier vorgeschlagenen Handlungsansatzes sind die Fortentwicklung von Anreizstrategien für Ar-

beitgeber sowie deren Entlastung bei der Geltendmachung von Entschädigungsleistungen. Insbesondere 

in Bezug auf den letztgenannten Punkt, sollen Informationsmaterialien sowie geeignete (technische) Hilfs-

mittel entwickelt und an die Arbeitgeber kommuniziert werden, um den Aufwand für das Einwerben der 

Entschädigungszahlungen zu reduzieren. 

In Bezug auf mögliche Anreizstrategien für Arbeitgeber, ist die Ausweitung von Möglichkeiten zur (öffentlich 

sichtbaren) Würdigung von Arbeitgebern und Betrieben (z.B. „Partner der Feuerwehr“) im Hinblick auf ihre 

Durchschlagskraft zur Mitgliedersicherung und -gewinnung umstritten. Es sollen eher auch (monetäre) Ver-

günstigungen/Anreize für Arbeitgeber in den Blick genommen werden.  

 

Ziele 

Erstellen eines Kataloges von Vergünstigungen für Arbeitgeber von Angehörigen der Freiwilligen Feuer-

wehren mit dem Ziel, so eine Unterstützungskultur für ehrenamtlich in den Feuerwehren tätige Einsatzkräfte 

am Arbeitsplatz etablieren zu können. 

Entlastung der Arbeitgeber vom bürokratischen Aufwand des Einwerbens von Ausgleichszahlungen. 
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Nächste Schritte 
• Einsetzen einer Arbeitsgruppe zur weiteren Ausarbeitung der Anreizstrategien und Entlastungsinstrumente  

• Einbinden der politisch Verantwortlichen 

• Gewinnen weiterer Partner, z.B. Handwerkskammer auf Kreisebene 

Kosten/Finanzierung 

Für den Erarbeitungs-/Detaillierungsprozess entstehen zunächst voraussichtlich keine Kosten. 

Die bei der Umsetzung entstehenden Kosten wären voraussichtlich von den Städten und Gemeinden zu tragen. 

Dabei ist dafür Sorge zu tragen, dass sich auch Gemeinden ohne eigene Feuerwehr an den Kosten beteiligen. 

Deren Höhe richtet sich nach den letztlich in die Wege geleiteten Anreizstrategien und Umsetzungsinstrumenten. 

Träger/Kooperati-

onspartner 

Amtswehrführung, Feuerwehren, Fachverwaltung des Amtes sowie kommunalpolitisch Verantwortliche 

(Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, Amtsausschuss), ggf. zunächst als kleine, flexible Arbeitsgruppe 

mit entsprechendem Mandat. 

Weitere Informatio-

nen 
Ggf. Zusammenführung mit Arbeitsgruppe aus PF 1 

 

Projektdatenblatt Handlungsfeld Tragfähige Feuerwehren 

PF 3 
Sicherung der Tagesalarmbereitschaft: 

Hauptamtlich Beschäftigte zur Unterstützung der Arbeit in den Feuerwehren 

Ausgangslage/Her-

ausforderungen 

Dass langfristig auch hauptamtliche Kräfte als Einsatzkräfte in den Feuerwehren Dienst tun werden, wird 

von den Feuerwehren als wahrscheinlich angesehen. Im Amt Büsum-Wesselburen besteht derzeit diesbe-

züglich jedoch kein Bedarf. Allerdings wird die Notwendigkeit gesehen, Doppelfunktionen (z.B. Wehrführung 

und stellvertretende Wehrführung, Jugendwarte, Gerätewarte) besser als bisher zu vergüten, um auch lang-

fristig Menschen für diese Tätigkeiten gewinnen zu können 

Zudem soll geprüft werden, inwieweit hauptamtlich beschäftigte Gerätewarte (z.B. auf Amtsebene) eine 

sinnvolle Entlastung erbringen können. 

Projektbeschreibung Erarbeitung eines Konzeptes zur Beschäftigung eines hauptamtlich tätigen Gerätewartes auf Amtsebene.   

Ziele Entlastung der Einsatzkräfte, die heute eine Doppelfunktion bekleiden. 

Nächste Schritte Verteilen von Verantwortlichkeiten  

Kosten/Finanzierung 
In der Konzeptionierungsphase entstehen vermutlich Aufwände zur Ausarbeitung eines Konzeptentwurfes 

(z.B. in der Fachverwaltung des Amtes). 

Träger/Kooperati-

onspartner 
Amtswehrführung, Feuerwehren, Amt und Gemeinden  

Weitere Informatio-

nen 
/ 

 

Projektdatenblatt Handlungsfeld Tragfähige Feuerwehren 

PF 4 
Sicherung der Tagesalarmbereitschaft: 

Öffentliche Angestellte in die Feuerwehren 

Ausgangslage/Her-

ausforderungen 

Der bestehende bzw. zu erwartende Personalbedarf in den Einsatzabteilungen der Freiwilligen Feuerweh-

ren stellt eine zentrale Herausforderung für die Zukunft dar. Im bisherigen Diskussionsprozess wurde daher 

auch die Überlegung geäußert, öffentliche Angestellte für ein Engagement in den Freiwilligen Feuerwehren 

zu gewinnen.  

Projektbeschrei-

bung 

Es sind grundsätzlich zwei „Blickrichtungen“ denkbar: 

a) Personen, die bereits bei öffentlichen Arbeitgebern beschäftigt sind, könnten direkt angesprochen und 

so für eine Mitwirkung in der Feuerwehr gewonnen werden. Die Unterstützung des Arbeitgebers für 
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dieses Engagement kann vorausgesetzt werden, sodass im beruflichen Umfeld nicht mit aus diesem 

Engagement resultierenden beruflichen Schwierigkeiten gerechnet werden dürfte. Hier wäre zunächst 

zu prüfen, ob und wo ein entsprechendes Potenzial im Amtsgebiet vorhanden ist. 

b) Grundsätzlich denkbar wäre zudem, die Mitgliedschaft in einer Feuerwehr zu einem Kriterium bei der 

Ausschreibung und Vergabe von neu zu besetzenden Stellen zu machen, vor allem wenn die spezifi-

schen Qualifikationen, die durch ein Engagement in den Feuerwehren erworben werden (z.B. techni-

sches Verständnis, Teamfähigkeit, besonnenes Handeln auch in stressigen Situationen) , auch für den 

beruflichen Alltag für den Arbeitgeber attraktiv sind. Hier wäre jedoch zunächst zu klären, wie dies mit 

den ausschreibungsrechtlichen Bestimmungen zusammenpasst.  

Ziele 
Gewinnung von Mitgliedern für die Einsatzabteilungen der Feuerwehren durch Verknüpfung der Beschäfti-

gung bei einem öffentlichen Arbeitgeber mit dem Engagement in der Feuerwehr. 

Nächste Schritte Prüfungen durch das Amt 

Kosten/Finanzierung Dieser Projektvorschlag ist zunächst nicht mit direkten Kosten verbunden. 

Träger/Kooperati-

onspartner 
Gemeinden, Amt 

Weitere Informatio-

nen 
/ 

 

Projektdatenblatt Handlungsfeld Tragfähige Feuerwehren 

PF 5 
Sicherung der Tagesalarmbereitschaft: 

Finanzierung der zum Führen von Feuerwehrfahrzeugen nötigen Fahrerlaubnis  

Ausgangslage/Her-

ausforderungen 

Derzeit gilt eine Regelung, die zum Führen von Einsatzfahrzeugen mit 4,75t bzw. 7,5t Gesamtgewicht auch 

ohne Vorliegen eines Lkw-Führerscheins berechtigt, wenn nach einer Einweisung in einer Abschlussfahrt 

von mindestens 45 Minuten Dauer als praktische Prüfung die Befähigung nachgewiesen wird. Mit dieser 

Regelung hat der Gesetzgeber darauf reagiert, dass vielerorts personelle Engpässe nicht nur bei Atem-

schutzgeräteträgern, sondern zunehmend auch bei Maschinisten auftreten (Hier lassen sich klare Zusam-

menhänge mit der Aussetzung der Wehrpflicht identifizieren: Ein Lkw-Führerschein wurde früher häufig im 

Zuge der Tätigkeit für die Bundeswehr erworben.).  

Diese Regelung ist nicht zuletzt unter Sicherheitsaspekten umstritten, so dass sich aus der Diskussion wei-

tere Handlungs- und Regelungsbedarfe ergeben haben. Gleichzeitig wird von Seiten der Feuerwehren die 

Erwartung formuliert, dass Einsatzfahrzeuge perspektivisch mehr als 7,5t Gesamtgewicht aufweisen. 

Projektbeschreibung 

Im Zuge des Arbeits- und Diskussionsprozesses wurde der Vorschlag entwickelt, dass bei einer geeigneten 

Fahrschule – z.B. im Rahmen einer öffentlichen Ausschreibung – ein festes Kontingent von Lehrgängen 

zum Erwerb eines (regulären) Lkw-Führerscheins erworben wird und dadurch Preisnachlässe gegenüber 

dem regulären Einzelpreis erzielt werden können. Dieses Kontingent könnte dann von den Feuerwehren im 

Amtsgebiet (nach einem zu verabredenden Verfahren oder Schlüssel) sukzessive genutzt werden. 

Die Möglichkeit, im Rahmen des Engagements in der Feuerwehr einen Lkw-Führerschein erwerben zu kön-

nen, kann zudem als Instrument zur Mitgliedergewinnung wirken. 

Ziele Sicherstellung/Verbesserung der Tagesalarmbereitschaft, Gewinnung von Mitgliedern 

Nächste Schritte • Klärung von Finanzierungsmöglichkeiten (z.B. auch über Fördermittel?) und Finanzierungskonzept  

• Überlegungen, wie die Kontingente amtsintern gerecht verteilt werden können 

Kosten/Finanzierung Klärung ist originärer Bestandteil des Maßnahmenvorschlags 

Träger/Kooperati-

onspartner 
Amtsausschuss, Gemeinden, Fahrschule(n) als Kooperationspartner 

Weitere Informatio-

nen 
/ 
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Projektdatenblatt Handlungsfeld Tragfähige Feuerwehren 

PF 6 
Sicherung der Tagesalarmbereitschaft: 

„Qualifizierungsoffensive“ – Kontingente für Ausbildungen und Lehrgänge 

Ausgangslage/Her-

ausforderungen 

Die im Rahmen des Projektes durchgeführten Analysen haben gezeigt, dass in vielen Teilräumen des Krei-

ses zwar kurzfristig eine beträchtliche Anzahl von Feuerwehrangehörigen an den Einsatzorten verfügbar 

sein kann, die Bearbeitung von Schadensereignissen, die den Einsatz von Atemschutzgeräteträgern erfor-

derlich machen, jedoch häufig nicht sofort begonnen werden kann, da die Zahl der kurzfristig verfügbaren 

Atemschutzgeräteträger dafür vielerorts nicht ausreicht (und auf nachrückende Einheiten gewartet werden 

muss).  

Aus der Diskussion hat sich ergeben, dass die Kapazitäten für die entsprechenden Ausbildungslehrgänge 

beim Kreis als unzureichend eingeschätzt werden. Außerdem erschwere das derzeitige Vergabeverfahren, 

die Möglichkeit, regelmäßig und kurzfristig Lehrgangsplätze zu erhalten. 

Projektbeschrei-

bung 

Es wird angestrebt, gemeinsam mit dem Kreis eine Kontingentierung der verfügbaren Lehrgangsplätze in 

dem Sinne umzusetzen, dass auf Ebene der Ämter regelmäßig Ausbildungskontingente vorhanden sind 

und so etwaige Ausbildungsbedarfe möglichst kurzfristig umgesetzt werden können.  

Ein entsprechendes, gerechtes Verteilungsverfahren der Kontingente auf Ebene des Amtes wäre parallel 

zu entwickeln. 

Perspektivisch soll jedoch auch auf eine Ausweitung der Lehrgangskapazitäten hingewirkt werden.  

 

Ziele 

Sicherstellen einer bestmöglichen Tagesalarmbereitschaft auch für Einsätze unter Atemschutz,   

Sicherstellung des bestmöglichen Schutzniveaus für die Bevölkerung des Amtsgebietes. 

Nächste Schritte • Aufnahme der Gespräche mit dem Kreis/Kreisfeuerwehrverband 

• Ausloten der Möglichkeiten eine gerechte und bedarfsadäquate Verteilung zu organisieren  

Kosten/Finanzierung noch zu bestimmen, ggf. nach Konzeptionierungsphase sogar kostenneutral umsetzbar 

Träger/Kooperati-

onspartner 
Amtswehrführung, Kreisfeuerwehrverband, Fachverwaltung des Amtes, (Amtsausschuss, Kreis) 

Weitere Informatio-

nen 
/ 

 

Projektdatenblatt Handlungsfeld Tragfähige Feuerwehren 

PF 7 
Kontinuierliche Anpassung der Alarm- und Ausrückeordnungen  

an die tatsächlichen Ausrückezeiten und -stärken 

Ausgangslage/Her-

ausforderungen 

Wie das erfreuliche Beispiel der FF Hedwigenkoog, die jüngst acht neue Mitglieder für die Einsatzabteilung 

gewinnen konnte und die absehbar für Einsätze unter Atemschutzgerät qualifiziert werden sollen, zeigt, sind 

Ausrückestärken und -zeiten der einzelnen Feuerwehren einem stetigen Wandel unterworfen. Um das unter 

den gegebenen Rahmenbedingungen beste Schutzniveau erreichen zu können, empfiehlt sich ein kontinu-

ierliches Monitoring der Festlegungen in den Alarm- und Ausrückeordnungen und eine ggf. kurzfristige An-

passung dieser Festlegungen. 

Projektbeschrei-

bung 

Entwicklung von Ansätzen 

• zum kontinuierlichen Monitoring der Festlegungen in den Alarm- und Ausrückeordnungen unter Be-

rücksichtigung der tatschlich bestehenden Ausrückestärken und -zeiten der einzelnen Feuerwehren 

sowie  

• zur umgehenden Anpassung der Festlegungen in den Alarm- und Ausrückeordungen sollte sich aus 

Veränderungen der Ausrückezeiten und -stärken Anpassungsbedarfe ergeben. 

 

Ziele 

Sicherung des bestmöglichen Schutzniveaus im Amtsbereich durch an die tatsächlichen Gegebenheiten 

angepasste Strukturen der Zusammenarbeit 
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Nächste Schritte 
Konzeptentwicklung, wie eine regelmäßige Überprüfung stattfinden kann bzw. wie das derzeitige Überprü-

fungs- und Aktualisierungsverfahren verbessert werden kann. 

Kosten/Finanzierung Noch zu ermitteln 

Träger/Kooperati-

onspartner 
Amtswehrführung, Feuerwehren, Fachverwaltung des Amtes, kommunale Ebene 

Weitere Informatio-

nen 
/ 

 

Projektdatenblatt Handlungsfeld Tragfähige Feuerwehren 

PF 8 Fortführung der Diskussionen um einen Neuzuschnitt der Löschbezirke 

Ausgangslage/Her-

ausforderungen 

Wie oben bereits dargestellt wurde, bestehen teilräumlich derzeit z.T. erhebliche Unterschiede zwischen 

den räumlichen Festlegungen für die Löschbezirke und den Möglichkeiten für die originär zuständige Feu-

erwehr als erste an den denkbaren Einsatzorten innerhalb ihres Löschbezirkes eintreffen zu können. Dies 

ist im Rahmen des bisherigen Prozesses diskutiert worden, bedarf aber einer weiteren inhaltlichen Vertie-

fung. Auf der einen Seite erscheint es inhaltlich hochgradig sinnvoll, die Löschbezirke nach den jeweils 

ersteintreffenden Feuerwehren zu schneiden – insbesondere dann, wenn die ersteintreffende Feuerwehr, 

wie im Fall der Feuerwehr Wesselburen-Stadt, in Teilen der Löschbezirke Schülp, Hellschen oder Süder-

deich, bei größeren Schadenereignissen ohnehin mitalarmiert wird.  

Allerdings ist auch das von den Feuerwehren ins Feld geführte Argument eines Anstieges der Einsatzzahlen 

für beispielsweise die Feuerwehr Wesselburen, insbesondere auch für Klein- und Kleinsteinsätze und den 

entsprechenden Folgewirkungen für Berufstätigkeit und Privatleben, zu beachten. 

Projektbeschrei-

bung 

Erarbeitung eines Vorgehens, wie die tatsächlichen Eintreffzeiten, die Regelungen in den Alarm- und Aus-

rückordnungen sowie den räumlichen Zuschnitten der Löschbezirke zu einer sinnvollen Gesamtstrategie 

zusammenführt werden können. Im Sinne eines möglichst effizienten Mitteleinsatzes sollte mit diesem Vor-

gehen dafür Sorge getragen werden, dass anstehende Investitionen in Fahrzeuge nicht aufgrund von Risi-

kobewertungen in Teilen des Löschbezirkes getätigt werden, für die ohnehin die starke Nachbarwehr, bei 

der entsprechendes Material vielleicht schon verfügbar ist, mitalarmiert wird. 

Bei der Fortsetzung der begonnenen Gespräche um die Passgenauigkeit der Grenzen der Löschbezirke 

bzw. die Erarbeitung von Grundlagen für tragfähige Investitionsentscheidungen könnte es ggf. sinnvoll sein, 

die Expertise eines Gutachters (idealerweise mit inhaltlichem Schwerpunkt Feuerwehr) bzw. einer Prozess-

moderation einzubinden. 

 

Ziele 

Sicherung eines bedarfsadäquaten Brandschutzes bei effizientem Mitteleinsatz, Entwicklung realistischer 

Planungs- und Investitionsgrundlagen 

Nächste Schritte 
• Strukturierung des weiteren Arbeitsprozesses 

• Fortsetzung der begonnenen Gespräche  

• ggf. Einbindung externer Experten 

Kosten/Finanzierung 
Noch unklar, Höhe aber im Wesentlichen von der Entscheidung, ob externer Sachverstand hinzugezogen 

werden soll, abhängig. 

Träger/Kooperati-

onspartner 
Amtsverwaltung, amtsangehörige Kommunen, Amtswehrführung und Feuerwehren 

Weitere Informatio-

nen 
/ 
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Projektdatenblatt Handlungsfeld Tragfähige Feuerwehren 

PF 9 Definition einer Mindest- oder Grundausstattung für jede Feuerwehr 

Ausgangslage/Her-

ausforderungen 

Im bisherigen Diskussionsprozess herrschte Einigkeit darüber, dass nicht jede Feuerwehr alle Gerätschaf-

ten für die Bearbeitung aller denkbaren Einsatzszenarien verfügen muss. Dies entspricht auch dem seit 

jeher praktizierten Vorgehen. Einigkeit konnte auch dazu erzielt werden, dass jede Feuerwehr über eine 

Grundausstattung verfügen muss, mit der eine qualifizierte Gefahrenabwehr und Hilfeleistung möglich ist – 

und darüber hinaus gehende Ausrüstung sinnvollerweise an unter Erreichbarkeitsgesichtspunkten sinnvol-

len Standorten, die zudem über die notwendigen Personalkapazitäten und Qualifikationen verfügen gebün-

delt vorgehalten werden sollte.  

Als Ergebnis der Diskussion kann als Zwischenergebnis festgehalten werden, dass die zu definierende 

Grundausstattung eine eigenständige Bearbeitung von Einsatzszenarien unterhalb eines Standardbrandes 

erlauben sollte. Unter den gegebenen Voraussetzungen könnte die Mindestausstattung voraussichtlich eher 

ein mit einer Staffel zu besetzendes Einsatzfahrzeug bilden ggf. zuzüglich eines Fahrzeugs zum Transport 

von Einsatzkräften (damit diese nicht mit Privat-Pkw anrücken müssen). Diese Überlegungen sollten jedoch 

in einem weiteren Diskussionsprozess detailliert und gemeinsam verabredet werden. 

Projektbeschrei-

bung 

Erarbeitung eines realistischen Mindest-Ausstattungskataloges für Feuerwehren im Amt Büsum-Wesselbu-

ren, der die Bedarfe an eine zeitgemäße Technik sowie die tatsächlich zu erwartenden Risiken integriert, 

verbindlich verabredet und so als Grundlage für weitere Investitionsentscheidung wirkt. 

 

Ziele 

Langfristige Sicherung des bestmöglichen Schutzniveaus, effizienter Mittel- und Ressourceneinsatz durch 

eine verbindliche Verabredung eines Grundausstattungskataloges als Grundlage für Investitionsentschei-

dungen 

Nächste Schritte • Detaillierte Aufgabenklärung 

• Verteilung von Zuständigkeiten 

Kosten/Finanzierung Im Erarbeitungsprozess vermutlich keine direkten Kosten 

Träger/Kooperati-

onspartner 
Amtsverwaltung, amtsangehörige Kommunen, Amtswehrführung und Feuerwehren 

Weitere Informatio-

nen 
/ 

 

Projektdatenblatt Handlungsfeld Tragfähige Feuerwehren 

PF 10 
Fortsetzung der Diskussion um Funktionsteilung und unter Erreichbarkeitsgesichtspunkten  

strategisch besonders wichtiger Standorte 

Ausgangslage/Her-

ausforderungen 

Dass eine wesentliche Zielsetzung darin besteht, möglichst alle neun Feuerwehrstandorte im Amtsgebiet 

zu erhalten und in die Lage zu versetzen, zu einer leistungsfähigen Gefahrenabwehr beizutragen, ist im 

Rahmen des Projektes sowie dieses Berichtes mehrfach betont worden. Dennoch sind im Arbeitsprozess 

auch Gespräche darüber aufgenommen worden, welche Optionen bestehen, sollte sich herausstellen, dass 

es z.B. aufgrund weiterer demografischer und gesellschaftlicher Änderungsprozesse nicht gelingt, alle 

Standorte langfristig für eine relevante Mitwirkung an der Gefahrenabwehr zu ertüchtigen. 

Mit Hilfe von Modellrechnungen wurde dabei die Flächenwirkung einzelner Standorte – zunächst sehr be-

wusst unter Ausklammerung der aktuellen Leistungsfähigkeit der Standorte – bzw. alternativer Standort-

strukturen ermittelt und bewertet. Dabei hat sich gezeigt, dass die heutige Standortstruktur mit neun Feuer-

wehren unter Erreichbarkeitsaspekten am besten bewertet wurde. Daraus lässt sich ableiten, dass das vor-

dringliche Ziel darin besteht, alle neun Standorte zu sichern.  

Allerdings wurde auch deutlich, dass mit Standortstrukturen aus nur sechs oder sieben Standorten unter 

Erreichbarkeitsaspekten nahezu die gleiche Flächenwirkung erzielt werden kann. Sollten die Rahmenbe-

dingen es also langfristig nicht zulassen, alle Standorte in die Lage zu versetzen, auf hohem Niveau an der 

Gefahrenabwehr teilzunehmen, so empfiehlt sich aus unserer Sicht eine weitergehende Konzentration von 

überörtlich wichtigen Ausstattungsgegenständen, Funktionen und Qualifikationen auf die Standorte mit ei-

ner möglichst großen Flächenwirkung. 
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Solche – vermutlich, wenn überhaupt erst langfristig anstehende – Entscheidungen sind natürlich politisch 

außerordentlich schwierig und bedürfen eines besonderen Fingerspitzengefühls, um Strukturen, die die eh-

renamtliche Erfüllung einer kommunalen Pflichtaufgabe sichern, nicht nachhaltig zu schwächen oder gar zu 

zerstören. Das Amt Büsum-Wesselburen hat sich jedoch im begonnenen Prozess – im Gegensatz zu vielen 

anderen ländlichen Teilräumen mit vergleichbaren Problemlagen und Herausforderungen – auf diese 

schwierigen Diskussionen eingelassen, um auch langfristig das bestmögliche Schutzniveau für die Bevöl-

kerung sicherstellen zu können. Damit ist ein erster wichtiger Schritt gegangen worden. Eine Fortsetzung 

dieser Gespräche wird ausdrücklich empfohlen. 

Projektbeschrei-

bung 
Fortsetzung der Gespräche über langfristig tragfähig Standortstrukturen im Bereich des Feuerwehrwesens 

 

Ziele 
Langfristige Sicherung des bestmöglichen Schutzniveaus, effizienter Mittel- und Ressourceneinsatz 

Nächste Schritte 
• Strukturierung des weiteren Arbeitsprozesses 

• Fortsetzung der begonnenen Gespräche  

• ggf. Einbindung externer Experten 

Kosten/Finanzierung 
Noch unklar, Höhe aber im Wesentlichen von der Entscheidung, ob externer Sachverstand hinzugezogen 

werden soll, abhängig 

Träger/Kooperati-

onspartner 
Amtsverwaltung, amtsangehörige Kommunen, Amtswehrführung und Feuerwehren 

Weitere Informatio-

nen 
/ 
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11 Handlungsfeld: Wirtschaftliche Entwicklung 

Im Rahmen des Erarbeitungsprozesses zum Amtsentwicklungskonzept spielt das Thema wirtschaftliche 

Entwicklung eine untergeordnete Rolle. Dies begründet sich u.a. damit, dass die Handlungsspielräume 

eigener Aktivitäten für die Gemeinden und das Amt begrenzt sind. Daher beschreibt das folgende Ka-

pitel in erster Linie die bestehenden Strukturen der wirtschaftlichen Entwicklung. Für den Amtsbereich 

bilden die Themen erneuerbare Energien und touristische Infrastruktur jeweils einen wichtigen Schwer-

punkt, so dass dessen Bestandssituation im Folgenden näher beleuchtet wird. Dabei wird vor allem auf 

Aussagen aus bestehenden Konzepten und Gutachten zurückgegriffen.  

 

11.1 Ausgangslage  

Die Wirtschaftsstruktur im Kreis Dithmarschen ist durch die ländliche Lage und den demografischen 

Wandel geprägt. Der Tourismus bildet einen wichtigen Schwerpunkt im Dienstleistungsbereich und 

auch die Erzeugung von erneuerbaren Energien ist wirtschaftlich von großer Bedeutung. Durch die Ab-

wanderung von jungen Menschen und die älter werdende Bevölkerung kommt es vor allem im Touris-

mus und der Gesundheits- und Pflegebranche zu einem Mangel an (hoch) qualifizierten Arbeitskräften. 

Diese Entwicklung wird sich auch auf die Unternehmensnachfolgen in den überproportional häufig ver-

tretenen kleinen und mittelständischen Unternehmen in Dithmarschen auswirken. Darüber hinaus un-

terliegt die Wirtschaft auch stark saisonalen Schwankungen, die durch relativ hohe Arbeitslosenquoten 

im Baugewerbe und Tourismus in den Winterhalbjahren bedingt sind.33 Die Arbeitslosenquote im Kreis 

beträgt 8,1 % und ist damit die höchste im Land Schleswig-Holstein.34  

 

Tabelle 10: Sozialversicherungspflichtige Beschäftigte am Arbeitsort (Stand März 2014) 35 

Branche Schleswig-Holstein  Schleswig-Holstein 

(prozentual) 

Kreis  

Dithmarschen  

Kreis Dithmarschen 

(prozentual) 

Land- und Forstwirtschaft, 

Fischerei 

13.100 1,5 % 1.129 3,3 % 

Produzierendes Gewerbe 213.765 24,1 % 10.642 28,5 % 

Dienstleistungsbereiche 659.035 74,4 % 25.479 68 % 

Gesamt 885.950 100 % 37.344 100 % 

 

Ein Vergleich der sozialversicherungspflichtige Beschäftigten am Arbeitsort nach Branchen zwischen 

Schleswig-Holstein und Dithmarschen zeigt, dass Land- und Forstwirtschaft, Fischerei sowie das pro-

duzierende Gewerbe von erkennbar größerer Bedeutung sind.  

 

Klima und Energie 

Für alle klimarelevanten Themen hat der Kreis Dithmarschen im Jahr 2013 das Integrierte Klimaschutz-

konzept verabschiedet. Darin formuliert er das Ziel, bis 2030 eine 100%ige Klimaneutralität in Bezug 

auf den CO2-Ausstoß in den Bereichen Strom, Wärme und Mobilität zu erreichen.36 Darüber hinaus soll 

                                                      

33 vgl. AktivRegion Dithmarschen (2014): Integrierte Entwicklungsstrategie (IES) 2014, S.6-7 
34 vgl. Kreis Dithmarschen (2014): Handlungskonzept Demografie Dithmarschen 2014, S. 65 
35 Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein (2014): Sozialversicherungspflichtige Beschäftigte am Arbeitsort 
36 vgl. Kreis Dithmarschen (2013): Klimaschutz in Dithmarschen, S. 7 
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der Anteil der erneuerbaren Energien am Energieverbrauch bis 2020 18% betragen und bis 2030 auf 

30% steigen.37  

Die gesamte Region besitzt eine hohe Eignung für Windenergie. Trotz der zahlreichen Anlagen im 

Kreisgebiet macht die Energie aus Windkraft bisher nur 15% vom lokalen Gesamtenergieverbrauch 

aus.38 Es liegt folglich nach wie vor ein hoher Import an Energie aus fossilen Energieträgern vor, um 

den Bedarf im Wärme- und Mobilitätsbereich zu decken. Diesen Energieimport könnte man bei der 

vollständigen Nutzung der vorhandenen Potenziale im Bereich der Windenergie um ein Drittel reduzie-

ren.39 Schon heute wird im Kreis mehr Strom aus erneuerbaren Energiequellen produziert, als ver-

braucht.40 Auch wenn Nutzung von Windenergie eine klimafreundliche Wirkung besitzt, sinkt die Akzep-

tanz von Windenergieprojekten im Kreis Dithmarschen mit den zunehmenden Zahlen von Windkraftan-

lagen, die auch im Landschaftsbild immer deutlicher erkennbar sind.  

Der Amtsbereich Büsum-Wesselburen bietet durch seine Küstennähe und die dadurch günstige Wind-

höffigkeit gute Rahmenbedingungen für den Betrieb von Windenergieanlagen. Bereits seit den 90er-

Jahren werden Windkraftanlagen im Amt geplant und betrieben.41 Im Amtsbereich sind die Windkraft-

anlagen vor allem in den Gemeinden um Wesselburen konzentriert.  

Die Windenergie bietet für einige Gemeinden im Amt (z.B. Hillgroven oder Norddeich) eine zusätzliche 

Einnahmequelle, wodurch die i.d.R. knappen Gemeindekassen aufgestockt werden können. Zum Teil 

werden die Windkraftanlagen in einem Bürgerwindpark betrieben, wodurch Einnahmen auch an betei-

ligte Bürger fließen. Die Beteiligung an den Bürgerwindparks fällt in den Gemeinden unterschiedlich 

aus, so wurde der im Dezember 2016 entstandene Bürgerwindpark in Strübbel zu 70% aus der Ge-

meinde finanziert, während sich in Norddeich nur 92% der Einwohner an der Finanzierung beteiligten.  

Das Thema Windenergie wird immer wieder als Streitthema in den Gemeinden genannt, da trotz des 

möglichen Profits für die Bürger, die Sorge besteht, die Windkraftanlagen könnten den Charakter der 

Landschaft verändern oder sogar zerstören. Dies wird auch insbesondere unter dem Aspekt des Tou-

rismus kritisch betrachtet. Um die Windkraftanlagen weniger störend zu gestalten, liegt beispielsweise 

in der Gemeinde Hillgroven eine Höhenbegrenzung von 100m für die Anlagen vor. 

Aufgrund einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts Schleswig im Jahr 2015, die die Regio-

nalpläne für die Planungsräume und damit die Ausweisung von Windeignungsgebieten betraf, mussten 

die Flächen im Amtsbereich neu betrachtet und bewertet werden. In Folge dessen beschloss der Amts-

ausschuss des Amtes Büsum-Wesselburen im Mai 2015 die Aufstellung eines informellen Amtswind-

konzeptes. Darin wurden die vom Land formulierten Tabukriterien für Windenergieeignungsgebiete er-

mittelt und kartografisch dargestellt. Die Gemeindevertretungen stimmten im Anschluss zu jeder Ge-

meinde über mögliche Potenzialflächen für Windenergienutzung ab.  

Durch die bereits bestehenden Windparks wurde von einigen Gemeinden eine Riegelwirkung befürch-

tet, zum Beispiel eine Sichtbeziehung zwischen Oesterwurth und Strübbel wäre beim Bau von weiteren 

Anlagen nicht mehr möglich. Eine permanent erdrückende Wirkung durch die Windenergieanlagen soll 

im ganzen Amt vermieden werden.  

Während in der Gemeinde Büsum nach wie vor keine potenziellen Vorranggebiete gesehen werden, 

wurden beispielsweise in Friedrichsgabekoog, Hedwigenkoog und Hillgroven zwei bis drei neue Poten-

zialflächen identifiziert. Dabei wurde neben den Ausschlusskriterien auch auf die Größe der potenziellen 

Fläche und die benötigte technische Infrastruktur geachtet.  

Laut den Gemeindevertretungen gäbe es weitaus mehr potenzielle Windenergievorrangflächen, als im 

Amtswindskonzept vorgeschlagen, die durch die vom Land definierten Tabukriterien ausgeschlossen 

                                                      

37 vgl. ebd. S. 8 
38 vgl. ebd. S.12 
39 vgl. ebd. S.15 
40 vgl. ebd. S.8 
41 vgl. Amt Büsum-Wesselburen (2015): Informationen für Bürger, Neubürger und Gäste, S. 6  
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werden mussten. Die am häufigsten ausschließenden Kriterien betrafen dabei den überregionalen Vo-

gelzug, Teilflächen von Bauschutzgebieten sowie Platzrunden um Flugplätze. Darüber hinaus wurde 

bemängelt, dass viele Flächen, die in der Vergangenheit als Windenergieeignungsgebiete deklariert 

waren und dementsprechend genutzt wurden nach den neuen Vorgaben der Landesplanung aber keine 

Zukunftsperspektive mehr aufweisen. Dabei handele es sich um einige Windparks, die aufgrund ihrer 

exponierten Lage gute Ertragsergebnisse erreichen und über die erforderliche technische Infrastruktur 

verfügen.42 

 

Tourismus 

Im Kreis Dithmarschen und vor allem auch im Amt Büsum-Wesselburen spielt der Tourismus aufgrund 

der unmittelbaren Nähe der Nordseeküste eine große Rolle. Neben Landwirtschaft, dem Handwerk und 

erneuerbaren Energien ist Tourismus der wichtigste Wirtschaftszweig in dem ländlichen Kreis. Insge-

samt sind dort 13 Tourismusorganisationen verortet, die eng zusammenarbeiten. Der Dithmarschen 

Tourismus e. V. ist als regionale Touristenorganisation und Gesellschafter der Nordsee Tourismus Ser-

vice GmbH zu nennen. Auch im Amt selbst sind mehrere Tourismusorganisationen wie Tourismus Mar-

keting Service Büsum GmbH, Tourismusverein Wesselburen & Umgebung e. V. sowie der Fremden-

verkehrsverein Hedwigenkoog e. V. vertreten. Ein gemeinsamer Internetauftritt der Tourismusorganisa-

tionen im Kreis sowie die Marketingmaßnahmen über Social-Media-Kanäle wie Facebook, Twitter, You-

tube und Instagram sind vorhanden. Im Kreis Dithmarschen läuft die Vermarktung unter dem Claim 

„echt Dithmarschen – echte Küste, echtes Land“. Der Schwerpunkt des Tourismus und auch der zu-

künftigen Tourismusentwicklung liegt auf einem naturnahen und nachhaltigen Tourismus, wobei immer 

die Nähe zur Nordsee betont wird.43  

Im Amt Büsum-Wesselburen sind unterschiedliche Schwerpunkte im Tourismus zu erkennen. Durch die 

Lage am Meer und dem Nationalpark Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer ist vor allem die Gemeinde 

Büsum als Tourismusschwerpunktort im Amt aber auch im gesamten Kreis Dithmarschen zu nennen. 

Das Nordseeheilbad Büsum ist mit den höchsten Übernachtungszahlen nach Sankt Peter-Ording und 

Westerland als drittgrößter Fremdenverkehrsort an der schleswig-holsteinischen Nordseeküste. Auch 

die naturbelassenen Strände in Wesselburenerkoog verfügen über eine große touristische Anziehungs-

kraft.  

Mit Ferienunterkünften, einem Golfplatz, Campingplätzen, einem Radwege- und Wandernetz sowie An-

gebote für Ferien auf dem Bauernhof ist eine gute touristische Infrastruktur im Amt vorhanden. Die 

positive Entwicklung des Tourismusstandortes Büsum erzeugt eine wichtige Strahlkraft auf andere Ge-

meinden, wodurch vorhandene Potenziale, z.B. durch Spezialisierung (des Umlandes von Büsum) auf 

bestimmte touristische Zielgruppen, ausgebaut und verbessert werden können. Dies setzt eine ver-

stärkte Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden voraus, um das amtsweite Tourismusangebot zu 

stärken.  

Ein kulturelles Angebot gibt es unter anderem in Wesselburen, das als Geburtsort des Dichters Friedrich 

Hebbel bekannt ist und diesen im Hebbel-Museum vorstellt. Darüber hinaus sind ein gemeindeüber-

greifender Hebbel-Wanderweg sowie neue Radwanderwege in Planung. Des Weiteren legen viele Ge-

meinden Wert auf den Anbau und die Vermarktung von regionalen Produkten in Hofläden und Bauern-

höfen und betonen die Bedeutung der unbelasteten Umwelt, wie zum Beispiel die große biologische 

Anbaufläche des Westhofes in Friedrichsgabekoog.  

 

                                                      

42 vgl. Erläuterungsbericht zur Erstellung des "Informellen Amtswindkonzeptes" des Amtes Büsum-Wesselburen (Planungs-

gruppe Dirks 2016) 
43 vgl. AktivRegion Dithmarschen (2014): Integrierte Entwicklungsstrategie, S. 24ff. 
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11.2 Vorhandene Herausforderungen und Bedarfe aus dem Arbeits- und Beteiligungsprozess 

▪ Die Zusammenarbeit und Vernetzung zwischen allen Gemeinden des Amtes im Bereich Tou-

rismus ist ausbaufähig, insbesondere hinsichtlich einer gemeinsamen Vermarktung und Aus-

richtung auf bestimmte Zielgruppen. 

▪ Es ist eine stärkere Sensibilisierung für eine steigende Fachkräfteproblematik in Gastronomie 

und Hotellerie sowie die problematische Instandhaltung der touristischen Infrastruktur notwen-

dig. Dazu gehören auch die Übernachtungsquartiere, die teilweise nicht mehr zeitgemäß sind.  

▪ Die Ausnutzung und Inwertsetzung der kulturellen Potenziale, insbesondere in der Stadt Wes-

selburen ist ausbaufähig. 

 

11.3 Zielsetzung 

Ziel der Weiterentwicklung des Tourismus im Amt Büsum-Wesselburen ist vor allem die Erzeugung 

eines Gemeinschaftsgefühls mithilfe eines gebündelten Marketings mit erhöhter Imagebildung. Darüber 

hinaus soll eine Verbesserung der Angebotsqualität, auch der Aus- und Weiterbildungen der Beschäf-

tigten im Tourismus und Ausrichtung der Infrastruktur auf relevante Zielgruppen erfolgen, um dadurch 

Gäste an die Region zu binden. Regionale Produkte sollen stärker mit dem Tourismus vernetzt werden, 

um die ländliche Struktur zu nutzen. Des Weiteren ist es wichtig, die Innovation und Eigeninitiative von 

touristischen Leistungsträgern zu erhöhen.  

 

11.4 Handlungsansätze und -empfehlungen 

➢ Ausbau und Erhalt sowie eine verstärkte Inwertsetzung der touristischen Infrastruktur, u.a. 

durch eine Verbesserung des intraregionalen ÖPNV und die Überprüfung und Neukennzeich-

nung des touristischen Radwegenetzes Dithmarschen  

➢ Erhalt und Verbesserung von attraktiven Ortsbildern und -kernen sowie den Eingangssituatio-

nen in den Gemeinden, z.B. dem Hafen Büsum 

➢ Verbesserte Ausschöpfung des kulturellen Potenzials/Präsentation in marktgerechter Infra-

struktur, z.B. Friedrich Hebbel als Identifikationsfigur für Wesselburen 

➢ Anstoß eines Dialogs mit den privaten Anbietern zu dem Zustand der Übernachtungsquartiere 

➢ Möglichkeiten des Slow Tourismus Dithmarschen für das Amt Büsum-Wesselburen überprüfen 

➢ landwirtschaftliche Betriebe über Möglichkeiten neuer Einkommensquellen im Bereich Touris-

mus (Ferien auf dem Bauernhof, Direktvermarktung) informieren 
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12 Handlungsfeld: Digitalisierung (Querschnittsthema) 

Eine stabile, leistungsstarke Verbindung in die digitale Welt gilt für viele Menschen als selbstverständ-

lich. Eine schnelle Breitbandversorgung ist nicht nur ein Standortfaktor für Unternehmen, sondern auch 

und vor allem für Privathaushalte. Digitalisierung bietet gerade im ländlichen Raum Ansätze zur Lösung 

von strukturellen Problemen, z.B. zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf oder zur Sicherung 

von Nahversorgung und Nahverkehr. Nahezu alle Wirtschafts- und Lebensbereiche sind bereits vom 

digitalen Wandel erfasst worden:  

▪ Sicherung von Arbeitsplätzen in nicht-landwirtschaftlichen Unternehmen auf dem Land  

▪ für landwirtschaftliche Betriebe eröffnet der Zugang zum schnellen Internet neue Möglichkei-

ten zur Effizienzverbesserung in der Informationsbeschaffung, im Produktionsmanagement 

wie auch in der Vermarktung von Produkten und Dienstleistungen 

▪ Erhaltung der Attraktivität von Dörfern als Wohnstandort  

▪ smarte digitale Konzepte für die Daseinsvorsorge z.B. im Gesundheitssektor 

 

Mit diesen Bedürfnissen steigen die Anforderungen an die Verfügbarkeit und Leistungsfähigkeit der 

Datennetze. In der Folge ist der Ausbau der Breitbandinfrastruktur eine wichtige Grundvoraussetzung 

für einige der genannten Handlungs- und Maßnahmenansätze in den anderen Handlungsfeldern (z.B. 

Mobilität, Ehrenamt, etc.). 

Der Ausbau leistungsstarker digitaler Infrastrukturen ist ein zentrales Element der Digitalen Agenda der 

Bundesregierung. In Deutschland soll bereits bis Ende 2018 eine flächendeckende Versorgung mit min-

destens 50 MBit/s erreicht werden. Schleswig-Holstein möchte darüber hinaus bis 2030 eine Glasfaser-

versorgung für alle Haushalte erreicht haben. Die Anbindung von periphereren Räumen ist kosteninten-

siv: Mit verzweigten Netzen können mitunter nur wenige Nutzer erreicht werden.  

 

12.1 Ausgangslage 

Die Breitbandverfügbarkeit, mit Ausnahme von Büsum und einigen wenigen Teilbereichen, ist nicht hö-

her als 6 Mbit/s und damit ein erheblicher Hemmfaktor für Entwicklung des Amtes (Breitbandverfügbar-

keit im Detail auf folgende Seite). 

Alle Gemeinden des Kreises Dithmarschen haben sich 2012 in einem Breitbandzweckverband Dithmar-

schen zusammengeschlossen, um gemeinsam den Ausbau des Glasfasernetzes (FTTH – Glasfaser 

bis ins Haus) voranzubringen. Ziel ist es, bis zum Jahr 2022 den gesamten Kreis an das Netz anzu-

schließen (95 % der Haushalte).  

Der Ausbau erfolgt in Ausbaugebieten, die nacheinander umgesetzt werden. Das erste Ausbaugebiet 

ist bereits vollständig angeschlossen. Die Vermarktung des vierten Ausbaugebiets wurde vor Kurzem 

fertiggestellt. Insgesamt ist die Vermarktung bisher unproblematisch, dies liegt auch u.a. daran, dass 

wenig bis keine Breitbandinfrastuktur und damit kein Konkurrenzangebot vorhanden ist. Betreiber des 

Glasfasernetzes sind die Stadtwerke Neumünster. 

Das Netz wird von Grund auf neu errichtet. Ausgangspunkt ist das Netz im Kreis Steinburg, so dass der 

Anschluss demnach über die Autobahnbrücke in Schafstedt erfolgt. Die Ausbreitung ist zunächst in den 

eher ländlichen, dünnbesiedelten Gebieten gestartet. Dabei wird, begründet durch den Anschluss an 

den Kreis Steinburg, zunächst der südliche bzw. westliche Teil des Kreises ausgebaut. Von dort aus 

werden dann die nördlichen Teile des Kreises ausgebaut. In der Folge wird das Gebiet des Amtes 

Büsum-Wesselburen erwartungsgemäß erst in den kommenden Jahren an das Glasfasernetz ange-

schlossen.  

http://www.zukunft-breitband.de/Breitband/DE/Breitbandstrategie/breitbandstrategie_node.html
http://www.zukunft-breitband.de/Breitband/DE/Breitbandstrategie/breitbandstrategie_node.html
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▪ Büsum und der Zentralbereich von Wesselburen verfügen größtenteils über 50Mbit/s (ganz 

punktuell auch in Hedwigenkoog, Hillgroven, Wesselburener Deichhausen und Büsumer 

Deichhausen) 

 

▪ in den übrigen Orten verfügen mindestens 50 % der Haushalte bis auf Wesselburenerkoog 

(nur 0-10 %) sowie Reinsbüttel, Hillgroven, Wesselburener Deichhausen und Friedrichsgabe-

koog (10-50 %) über einen 6Mbit/s-Anschluss 

Abbildung 27: Breitbandverfügbarkeit bis zu 50 Mbit/s; Quelle: www.breitbandat-
las.de (Stand: 27.08.2017) 

Abbildung 28: Breitbandverfügbarkeit bis zu 6 Mbit/s; Quelle: www.breitbandatlas.de 
(Stand: 27.08.2017) 
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▪ flächendeckend, mit Ausnahme von Wesselburenerkoog (10-50 %) und Reinsbüttel (50-75%), 

verfügen mindestens 75% der Haushalte in den Gemeinden des Amtes über einen 2Mbit/s-

Anschluss 

 

12.2 Zielsetzung 

Digitalisierung meint zwar, dass immer mehr Lebensbereiche vom digitalen Wandel betroffen sind und 

ein Breitbandausbau hierfür eine zentrale Grundlage ist, dennoch ist es ein Trugschluss zu glauben, 

dass eine Breitbandinfrastruktur allein automatisch alle Vorteile der Digitalisierung nach sich zieht. Um 

die Vorteile und insbesondere die Potenziale vollumfänglich zu nutzen ist es erforderlich, sich frühzeitig 

konzeptionell mit der Ausgestaltung und Nutzung der neuen technischen Möglichkeiten auseinanderzu-

setzen. Dies betrifft sowohl die Bürger als auch die Gemeinden und damit insbesondere das Amt selbst.  

Beispiele aus anderen Regionen zeigen, dass ein „Digitales Amt Büsum-Wesselburen“ eine Vielzahl 

von Möglichkeiten bietet. Dies betrifft einerseits digitale Angebote für verschiedene Lebensbereiche der 

Bürger im Amt, aber auch die Verwaltung selbst kann durch digitale sogenannte „eGovernment Lösun-

gen“ viele Prozesse und Aufgaben vereinfachen. Dies reduziert den (Zeit-)Aufwand für bürokratische 

Abläufe und schafft im Idealfall Spielraum für Beratung.  

 

Abbildung 29: Breitbandverfügbarkeit bis zu 2 Mbit/s; Quelle: www.breitbandatlas.de 
(Stand: 27.08.2017) 
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Davonausgehend, dass die Breitbandverfügbarkeit in allen Gemeinden des Amtes in den nächsten vier 

bis fünf Jahren erheblich verbessert wird, wird daher empfohlen, eine „Digitale Agenda Büsum-Wessel-

buren“ zu erarbeiten, die sich mit den oben genannten Fragen auseinandersetzt. Im Folgenden werden 

dazu einige Grundideen und Ansätze für ein solches Konzept der „Digitalen Agenda“ aufgezeigt.  

 

12.3 Handlungsansätze und -empfehlungen 

Was gibt es bei der Erarbeitung einer Digitalen Agenda zu beachten: 

➢ Planvolles Vorgehen: Ein modularer Aufbau von Services und Angeboten ermöglicht eine 

schrittweise Umsetzung und Erweiterung sowie ggf. eine Übertragung auch auf einzelne Kom-

munen. Folglich muss nicht alles sofort umgesetzt werden und kann entsprechend der zur Ver-

fügung stehenden finanziellen und personellen Ressourcen umgesetzt werden. Es ist wichtig, 

lösbare Etappenziele zu definieren. 

➢ Herstellung von Verknüpfungen:  Bereits vorhandene digitale Serviceangebote sind zu berück-

sichtigen bzw. zu integrieren. Außerdem muss eine „Anschlussfähigkeit“ zu übergeordneten 

Standards bspw. auf regionaler oder Landesebene gewährleistet werden.  

➢ Breite Beteiligung: Der gesamte Prozess sollte in Kooperation und Abstimmung mit Kommunen 

sowie weiteren möglichen Anbietern von Dienstleistungen und Informationen (z.B. soziale Ein-

richtungen und Vereine) erfolgen. Außerdem dürfen digitale Angebote langfristig niemanden 

ausgrenzen. Demnach sind Unterstützungsangebote für computerunerfahrene Anwender (z.B. 

durch öffentliche Zugänge zu digitalen Services in Markttreffs oder VHS-Stützpunkten) mit zu 

bedenken. 

➢ Professionelle Steuerung und Evaluation: Es empfiehlt sich, den Prozess professionell beglei-

ten zu lassen, dies gewährleistet eine aktuelle und zeitgemäße Umsetzung des Vorhabens. 

Darüber hinaus ist eine kontinuierliche Orientierung an den vorhandenen Bedarfen. Dazu ist es 

notwendig, dass bspw. repräsentative Vertreter verschiedener Zielgruppen miteinbezogen wer-

den.  

Neben der Beantwortung von spezifischen technischen Fragen der Umsetzung einer digitalen Agenda 

muss insbesondere auch erörtert werden, was ein „Digitales Amt Büsum-Wesselburen“ alles leisten 

kann und soll. Die Bandbreite der Möglichkeiten ist vielfältig (siehe Auflistung unten), weshalb eine aus-

giebige Auseinandersetzung mit den jeweiligen Vor- und Nachteilen zwingend notwendig ist:  

▪ Mobilitätsmanagement, z.B. Online-Portal für Mitbring-, Mitfahrgelegenheiten oder Car-Sharing  

▪ Nachbarschaftshilfe, z.B. durch eine digitale Ehrenamtsbörse 

▪ Wirtschaftsförderung, z.B. durch Bereitstellung von Internet-Shops für lokale Erzeuger  

Digitale Angebote für alle Lebensbereiche 

 

 

 

eGovernment Lösungen für die Verwaltung 

Digitales  

Amt Büsum-Wesselburen 

Abbildung 30: Digitales Amt Büsum-Wesselburen 
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▪ Gesundheitsfürsorge, z.B. Bereitstellung von Video-Sprechstunden mit Fachärzten bei ortsan-

sässigen Allgemeinmedizinern (Telemedizin) 

▪ Bildung, z.B. durch E-Learning-Angebote in Schulen und Volkshochschulen 

▪ Kultur und Freizeit, z.B. durch Live-Streaming-Angebote von Großveranstaltungen 

▪ Partizipation, z.B. durch E-Voting  

▪ digitale Behörde (sog. eGovernment), für orts- und zeitunabhängige Nutzung von Verwaltungs-

dienstleistungen z.B. Online-Anträge ersetzen Behördengänge (Wasserzählerstandsmeldung, 

Anmeldung von Hunden, etc.), digitale Mängel- und Störmelder, Ratsinformationssystem; er-

gänzt durch verwaltungsebenenübergreifende Arbeitsprozesse  

 

12.4 Projekt- und Maßnahmenvorschläge  

 

Projektsteckbrief Handlungsfeld Digitalisierung 

PD 1 Digitale Agenda für das Amt Büsum-Wesselburen 

Ausgangslage/Herausfor-

derungen 

Der digitale Wandel wird immer mehr zur Realität. Der Schwerpunkt der Diskussion von Fragen des 

Breitbandausbaus und der Digitalisierung von Verwaltungsprozessen verlagert sich hin zu digitalen 

Angeboten, die das Leben in unseren Gemeinden in seiner ganzen Vielfalt bereichern.  Digitalisie-

rung und digitale Infrastruktur sind Querschnittsthemen, die fachübergreifend sämtliche Bereiche 

erfassen und viel umfassendere Veränderungen aufwerfen, als in vielen Feldern heute absehbar 

ist. Bei der öffentlichen und privaten Daseinsvorsorge eröffnet die Digitalisierung gerade im ländli-

chen Raum durch digitale Angebote neue Chancen und Möglichkeiten. Vor allem in peripher gele-

genen strukturschwachen Regionen muss jedoch aktuell eine erhebliche Unterversorgung beim 

Breitbandausbau, insbesondere beim Glasfaserausbau festgestellt werden. Dies verstärkt ohnehin 

vorhandene regionale Disparitäten und ist eine große Herausforderung bei der Gewährleistung 

gleichwertiger Lebensverhältnisse.  

Deshalb ist es umso dringlicher, dass nach erfolgtem Ausbau keine Zeit verloren geht, sondern 

umgehend eine effiziente Nutzung erfolgt. Denn es wäre ein Trugschluss zu glauben, dass eine 

angemessene Breitbandinfrastruktur allein automatisch alle Vorteile der Digitalisierung nach sich 

zieht. Um die Vorteile und insbesondere die Potenziale vollumfänglich zu nutzen, ist es erforderlich, 

sich frühzeitig konzeptionell mit der Ausgestaltung und Nutzung der neuen technischen Möglichkei-

ten auseinanderzusetzen. 

Projektbeschreibung 

Mit der „Digitalen Agenda für das Amt Büsum-Wesselburen“ werden die Anwendungsmöglichkeiten 

der Digitalisierung im Amt frühzeitig geklärt und vorbereitet, um nach einem erfolgten Breitbandaus-

bau umgehend eine optimale Nutzung der Technologie vorzubereiten. Dazu werden Rahmenbedin-

gungen und Prioritäten einer stufenweisen Bereitstellung von digitalen Angeboten im Amt Büsum-

Wesselburen in einer Agenda definiert. Zugleich wird damit der Bedarf gegenüber Netzbetreibern 

transparent belegt. 

Die Erarbeitung der Agenda ist ein dynamischer Prozess, bei dem alle Bevölkerungsgruppen und 

Interessenlagen zu integrieren sind. Neben einer Festlegung der Ziele einer Digitalisierung (Zielkor-

ridor) müssen der aktuelle Stand sowie zukünftige Bedarfe erhoben werden und in ein umfassendes 

Konzept einfließen, das an bestehende Angebote anknüpft und stufenweise umgesetzt werden 

kann.   

Ziele 

Kernziel ist, das Amt, seine Gemeinden und Unternehmen so auf die Herausforderungen und Opti-

onen der Digitalisierung vorzubereiten, dass bei erfolgtem Breitbandausbau umgehend eine opti-

male Nutzung der Technologie möglich ist. 

• Sensibilisierung aller potenziellen Nutzer für Bedeutung und Möglichkeiten der Digitalisierung 

• Auswahl der prioritären Einsatzbereiche, z.B. Mobilitätsmanagement, Ehrenamtsbörse, Ge-

sundheitsfürsorge, E-Learning-Angebote, digitale Behörde (sog. E-Government), für orts- und 

zeitunabhängige Nutzung von Verwaltungsdienstleistungen 

• Vorbereitung der Digitalisierung u. a. für digitale Kalender und Online-Marketing und Buchung 

• Stärkung der Position für Ausbau-Forderungen an Netzbetreiber 
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Nächste Schritte 

• Bildung eines Arbeitskreises „Digitale Agenda“ 

• Prüfung möglicher Kooperationen 

• Klärung des Zeithorizontes (Zeitraum Breitbandausbau)  

• Definition der Schwerpunktaufgaben 

Kosten und Finanzierung Sind noch zu klären 

Träger und Kooperations-

partner 

Träger: Die Amtsverwaltung sollte nicht nur die Digitalisierung der Verwaltung vorantreiben, son-

dern auch die vielfältigen digitalen Angebote unterstützen, die außerhalb der Verwaltung entste-

hen werden. 

Kooperationspartner: Amt KLG Eider 

Weitere Informationen/ 

Gute Beispiele 

• Kommunaler Pakt zum Netzausbau (www.kommpaktnet.de) 

• Amt Hüttner Berge (Ansprechpartner: Amtsdirektor Andreas Betz) – siehe auch www.amt-huet-

tener-berge.de/service-verwaltung/amt/digitale-agenda/  

 

  

http://www.kommpaktnet.de/
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13 Handlungsfeld: Weiterentwicklung der kommunalen Zusammen-
arbeit (Querschnittsthema) 

Interkommunale Kooperation ist eine der wichtigsten Stellschrauben, um kleinere kommunale Einheiten 

im regionalen Standortwettbewerb zukunftsfähig aufstellen zu können. Gerade unter den Vorzeichen 

des demografischen Wandels und neuer Herausforderungen wie einer dynamisch zunehmenden Digi-

talisierung aller Lebensbereiche gilt es, Kräfte zu bündeln und Synergien zu erschließen. So empfiehlt 

auch das Handlungskonzept Daseinsvorsorge des Kreises Dithmarschen den Aufbau von interkommu-

nalen Kooperationen. 

Bei der Erarbeitung des Amtsentwicklungskonzeptes hat sich die Notwendigkeit einer intensiven Ko-

operation in vielen Handlungsfeldern nachdrücklich bestätigt. Stichworte dafür sind: 

▪ eine verstärkte gemeindeübergreifende Nutzung von Gemeinschafts- und Versammlungsräumen 

(vgl. Kapitel 6 „Attraktive Ortsmitten“),  

▪ die Vermeidung von Parallelinfrastrukturen, die eine Auslastung von Angeboten gefährden 

(vgl. Kapitel 8 „Lebendiges Ehrenamt und Dorfleben“), 

▪ eine noch bessere Zusammenarbeit und Vernetzung zwischen allen Gemeinden des Amtes 

im Bereich Tourismus, insbesondere hinsichtlich einer gemeinsamen Vermarktung und Aus-

richtung auf bestimmte Zielgruppen (vgl. Kapitel 11 „Wirtschaft und Tourismus“) und vor allem 

▪ die Abstimmung bei der Siedlungsentwicklung und einer bedarfsgerechten wohnbaulichen 

Entwicklung (vgl. Kapitel 5 „Abgestimmte Siedlungsentwicklung“). 

Das Amtsentwicklungskonzept enthält zu diesen Fragestellungen Handlungsansätze und Empfehlun-

gen für kooperative Vorgehensweisen, die die Zukunftsfähigkeit der Gemeinden des Amtes nachhaltig 

verbessern können. 

Damit bleibt aber das Grundproblem kommunaler Kooperationen, dass diese einen – gerade für kleinere 

Einheiten nicht unerheblichen – laufenden Abstimmungsaufwand erfordert und auch immer wieder 

durch oft „personalisierte“ Unstimmigkeiten gestört werden können. Um diese Probleme zu umgehen, 

würde es sich empfehlen, Optionen für eine institutionalisierte Kooperation bis hin zu einer Fusion mit-

telfristig zu prüfen. Eine erste Voruntersuchung hat allerdings ergeben, dass mit einer Fusion nicht un-

erhebliche finanzielle Einbußen beim kommunalen Finanzausgleich verbunden sein könnten. Auf einer 

solchen Basis kann eine Fusion nicht akzeptanzfähig sein. 

Es wird deshalb dringend empfohlen, diese Frage zusammen mit dem Innenministerium nochmals ver-

tieft zu prüfen. 

Zwischenzeitlich sollten aber alle Möglichkeiten zur Stärkung der informellen Kooperations- und Ver-

flechtungsbeziehungen ausgeschöpft werden – nicht zuletzt um die essentielle Vertrauensbasis zwi-

schen den Akteuren zu festigen. Dafür sind folgende Gesichtspunkte zu beachten: 

Die Vielzahl von Kooperationsinitiativen und die Bandbreite praktizierter Kooperationsstrukturen ver-

bieten den Anspruch, die Handlungsmöglichkeiten und Verfahren aller dieser Kooperationsformen für 

eine flächensparende Baulandpolitik in einem Planspiel zu überprüfen/zu erproben. Deshalb wird hier 

pragmatisch von Kooperationsformen ausgegangen, die sich freiwillig „bottom-up“ gebildet haben und 

gleichberechtigt entsprechend eines Konsensprinzips zusammenarbeiten und den Anspruch verfolgen, 

die regionale Entwicklung zu steuern.  

Für Kooperationsinitiativen, die diesen Kriterien genügen – oder die sie bei entsprechenden politischen 

Willen erfüllen könnten – sind die nachfolgend beschriebenen Erwägungen übertragbar. 

1. Eine institutionalisierte, interkommunale Zusammenarbeit erleichtert informelle Absprachen. 

Dadurch können gemeinsame Projekte, Konzepte und Strategien zur nachhaltigen Entwick-

lung leichter angestoßen und umgesetzt werden.  

2. Freiwillige, gleichberechtigte Kooperationen vermindern die Konkurrenz zwischen den beteilig-

ten Kommunen. Dies kann zu einer besseren Ressourcennutzung beitragen. 



Amtsentwicklungskonzept Büsum-Wesselburen 

Endbericht (Fassung v. 23.04.2018)  

 

 

 
97 

3. Die Einrichtung einer zentralen, von allen Partnern mitgetragenen Institution ist für die Kom-

munikation und Abstimmung zwischen den Gemeinden, zur Umsetzung von verbindlichen 

Festlegungen zur Flächenentwicklung und für die Vermarktung der Region und für die strate-

gische Schwerpunktsetzung von hoher Bedeutung. Eine Amtsverwaltung kann dies nur über-

gangsweise sichern. 

4. Wichtigstes Element einer funktionsfähigen Kooperation ist die Einsicht der beteiligten Kom-

munen, dass nur ein gemeinsames, regionales Vorgehen zukunftsfähig ist und gegenüber ei-

nem getrennten Vorgehen mehr Vor- als Nachteile bringt. Die beteiligten Partner müssen die 

Region als Schicksalsgemeinschaft verstehen. Diese Einsicht kann durch die Kooperations-

prinzipien wie Freiwilligkeit und Gleichberechtigung, aber auch durch gemeinsame Projekte 

befördert werden. Ohne sie wird eine Kooperation nicht gelingen. 

5. Die Kooperationsstrukturen müssen die kommunale Planungshoheit der beteiligten Kommu-

nen wahren. Dies macht teilweise komplizierte Aushandlungsprozesse und Abstimmungsver-

fahren erforderlich, ist aber für die Funktionsfähigkeit der Kooperation unverzichtbar. Gleich-

zeitig stellt dieser Mehraufwand ein Hemmnis für interkommunale Kooperationen dar, der 

durch einen gemeinsamen Nutzen ausgeglichen werden muss. 

6. Eine gemeinsame Institution der Kooperation (z.B. Geschäftsstelle, Entwicklungsagentur), auf 

die ggf. bestimmte Aufgaben übertragen werden, kann einen wichtigen Nutzen für die Kom-

munen erzielen. Sie kann z.B. Aufgaben erledigen deren Bearbeitung gerade für kleinere 

Kommunen nicht zu leisten ist. 

7. Zu Beginn von Kooperationsinitiativen ist in der Regel eine Moderation des Prozesses durch 

eine unabhängige Institution erforderlich. 

8. Themen, Ziele, Organisationsstrukturen, Finanzierung und Abstimmungsmechanismen einer 

interkommunalen Kooperation sollten vertraglich fixiert werden, um eine Bindungswirkung zu 

erzielen. 

 

Projektsteckbrief Handlungsfeld Weiterentwicklung der kommunalen Zusammenarbeit 

PK 1 (Weiter-)Entwicklung „Kommunaler Allianzen“ 

Ausgangslage/Herausfor-

derungen 

Die Gemeinden des Amtes Büsum-Wesselburen haben bereits seit längerem erkannt, dass es 

notwendig ist, über kommunalen Grenzen hinweg zusammenzuarbeiten. Viele – insbesondere 

kleinere Gemeinden im Amt – haben erst durch eine gemeinsame Zusammenarbeit die finanziel-

len oder personellen Ressourcen, um sich mit wichtigen Themen (zum Beispiel einer Gewährleis-

tung von Angeboten der Daseinsvorsorge für die Bevölkerung) auseinanderzusetzen und Projekte 

zu realisieren. Es geht darum, Kräfte zu bündeln und somit Synergien zu erzielen.  

Projektbeschreibung 

Auf Grundlage des vorliegenden Amtsentwicklungsentwicklungskonzeptes und den darin enthalte-

nen Handlungsempfehlungen und Projektvorschlägen ist eine Vertiefung resp. Institutionalisierung 

der bestehenden Kooperations- und Verflechtungsbeziehungen zu überprüfen und schrittweise um-

zusetzen. Dazu soll der angestoßene Entwicklungsprozess speziell auch im Hinblick auf die Aus-

weitung und Verstetigung der vorhandenen Kooperationen fortgesetzt werden.  

Informelle und formelle Instrumente sowie Kooperationsformen für gemeinsame Planungen gibt es 

auf verschiedenen Ebenen. Sie reichen von punktuellen thematischen Kooperationen (Weiterent-

wicklung des Status Quo) über die Einrichtung einer gemeinsamen Institution (z.B. eines Zweck-

verbandes oder einer Anstalt öffentlichen Rechts) bis hin zur Fusionen von einzelnen Gemeinden. 

Deshalb ist es notwendig Entscheidungshilfen und -grundlagen zu erarbeiten, die Aufschluss dar-

über geben, wie „Kommunale Allianzen“ zukünftig im Amt Büsum-Wesselburen umgesetzt werden 

können. 

Ziele 

• Bündelung von Kräften und Ressourcen, Erzeugung von Synergien 

• Zukunftsfähige Aufstellung im regionalen Standortwettbewerb  

• Steigerung der kommunalen Leistungsfähigkeit  

• Minimierung von Risiken (Unsicherheiten werden umverteilt) 

• Beschleunigung von Maßnahmen durch frühzeitige Abstimmung 

• Aufbau regionaler Identität und Gewinnung strategischer Kraft 
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• Abbau von Konkurrenz und Vermeidung von Inselplanungen 

• gemeinsame Positionierung gegenüber anderen Partnern aus Politik und Wirtschaft 

• bessere Auslastung von gemeinsamen Infrastrukturen 

• gemeinsame Außendarstellung und Förderung der Wahrnehmung durch die Öffentlichkeit und 

Investoren 

Nächste Schritte 

Prüfung von unterschiedlichen Handlungsoptionen zur Vertiefung der kommunalen Zusammenar-

beit und Einrichtung von Kommunalen Allianzen durch einen externen Gutachter. Dabei sollten u.a. 

folgende Fragen geklärt werden:  

• Welche Themen und Handlungsfelder eignen sich für eine weitergehende Kooperation? 

• Welche finanziellen Auswirkungen entstehen für die Kommunen und das Amt? (Kosten für zu-

sätzliche Institutionen wie einer kommunalen Entwicklungs- und Wirtschaftsförderungsgesell-

schaft, Auswirkungen auf den kommunalen Finanzausgleich, etc.)  

• Welche Änderungsbedarfe ergeben sich für die Verwaltungsarbeit des Amtes (z.B. themati-

sche Neuausrichtung von Ausschüssen, Ergänzung einer übergreifenden Instanz für gemein-

same Projektentwicklung, etc.) 

• Welche Vorgaben ergeben sich aus bestehenden rechtlichen Rahmenbedingungen (z.B. Ge-

meindeordnungen)? 

• Welche Akzeptanz besteht in der Bevölkerung für die unterschiedlichen Formen der Koopera-

tion? Wie kann die kommunale Identität gewahrt werden? 

Kosten und Finanzierung 

Es entstehen Kosten für externen Gutachter (voraussichtlich 15.000 – 20.000 EUR – abhängig vom 

Abstimmungsprozess mit den Gemeinden und der grundsätzlichen Zielrichtung) sowie Personal-

aufwand in der Verwaltung.  

Träger und Kooperations-

partner 

Träger: Amt Büsum-Wesselburen 

Kooperationspartner: Kreis Dithmarschen44, AktivRegion Dithmarschen   

Weitere Informationen/ 

Gute Beispiele 

• Entwicklungsagentur Region Heide (www.region-heide.de) 

• Lebens- und Wirtschaftsraum Rendsburg (www.entwicklungsagentur-rendsburg.de) 

• Stadt Fehmarn (www.stadtfehmarn.de/Stadt/Informationen-zur-Stadt/Fusion-zur-Stadt-Fehmarn) 

 

 

14 Ausblick und Verstetigung des Entwicklungsprozesses 

Mit dem Beschluss des Amtsentwicklungskonzeptes endet zwar der 1,5-jährige Erarbeitungsprozess. 

Die eigentliche Arbeit beginnt damit aber erst. Nun gilt es Maßnahmen und Empfehlungen im kontinu-

ierlichen Austausch mit den Bürgern der 18 amtsangehörigen Gemeinden umzusetzen. Dazu sollten 

sich als erstes die Gemeindevertretungen der 18 Gemeinden mit den Ergebnissen des Amtsentwick-

lungskonzeptes befassen.  

Die anstehenden Aufgaben können weder allein durch einzelne Akteure in den Gemeinden noch durch 

die Amtsverwaltung bewältigt werden. Einmal mehr sind Zusammenarbeit und Kooperation auf vielen 

verschiedenen Ebenen gefordert – u.a. auf der gemeindlichen Ebene und auf der des Amtes. Um diesen 

Prozess auch zukünftig zu begleiten und zu steuern, wird abschließend empfohlen, dass die begleitende 

Lenkungsgruppe ihre Arbeit fortsetzt. Wesentliches Ziel muss sein, den angestoßenen Arbeits- und 

Diskussionsprozess zu verstetigen und die notwendigen Schritte zur Umsetzung der erarbeiteten Ent-

wicklungsstrategie einzuleiten und zu begleiten. Dies ist zu verbinden mit einem laufenden Monitoring 

zum Stand der Zielerreichung und der Maßnahmenumsetzung sowie eine laufende Fortschreibung des 

Amtsentwicklungskonzeptes zur Anpassung an sich verändernde Rahmenbedingungen. 

  

                                                      

44 „Der Kreis steht den Kommunen bei der Bildung kommunaler Allianzen beratend und unterstützend zur Seite“ – Kreis Dith-

marschen (2014): Handlungskonzept Demografie, S. 10 
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16 Gemeindesteckbriefe45  

16.1 Büsum 

 

 

 

 

Fläche 8,27 km² 

Bürgermeister Hans-Jürgen Lütje 

Bevölkerung • 4.733 (2013) 

• Größte Bevölkerung im Amtsbereich 

• Anteil der 75-Jährigen und Älteren wird 2030 etwa 40,9% der Bevölkerung betragen 

Lage im Raum • südwestlich, direkt an der Küste 

Verkehrliche Anbin-

dung 

• B 203 (Start bzw. Endpunkt) 

• Busverbindung nach Wesselburen, Wöhrden und Heide 

• Bahnanschluss Richtung Neumünster (über Wesselburen und Heide) 

Wirtschaft • Erweiterung des Gewerbegebietes „Am Bauhof“, direkt am Ortsrand 

• Gründer- und Technologiezentrum mariCUBE 

• Gewerbesteuereinnahmen in 1000 Euro46 

o 2013: 478 

o 2014: 392 

o 2015: 609 

Tourismus/Sehens-

wertes 

• anerkanntes Nordseeheilbad (drittgrößter Urlaubsort an der schleswig-holsteinischen Nordsee-

küste) 

• Tourismus Marketing Service Büsum GmbH 

• Mitglied im Tourismusverband echt.dithmarschen 

• Neueröffnung der Sturmflutenwelt „Blanker Hans“ als Erlebniszentrum „Phänomania Büsum“  

Siedlungsentwick-

lung/Wohnungswe-

sen 

• mehrere Baugebiete vorhanden bzw. in Planung (u.a. Ferienhauspark, Büsum-Nordwest, ein Bau-

gebiet für Hotelkomplex) 

• hohe Zuzugsraten von älteren Menschen 

• Kosten für Wohnraum überdurchschnittlich hoch 

• keine nennenswerten Leerstände im Innenbereich 

Infrastrukturaus-

stattung 

• Ärztezentrum, 1 weiterer Arzt, 4 Zahnärzte, 3 Apotheken 

• Gymnasium mit Grund- und Gemeinschaftsschulanteil (Schule am Meer), Offene Ganztagsschule 

• 2 Kindergärten 

• 2 Pflegedienste + DRK Altenhilfezentrum 

• Stadtbücherei und VHS Büsum 

• Jugendzentrum (im Aufbau) 

Ehrenamt/Feuer-

wehr 

• Feuerwache vorhanden (inkl. Jugendfeuerwehr) 

• Seniorenbeirat 

  

                                                      

45 Quellen: Amtsbroschüre (2. Auflage, Ausgabe 2015-2017), Gespräche mit den Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern  
46 Quelle: Statistikamt-Nord – Regionaldaten  

https://de.wikipedia.org/wiki/B%C3%BCsum
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16.2 Büsumer Deichhausen 

 

 

 

 

Fläche 2,9 km² 

Bürgermeister Helmuth Rolfs 

Bevölkerung • 355 (2014) 

• Bevölkerungsabnahme von voraussichtlich 10,9% bis zum Jahr 2030 

• Anzahl der 0- bis 17-Jährigen wird voraussichtlich um 31% bis 2030 wachsen (höchste Rate im 

Amtsbereich) 

Lage im Raum • direkt an der Nordseeküste zwischen Büsum und Warwerort gelegen 

 

Verkehrliche Anbin-

dung 

• kein ÖPNV im Winter bis auf Schülerspezialverkehr 

• „Bimmelbahn“ im Sommer mit stündlicher Anbindung 

Wirtschaft • Gewerbe ausschließlich auf Tourismus fokussiert  

• Gewerbesteuereinnahmen in 1000 Euro 

o 2013: 28 

o 2014: 15 

o 2015: 10 

• keine Windkraftanlagen 

Tourismus/Sehens-

wertes 

• geprägt durch Tourismus 

• Strandhaus (Touristen-Information, DLRG-Station, Lesesaal, Gymnastikgruppe)  

• ca. 800 Gästebetten (FeWo, Pensionen, Hotel, Privatzimmer) 

• Bauernhofcafé 

Siedlungsentwick-

lung/Wohnungswe-

sen 

• Zuzug älterer Menschen von außerhalb wird als problematisch gesehen, da letztes Baugebiet ca. 

15 - 20 Jahre alt → wenig junge Menschen 

• keine Leerstände zu verzeichnen  

• eine Baulücke vorhanden → Flächen soll akquiriert werden (ca. 6.000 m², vier Eigentümer, zwei 

wollen verkaufen; noch kein B-Plan vorhanden) → geplant sind 20 Bauplätze für junge Familien  

• kleiner Orts- bzw. Siedlungskern hinter dem Deich 

Infrastrukturaus-

stattung 

• starke Orientierung nach Büsum 

• zwei Gaststätten  

Ehrenamt/Feuer-

wehr 

• Feuerwehrlöschverband mit Warwerort 

• 1 Verein (50+) mit monatlichen Veranstaltungen 

 

 
  

https://de.wikipedia.org/wiki/B%C3%BCsumer_Deichhausen


Amtsentwicklungskonzept Büsum-Wesselburen 

Endbericht (Fassung v. 23.04.2018)  
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16.3 Friedrichsgabekoog 

 

 

Fläche 8,61 km² 

Bürgermeister Paul-Heinrich Dörscher 

Bevölkerung • 52 (2014) 

• Kleinste Gemeinde im Amtsgebiet 

• Bevölkerungsabnahme in der jüngeren (-26,5%) und mittleren (-16%) Bevölkerungsgruppe bis 

2030 

• Voraussichtlicher Bevölkerungszuwachs der 75-Jährigen und Älteren von 11,4% bis 2030 

Lage im Raum • Durchgangsgemeinde an B 203 

• kein Ortskern → Streuhofsiedlung 

Verkehrliche Anbin-

dung 

• verkehrsgünstig an der B 203 (Büsum-Heide) gelegen 

Wirtschaft • landwirtschaftlich geprägt, inkl. großem ökologischen Landwirtschafts- und Weiterverarbeitungsbe-

trieb (Westhof Bio-Gemüse GmbH & Co. KG) mit ca. 50 Beschäftigen 

• Gewerbesteuereinnahmen in 1000 Euro 

o 2013: 30 

o 2014: 56 

o 2015: 79 

Tourismus/Sehens-

wertes 

• keine touristischen Angebote 

Siedlungsentwick-

lung/Wohnungswe-

sen 

• zwei Leerstände 

• einige Häuser mit einem älteren Bewohner (fehlendes Bewusstsein und/oder fehlender Wille für 

Nachnutzung der Gebäude) 

• stark geprägt durch Einzelgehöfte entlang der B 203 (kein Ortskern) 

Infrastrukturaus-

stattung 

• wenig Landärzte vorhanden 

• Breitbandversorgung nicht vorhanden (auch kein LTE) 

Ehrenamt/Feuer-

wehr 

• keine eigene Feuerwehr 

 

 

  

https://de.wikipedia.org/wiki/Friedrichsgabekoog


Amtsentwicklungskonzept Büsum-Wesselburen 

Endbericht (Fassung v. 23.04.2018)  
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16.4 Hedwigenkoog 

 

 

Fläche 16,36 km² 

Bürgermeister Klaus Nicolay 

Bevölkerung • 236 (2014) 

• Hoher Bevölkerungsrückgang an Kinder und Jugendlichen von voraussichtlich -36,9% bis 2030 

• Voraussichtliche Bevölkerungsabnahme der über 74-Jährigen von 4,4% bis 2030 

Lage im Raum • direkt an der Nordseeküste gelegen nördlich von Büsum 

Verkehrliche Anbin-

dung 

• Bus nach Büsum/Heide (7x/Tag) 

Wirtschaft • ökologische Landwirtschaft und alternative Energien 

• Gewerbesteuereinnahmen in 1000 Euro 

o 2013: 137 

o 2014: 188 

o 2015: 146 

Tourismus/Sehens-

wertes 

• kostenloser, belebter Badestrand 

• Friesenhof (Zeltplatz in Planung) 

• 5 Stellplätze für Caravans, Ferien auf dem Bauernhof 

Siedlungsentwick-

lung/Wohnungswe-

sen 

• altes Neubaugebiet (1999) in Westerkoog mit 15 Neubauten (alle Flächen verkauft) → vorwiegend 

bewohnt durch Menschen von außerhalb (Altersruhesitz, Teilnahme am Gemeindeleben in Ord-

nung) 

• neues Baugebiet gewünscht – restriktive Vorgabe „kein neues Baugebiet, bevor nicht alle Baulü-

cken ausgenutzt sind“   

o keine Erhebung der Innenentwicklungspotenziale vorhanden (geschätzt werden drei 

– vier Baulücken) 

o Nachfrage für Einfamilienhäuser soll gegeben sein 

• kein Ortskern vorhanden, bis auf Neubaugebiet sind Wohnhäuser, Höfe auf Gemeindegebiet ver-

teilt 

• keine Leerstände vorhanden 

Infrastrukturaus-

stattung 

• Mehrere Hofläden  

• Naturkindergarten 

• Fußballplatz 

Ehrenamt/Feuer-

wehr 

• Feuerwehr vorhanden 

 

  

https://de.wikipedia.org/wiki/Hedwigenkoog


Amtsentwicklungskonzept Büsum-Wesselburen 

Endbericht (Fassung v. 23.04.2018)  
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16.5 Hellschen-Heringsand-Unterschaar 

 

 

Fläche 7,01 km² (Ortsteile Hellschen (Hauptort), Heringsand und Unterschaar) 

Bürgermeister Bernd Blohm 

Bevölkerung • 169 (2014) 

• Bevölkerungsabnahme von voraussichtlich 19,9% bis zum Jahr 2030 

• Anteil der Kinder und Jugendlichen wird sich bis 2030 laut Prognose um 37,3% verringern 

Lage im Raum • an die Nordsee grenzend mit relativ weiter Inlandserstreckung 

Verkehrliche Anbin-

dung 

• Mobilität über Nachbarschaftshilfe 

Wirtschaft • landwirtschaftlich geprägt  

• Standort für Windkraft  

• wenig Gewerbetreibende im Ort (keine größeren Arbeitgeber) 

• Gewerbesteuereinnahmen in 1000 Euro 

o 2013: 57 

o 2014: 37 

o 2015: 39 

Tourismus/Sehens-

wertes 

•  Ferienhäuser 

 

Siedlungsentwick-

lung/Wohnungswe-

sen 

• keine Baugrundstücke vorhanden 

• Interesse an einem neuen Baugebiet vorhanden, da keine Grundstücke mehr verfügbar 

• kein Leerstand 

• Bebauung in Hellschen konzentriert sich auf Dorfstraße, übrige Ortsteile sind weitestgehend Streu-

siedlungen/Einzelgehöfte 

Infrastrukturaus-

stattung 

• Bücherei (zweimal die Woche geöffnet) → Treffpunkt 

• Kindergarten 

Ehrenamt/Feuer-

wehr 

• Feuerwehr vorhanden 

• Feuerwehrgerätehaus und Dorfgemeinschaftsraum im Ortsteil Hellschen 

• Vereine: Feuerwehr und Vogelgilde 

 

 
  

https://de.wikipedia.org/wiki/Hellschen-Heringsand-Unterschaar


Amtsentwicklungskonzept Büsum-Wesselburen 

Endbericht (Fassung v. 23.04.2018)  
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16.6 Hillgroven 

 

 

Fläche 3,60 km² 

Bürgermeister Manfred Schlüter 

Bevölkerung • 75 (2014) 

• Bevölkerungsabnahme in der jüngeren (-36,7%) und mittleren (-28,9%) Bevölkerungsgruppe bis 

2030 laut Prognose 

• Voraussichtlicher Bevölkerungszuwachs der über 74-Jährigen von 9% bis 2030 

Lage im Raum • nordwestlich von Wesselburen  

• ohne Strandabschnitt 

Verkehrliche Anbin-

dung 

• Anschluss an L305 

Wirtschaft • größere Betriebe im Ort: Schäferei, Maschinengenossenschaften 

• Standort für Windkraft 

• Gewerbesteuereinnahmen in 1000 Euro 

o 2013: 78 

o 2014: 69 

o 2015: 97 

Tourismus/Sehens-

wertes 

• Ferienhäuser und FeWo für Touristen 

Siedlungsentwick-

lung/Wohnungswe-

sen 

• weitestgehend eine Streusiedlung  

• keine neuen Baugebiete geplant 

Infrastrukturaus-

stattung 

• Einkaufsmöglichkeiten in Wesselburen, Heide (v.a. für Jüngere) 

Ehrenamt/Feuer-

wehr 

• Dorfchor „Se Hillibillis“ 

• „Hillgrovener Dörpslüüd“ → bereichern Dorfleben durch Angebote  

 

 

  

https://de.wikipedia.org/wiki/Hillgroven


Amtsentwicklungskonzept Büsum-Wesselburen 

Endbericht (Fassung v. 23.04.2018)  
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16.7 Norddeich 

 

 

Fläche 6,89 km² 

Bürgermeister Ulf Jacobsen 

Bevölkerung • 412 (2014) 

• Negative Bevölkerungsentwicklung von voraussichtlich 21,5% bis 2030 

• Nur der Altersgruppe 75 Jahre und älter wird eine Zunahme prognostiziert (13,6%) 

Lage im Raum • direkt nordwestlich angrenzend an Wesselburen 

• keine Grenze zur Nordsee  

Verkehrliche Anbin-

dung 

• 2 Bushaltestellen 

Wirtschaft • Bürgerwindpark 

• einige Gewerbegebiete 

• Gewerbesteuereinnahmen in 1000 Euro 

o 2013: 52 

o 2014: 67 

o 2015: 76 

Tourismus/Sehens-

wertes 

• größere Veranstaltungen im Dorf (Weihnachtsmarkt, Festival im Sommer) 

• Ponyhof (80 Betten) 

• „Dörpsheft“ (3x im Jahr) 

Siedlungsentwick-

lung/Wohnungswe-

sen 

• keine Flächen vorhanden, regelmäßige Nachfrage nach Flächen für Wohnungsbau (drei – vier Mal 

jährlich) 

• Ausweisung eines neuen Baugebietes in Planung (6-8 Grundstücke, ggf. erweiterbar um 6-8 

Grundstücke) 

• kaum Leerstände, Innenentwicklung wäre aber teilweise denkbar 

• verbundene Siedlungsstruktur, jedoch ohne klar erkennbaren Ortskern (ggf. Kreuzung An der 

Wurth/Alter Deich/ Mühlenstraße) 

Infrastrukturaus-

stattung 

• Gaststätte (wichtiger Dorfmittelpunkt) 

• Einkaufsmöglichkeiten Wesselburen, Heide 

Ehrenamt/Feuer-

wehr 

• keine eigene Feuerwehr 

• Boßelverein und Gilde vorhanden 

 

 

  

https://de.wikipedia.org/wiki/Norddeich_%28Dithmarschen%29


Amtsentwicklungskonzept Büsum-Wesselburen 

Endbericht (Fassung v. 23.04.2018)  
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16.8 Oesterdeichstrich 

 

 

Fläche 4,63 km² 

Bürgermeister Wilhelm Hollmann 

Bevölkerung • 275 (2014) 

• Positive Bevölkerungsentwicklung in allen Bevölkerungsgruppen 

• Größter Bevölkerungszuwachs im Amtsbereich bis 2030 (26,4%) 

• Anteil der 75-Jährigen und Älteren wird ein Zuwachs von 60,4% prognostiziert (höchster Wert im 

Amtsgebiet) 

Lage im Raum • direkt an der B 203 (Büsum - Heide) gelegen  

• nordöstlich von Büsum  

Verkehrliche Anbin-

dung 

• kein Bahnhof 

• Busverkehr zu Schulzeiten  

• teilweise Angebot (z.B. Taxischeine) 

• derzeitig Projekt zur Straßenverbesserung 

Wirtschaft • Flugplatz Heide-Büsum 

• Windkraftanlagen 

• Gewerbesteuereinnahmen in 1000 Euro 

o 2013: 26 

o 2014: 26 

o 2015: 40 

Tourismus/Sehens-

wertes 

• verschiedene Übernachtungsmöglichkeiten (FeWo, Zimmer von Privat und Urlaub auf dem Bau-

ernhof) 

Siedlungsentwick-

lung/Wohnungswe-

sen 

• derzeitige Erschließung von 12 Grundstücken (insgesamt noch 25 Bauflächen mit rechtskräftigem 

B-Plan) 

• wenig Leerstand, Eigentümer haben kein Interesse an Verkauf 

• Straßendorf (B 203 und Steffensstraße) ohne eigenständigem Ortskern, einige Einzelgehöfte 

Infrastrukturaus-

stattung 

• mehrere Restaurants 

• Tankstelle 

• Flugplatz Heide-Büsum 

Ehrenamt/Feuer-

wehr 

• keine eigene Feuerwehr 

• Schützenverein mit Warwerort und Westerdeichstrich (Oesterdeichstrich federführend) 

 

 

  

https://de.wikipedia.org/wiki/Oesterdeichstrich


Amtsentwicklungskonzept Büsum-Wesselburen 

Endbericht (Fassung v. 23.04.2018)  
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16.9 Oesterwurth 

 

 

Fläche 14,18 km² (Ortsteile Haferwisch, Jarrenwisch-Hödienwisch, Oken, Wehren und Poppenwurth) 

Bürgermeister Werner-Marten Hansen 

Bevölkerung • 259 (2014) 

• Starke Rückgänge der jungen (-39,4%) und mittleren (-37,8%) Generationen bis 2030 

• Zuwachs der älteren Bevölkerungsgruppe von voraussichtlich 6,5% bis 2030  

Lage im Raum • Randlage vom Amt Büsum-Wesselburen  

• östlich von Wesselburen  

Verkehrliche Anbin-

dung 

• Bahnanschluss im Ortsteil Jarrenwisch (Büsum – Neumünster), Bedarfshaltepunkt 

Wirtschaft • landwirtschaftlich geprägt, ansonsten einige wenige Gewerbebetriebe 

• Standort für Windkraft 

• Gewerbesteuereinnahmen in 1000 Euro 

o 2013: 50 

o 2014: 72 

o 2015: 55 

Tourismus/Sehens-

wertes 

• kein touristisches Angebot 

 

Siedlungsentwick-

lung/Wohnungswe-

sen 

• kein zentraler Ortskern, sondern mehrere Ortsteile (Streusiedlungen) 

• Baugebiet vorhanden, aktuell drei Bauplätze (um sechs Plätze erweiterbar) 

• keine weiteren Planungen 

Infrastrukturaus-

stattung 

• keine eigenen Infrastrukturangebote, Nutzung der Angebote in Wesselburen und Heide 

Ehrenamt/Feuer-

wehr 

• keine eigene Feuerwehr 

• Vogelgilde 

 

 
  

https://de.wikipedia.org/wiki/Oesterwurth


Amtsentwicklungskonzept Büsum-Wesselburen 

Endbericht (Fassung v. 23.04.2018)  
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16.10 Reinsbüttel 

 

 

Fläche 6,82 km² 

Bürgermeister Dirk Rathje 

Bevölkerung • 441 (2014) 

• Bevölkerung wird bis 2030 am stärksten im Amtsbereich abnehmen (24,1%) 

• Starker Bevölkerungsrückgang der Kinder und Jugendlichen von voraussichtlich 48,8% bis 2030 

Lage im Raum • Zwischen Büsum und Wesselburen gelegen 

Verkehrliche Anbin-

dung 

• Bahnanschluss (Büsum-Neumünster), Bedarfshaltepunkt 

• Bus auf Schülerverkehr beschränkt 

Wirtschaft • stark landwirtschaftlich geprägt 

• Standort für Windkraft 

• kleinere Handwerksbetriebe 

• Gasthof mit ca. 25 Beschäftigen  

• Gewerbesteuereinnahmen in 1000 Euro 

o 2013: 47 

o 2014: 41 

o 2015: 26 

Tourismus/Sehens-

wertes 

• kaum Tourismus, soll in der Zukunft in den Fokus genommen werden 

Siedlungsentwick-

lung/Wohnungswe-

sen 

• 5-6 Baulücken im Ortskern, wenig bis keine Leerstände 

• keine Nachfrage für Bauplätze oder Wohnraum vorhanden (kein Wohngebiet geplant) 

• Zahl der Zweitwohnungen im Ort steigt (Steuer für Zweitwohnungen eingeführt) 

• kleinerer Ortskern entlang der Dorfstraße  

Infrastrukturaus-

stattung 

• Gasthof Leesch ohne Zimmerbetrieb (über die Grenzen hinaus bekannt) 

• Dorfgemeinschaftshaus 

• fehlende Breitbandanbindung 

Ehrenamt/Feuer-

wehr 

• Feuerwehr mit Feuerwehrgerätehaus vorhanden 

• Gildeverein, Boßelverein (wichtig fürs Dorfleben) 

• Elternverein 

• Sozialverband, Kirchengemeinde (Kapelle stark renovierungsbedürftig) 

 

 

  

https://de.wikipedia.org/wiki/Reinsb%C3%BCttel


Amtsentwicklungskonzept Büsum-Wesselburen 

Endbericht (Fassung v. 23.04.2018)  
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16.11 Schülp 

 

 

Fläche 9,27 km² 

Bürgermeisterin Anke Friccius 

Bevölkerung • 426 (2014) 

• Bevölkerungsrückgang von 11% bis 2030 laut Prognose 

• Bevölkerungszuwachs in der Gruppe der über 75-Jährigen von 13,8% bis 2030 

Lage im Raum/Ori-

entierung 

• enge Zusammenarbeit mit den Nachbargemeinden Strübbel und Wesselburenerkoog 

• Nahversorgung erfolgt vornehmlich über Wesselburen  

Verkehrliche Anbin-

dung 

• Busverbindung vorhanden, wird aber kaum genutzt 

Wirtschaft • landwirtschaftliche Höfe und Gärtnereien 

• wenig Gewerbe - kleine Handwerksbetriebe wie Zimmerei und Sanitärbetrieb 

• vier Windparks (38 WKAs) 

• Gewerbesteuereinnahmen in 1000 Euro 

o 2013: 194 

o 2014: 99 

o 2015: 121 

Tourismus/Sehens-

wertes 

• gutes touristisches Angebot 

• Ferienbauernhöfe (80 Betten) 

• Projektplanung: Ausbau des Hebbelwanderwegs 

Siedlungsentwick-

lung/Wohnungswe-

sen 

• keine Leerstände 

• fünf Bauflächen mit rechtskräftigem B-Plan vorhanden, keine weitere Planung 

• zusammenhängende Siedlungsstruktur entlang der Hauptstraße (verschiedene Querstraßen) so-

wie einige Einzelgehöfte und kleinere Ortsteile  

Infrastrukturaus-

stattung 

• gemeinsamer Landgasthof 

Ehrenamt/Feuer-

wehr 

• Feuerwehr mit Feuerwehrgerätehaus vorhanden 

• Sozialverband, Kindergruppe, Boßelverein 

 

 

 
  

https://de.wikipedia.org/wiki/Sch%C3%BClp_%28Dithmarschen%29


Amtsentwicklungskonzept Büsum-Wesselburen 

Endbericht (Fassung v. 23.04.2018)  
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16.12 Strübbel 

 

 

Fläche 4,39 km² 

Bürgermeister Reimer Jürgens 

Bevölkerung • 82 (2014) 

• Prognostizierter Zuwachs bei allen Bevölkerungsgruppen 

• Mittlere Generation im erwerbsfähigen Alter wird bis 2030 um den prozentual größten Wert (38,2%) 

im Amtsbereich zunehmen 

Lage im Raum • Straßendorf angrenzend an Schülp  

• Randlage des Amtes → eher nach Heide orientiert 

Verkehrliche Anbin-

dung 

• nahegelegen an B5 und A 23  

• ÖPNV nur auf Schulverkehr beschränkt 

Wirtschaft • Bürgerwindpark 

• Gewerbesteuereinnahmen in 1000 Euro 

o 2013: 20 

o 2014: 17 

o 2015: 11 

Tourismus/Sehens-

wertes 

• kein touristisches Angebot 

 

Siedlungsentwick-

lung/Wohnungswe-

sen 

• zwei - drei Baulücken im Ort vorhanden 

• keine Nachfrage nach Bauplätzen oder Wohnraum 

• kein Leerstand (Resthöfe sind kein Problem) 

• größtenteils eine Streusiedlung mit Einzelgehöften 

Infrastrukturaus-

stattung 

• Landgasthof Bestmann („Mittelpunkt“ des Dorfes) 

• Gaststätte mit Saal (momentan kein Pächter) 

• Versorgungsstandort sind Wesselburen und Heide 

Ehrenamt/Feuer-

wehr 

• keine eigenen Vereine 

• Feuerwehr mit Gemeinde Schülp zusammen 

 

 

 

  

https://de.wikipedia.org/wiki/Str%C3%BCbbel


Amtsentwicklungskonzept Büsum-Wesselburen 

Endbericht (Fassung v. 23.04.2018)  
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16.13 Süderdeich 

 

 

Fläche 6,64 km² 

Bürgermeister Christian Langhinrichs 

Bevölkerung • 467 (2014) 

• Bevölkerungsabnahme von 17,7% bis 2030 laut Prognose 

• Zuwachs in der Bevölkerungsgruppe der über 74-Jährigen von voraussichtlich 18,6% bis 2030 

Lage im Raum • zentral im Amtsgebiet, südlich von Wesselburen 

Verkehrliche Anbin-

dung 

• Bahnanschluss (Büsum-Neumünster), Bedarfshaltepunkt 

• ÖPNV durch Schulverkehr 

Wirtschaft • Windkraft 

• Gewerbesteuereinnahmen in 1000 Euro 

o 2013: 64 

o 2014: 179 

o 2015: 114 

Tourismus/Sehens-

wertes 

• Garten-Café 

• viele Ferienwohnungen im Ort 

• Projektplanung: Hebbelwanderweg und touristische Radwanderwege 

Siedlungsentwick-

lung/Wohnungswe-

sen 

• kaum Leerstände 

• aufgrund von Windkraftanlagen keine Ausweitung mehr möglich 

• Ansiedlung soll unterstützt werden → „Jung kauft Alt“ (Prämie, keine Grundsteuer die ersten Jahre) 

• geschlossene Siedlungsstruktur schließt direkt an Wesselburen an, einige Einzelgehöfte  

Infrastrukturaus-

stattung 

• Kindergarten und Familienzentrum 

• Breitbandanschluss unklar 

Ehrenamt/Feuer-

wehr 

• Feuerwehr vorhanden 

 

 

 

 

  

https://de.wikipedia.org/wiki/S%C3%BCderdeich


Amtsentwicklungskonzept Büsum-Wesselburen 

Endbericht (Fassung v. 23.04.2018)  
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16.14 Warwerort 

 

 

Fläche 4,57 km² 

Bürgermeister Horst Häring 

Bevölkerung • 250 (2014) 

• Rückgang für alle Bevölkerungsgruppen außer die der 75-Jährigen und Älteren (22%) 

Lage im Raum • direkt an der Nordseeküste  

• östlich von Büsumer Deichhausen bzw. Büsum 

Verkehrliche Anbin-

dung 

• nahe der B 203 

Wirtschaft • Geschäfte sonntags geöffnet 

• kein Gewerbegebiet 

• keine Windkraftanlagen  

• Gewerbesteuereinnahmen in 1000 Euro 

o 2013: 3 

o 2014: 1 

o 2015: 3 

Tourismus/Sehens-

wertes 

• kurabgabefreier Badestrand 

• Golfclub Büsum Dithmarschen 

• Feriendorf (90 Häuser) 

Siedlungsentwick-

lung/Wohnungswe-

sen 

• keine Leerstände oder Kapazitäten 

• keine bauliche Entwicklung mehr geplant 

• geschlossene Siedlungsstruktur sowie kleine touristische Siedlung hinter dem Deich 

Infrastrukturaus-

stattung 

• Gaststätten 

Ehrenamt/Feuer-

wehr 

• Feuerwehr vorhanden 

  

https://de.wikipedia.org/wiki/Warwerort


Amtsentwicklungskonzept Büsum-Wesselburen 

Endbericht (Fassung v. 23.04.2018)  
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16.15 Wesselburen, Stadt 

 

 

Fläche 5,13 km² 

Bürgermeister Heinz-Werner Bruhs 

Bevölkerung • 3.004 (2014) 

• Nur geringe Veränderungen in der Bevölkerungszusammensetzung prognostiziert  

• Zunahme der jungen (2%) und älteren Generation (12,3%) bis 2030 

Lage im Raum • zentrale Lage im Amtsgebiet, zwischen Büsum und Heide 

Verkehrliche Anbin-

dung 

• kein Problem mit Bussen und Bahnen 

Wirtschaft • regelmäßiger Wochenmarkt (Mittwoch und Samstagvormittag) 

• Gewerbesteuereinnahmen in 1000 Euro 

o 2013: 243 

o 2014: 145 

o 2015: 211 

Tourismus/Sehens-

wertes 

• Projektplanung: Hebbelwanderweg & barrierefreier Strand Wesselburenerkoog 

• Indoor Spielplatz 

• Museum 

Siedlungsentwick-

lung/Wohnungswe-

sen 

• 30-35 Bauplätze im neuen Baugebiet vorhanden (Einfamilienhäuser) 

• keine weiteren Planungen vorgesehen 

• einige Leerstände werden durch rumänische Zuwanderer bewohnt 

• 2 Seniorenwohneinrichtungen  

Infrastrukturaus-

stattung 

• 4 Ärzte, 3 Zahnärzte und 2 Apotheken 

• Grundschule inkl. Außenstelle in Neuenkirchen, Gemeinschaftsschule (Friedrich-Hebbel-Schule), 

Außenstelle eines Förderzentrums (Heide), Offene Ganztagsschule, Kindergarten 

• Kindergarten 

• 3 ambulante Pflegedienste + DRK Altenhilfezentrum 

• Stadtbücherei und VHS Wesselburen 

• Jugendzentrum (Haus der Jugend) 

Ehrenamt/Feuer-

wehr 

• Seniorenbeirat  

• Feuerwehr vorhanden (inkl. Jugendfeuerwehr mit 28 Mitglieder zwischen 10 und 18 Jahren, 8 Aus-

bilder) 

  

https://de.wikipedia.org/wiki/Wesselburen


Amtsentwicklungskonzept Büsum-Wesselburen 

Endbericht (Fassung v. 23.04.2018)  
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16.16 Wesselburener Deichhausen 

 

 

Fläche 5,07 km² (Ortsteile Hartenkröge und Hassenbüttel) 

Bürgermeisterin Tammy Wittmaack 

Bevölkerung • 115 (2014) 

• Rückgang der Bevölkerung bis 2030, vor allem der Anteil der Kinder und Jugendlichen wird mit 

38,2% stark abnehmen 

• Für die ältere Bevölkerungsgruppe wird keine Veränderung prognostiziert 

Lage im Raum • liegt am östlichen Rand des Amts Büsum-Wesselburen 

Verkehrliche Anbin-

dung 

• nahe der B203 

Wirtschaft • Landmaschinenfachbetrieb sowie weiteres Kleingewerbe (Malerbetrieb, Tierarztpraxis) 

• landwirtschaftlicher Haupterwerbsbetrieb 

• Bürgerwindpark (WKAs) 

• Gewerbesteuereinnahmen in 1000 Euro 

o 2013: 10 

o 2014: 34 

o 2015: 35 

Tourismus/Sehens-

wertes 

• Ferienwohnungen (10 Häuser) 

 

Siedlungsentwick-

lung/Wohnungswe-

sen 

• sechs Baugrundstücke in altem Neubaugebiet verkauft 

• potenzielle Baufläche (zwei Baugrundstücke) auf Brachfläche (jedoch kein Zugriff) 

• teilweise Nachfrage von jungen Familien 

• steigende Preise für Eigentum (hohe Nachfrage aus ganz Deutschland) 

• keine Leerstände 

• ca. 13 Zweitwohnsitze 

• Kleinstort mit eigenem Dorfgemeinschaftshaus, jedoch ohne erkennbarem Ortskern 

Infrastrukturaus-

stattung 

• Dorfgemeinschaftshaus 

Ehrenamt/Feuer-

wehr 

• Dorfverein seit 40 Jahren 

 

  

https://de.wikipedia.org/wiki/Wesselburener_Deichhausen
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16.17 Wesselburenerkoog 

 

 

Fläche 21.09 km² 

Bürgermeister Eggert Wilkens 

Bevölkerung • 173 (2014) 

• Bevölkerungsrückgang von 4,3% bis 2030 prognostiziert 

• ältere Bevölkerungsgruppe steigt voraussichtlich um 15,7% 

Lage im Raum • liegt an Nordsee und Eider-Mündung 

• nördlichste Gemeinde des Amts 

Verkehrliche Anbin-

dung 

• Verkehrsanbindung durch L305 

• Probleme bei der Mobilität durch Zersiedlung und hohen Altersdurchschnitt 

Wirtschaft • kleine Handwerksunternehmen (Gartenbau, Parkettleger, Garagentorbau) 

• Direktvermarktung durch landwirtschaftliche Betriebe, Café, Gaststätte) 

• PV- und Windkraftanlagen 

• Gastgewerbe 

• Gewerbesteuereinnahmen in 1000 Euro 

o 2013: 6 

o 2014: 131 

o 2015: 52 

Tourismus/Sehens-

wertes 

• Ferienhaussiedlung (70 Häuser) 

• Campingplatz (200 Stellplätze) 

• Badestrand mit Bistro und Hundestrand 

• Wattführungen durch Kardinger Land 

• Eidersperrwerk 

Siedlungsentwick-

lung/Wohnungswe-

sen 

• Leerstände (große Höfe) und einige Baulücken, aber keine Nachfrage 

• keine Leerstände in Arbeiterhäuser (jedoch zum größten Teil als Zweitwohnung)  

• Baulücken sind vorhanden, aber keine Nachfrage  

• viele Höfe verteilt auf dem Gemeindegebiet, kein Ortskern erkennbar (mit Ausnahme der Gast-

stätte und der Ferienhaussiedlung am Deich)  

Infrastrukturaus-

stattung 

• kleiner Landladen  

Ehrenamt/Feuer-

wehr 

• Feuerwehr-Gemeinschaft mit Schülp 

• 25 aktive Feuerwehrleute 

 

 

  

https://de.wikipedia.org/wiki/Wesselburenerkoog
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16.18 Westerdeichstrich 

 

 

Fläche 7,50 km² 

Bürgermeister Klaus-Dieter von Postel 

Bevölkerung • 848 (2014) 

• Negative Bevölkerungsentwicklung von -4,4% bis 2030 laut Prognose 

• Steigende Bevölkerungszahlen in der Bevölkerungsgruppe der Kinder und Jugendlichen (20,3%) 

und der Älteren (14,9%) 

Lage im Raum • direkt an der Nordseeküste, nördlich von Büsum 

Verkehrliche Anbin-

dung 

• Netz von Rad- und Wanderwegen … 

Wirtschaft • Druckerei, Tischlerei 

• Gewerbesteuereinnahmen in 1000 Euro 

o 2013: 103 

o 2014: 72 

o 2015: 80 

Tourismus/Sehens-

wertes 

• anerkannter Erholungsort  

• Wahrzeichen „Margaretha“ (Hotel und Restaurant) 

• Haus des Gastes (Gerhard-Dreeßen-Hus) mit großem Veranstaltungssaal 

• verschiedene Urlaubsunterkünfte (Hotel, FeWo, Ferienhaus, Campingplätze) 

• Reiterhof 

Siedlungsentwick-

lung/Wohnungswe-

sen 

• altes Baugebiet (80er Jahren) ausgelastet 

• einige Baulücken vorhanden, kein Verkaufsinteresse der Eigentümer 

• neues Baugebiet vorstellbar 

• kleiner Ortskern (Dorfstraße/Op’n Diek/Am Wehl) erkennbar, weitere Ortsteile im Gemeindegebiet, 

größtenteils touristisch geprägt, einige Höfe  

Infrastrukturaus-

stattung 

• Restaurants 

Ehrenamt/Feuer-

wehr 

• Feuerwehr vorhanden (inkl. Jugendfeuerwehr) 

• Angelverein  

 

 

 

  

https://de.wikipedia.org/wiki/Westerdeichstrich
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IMPRESSUM 

 

 

Veranstalter und Projektträger  Amt Büsum-Wesselburen 

Amtsvorsteher: Wilhelm Hollmann  

Ansprechpartner: Jörn Timm (LVB)  

Kaiser-Wilhelm-Platz 1, Rathaus | 25761 Büsum 

Tel.: 04834 / 909200  

E-Mail: info@amt-buesum-wesselburen.de 

   www.amt-buesum-wesselburen.de     

 

 

 

Beratung / Prozessmanagement  

     Raum & Energie  

Institut für Planung, Kommunikation und Prozessmanagement GmbH 

Katrin Fahrenkrug, M.A.   

Teike Scheepmaker, M. Sc. Stadtplanung 

Lülanden 98 | 22880 Wedel / Hamburg  

Tel.: 04103 / 16041 | E-Mail: institut@raum-energie.de  

www.raum-energie.de  

 

 

Gertz Gutsche Rümenapp 

Stadtentwicklung und Mobilität Planung  

Beratung Forschung GbR 

Dr.-Ing. Jens-Martin Gutsche   

Dipl.-Ing. Martin Albrecht 

Ruhrstraße 11 | 22761 Hamburg 

Tel.: 040 / 85373741 | E-Mail: albrecht@ggr-planung.de 

     www.ggr-planung.de  

 

Stand:      23.04.2018 

 
Das Amtsentwicklungskonzept für das Amt Büsum-Wesselburen wird unterstützt durch die AktivRegion Dithmarschen 

mit Förderung aus Mitteln des Landesprogrammes ländlicher Raum (LPLR) Schleswig-Holstein 2014-2020. 
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ANHANG 

Anlage 1 – SWOT – Analyse 

Anlage 2 – Bericht der Kinder- und Jugendbeteiligung  

Die Protokolle der Veranstaltungen und Arbeitsgruppen sind auf der Webseite www.raum-ener-

gie.de/projekte/details/news/amtsentwicklung-buesum-wesselburen/ hinterlegt. 
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